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Venezuela 2016 

Die Lage entspannt sich etwas, aber die Regierung 
ist weiter in der Defensive. Die Opposition hat ihr 
Hauptziel verfehlt: Präsident Maduro zu stürzen. 
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Arbeit und Aufklärung 

Ein Lenintext lädt ein zu Gedanken zum großen 
Fensterbild am Sitz des Parteivorstands der DKP 
in Essen. 
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Ein gutes Jahr 2017 


Unseren Leserinnen und Le¬ 
sern erholsame Feiertage und 
die besten Wünsche für das 
Jahr 2017. 

Die Redaktion 


Die vorliegende, erweiterte UZ ist 
die letzte in diesem Jahr. 

Die nächste Ausgabe erscheint am 
Freitag, dem 6. Januar 2017 



In den Knast für „Fake News“ 

Meinungsbranche und Regierung kämpfen mit Verboten um verlorenes Ansehen 



Kriegsminister Scharping präsentiert im Bundestag 1999 die klassische Falschmeldung, den Hufeisenplan“ Jugoslawiens 


S eit neuestem soll es Menschen 
geben, die falsche Nachrichten 
in die Welt setzen, „Fake News“ 
wie der besorgt-weltgewandte Ber¬ 
liner Großkoalitionär aufzusagen 
weiß. „Fake News “-Verbreiter sollen 
mit der vollen Härte des Gesetzes be¬ 
straft werden, fordert der zuständige 
Sozialdemokrat und Justizminister 
Heiko Maas. Bis zu fünf Jahre Knast. 
Klingt irgendwie nach „Lügenpresse“ 
von der anderen Seite. 

Aber, das wäre mal ein Anfang, 
könnte man denken. Maas’ Genos¬ 
se Scharping beispielsweise, der als 
Kriegsminister in Jugoslawien 1999 den 
„Hufeisenplan“ aufdeckte. Das war ein 
Kriegsverbrechen, wie sein damaliger 
Chef Gerhard Schröder später zugege¬ 
ben hat. Es war ein Kriegsverbrechen, 
das in der Verbreitung einer Lüge be¬ 
stand. Statt des jugoslawischen Prä¬ 
sidenten Slobodan Milosewic hätten 
Scharping, Schröder und der damalige 
deutsche Außenminister Joseph Fischer 
in Den Haag einsitzen müssen. Nur fünf 
Jahre - aber besser als nichts. 

Klar, der Weihnachtsmann ist eine 
Erfindung von Coca-Cola. Es geht in 
deutschen Medien natürlich nicht um 
Kriegsverbrechen, die Enteignung 
von Rentnern, die Austrocknung der 
Staatskassen, die sozialen und öko¬ 
nomischen Abbruchunternehmen, 
die Millionen ins Elend stürzen. Alles 
Dinge, die nur gefälschte Nachrichten 
sein können. Wir sollen glauben, dass 
Donald Trump nur deshalb Präsident 
wurde, weil Wladimir Putin die nette 
Frau Clinton nicht leiden konnte und 
er deshalb seine Hacker auf sie gehetzt 
hat. Und dass der US-Spionageapparat 
zwar den gesamten Globus überwacht 
und sein eigenes, von ihm entwickeltes 
Netz kontrolliert, aber gegen Hacker 
wie „Fancy Bear“ völlig machtlos ist. 

Und wenn es der armen Frau Clin¬ 
ton schon so übel ergeht, trotz CIA und 
NSA, um wie viel schlimmer muss es 
denn erst bei der armen Frau Merkel 
sein? Oder bei dem armen Herrn Ga¬ 
briel? Wie sollen die honorigen Groß- 
koalitionäre noch Wahlen gewinnen, 
wenn im Internet, und zwar nicht nur 
von russischen Hackern, „postfaktisch“ 


gelogen wird, dass sich die Balken bie¬ 
gen? Wenn Hinz und Kunz (oder Russia 
Today) behaupten können, die erfolg¬ 
reichste Bundesregierung aller Zeiten 
sei in Wirklichkeit einfach nur nackt. 
Grauenvoll. Sicher, „Bild und Glot¬ 
ze“ - wie Schröder Presse und Fernse¬ 
hen knapp nannte - tun was sie können. 
Hofberichterstattung auf allen Kanä¬ 
len vom Feinsten. Aber es reicht nicht. 
Wenn 2017 selbst die Große Koalition 
nicht mehr groß genug ist, weiß man je¬ 
denfalls woran es liegt. 

Also müssen Gesetze her. Mit dem 
diffusen Straftatbestand der „geziel¬ 
ten Desinformation zur Destabili¬ 
sierung des Staates“, wie von CDU- 
Rechtsexperten Patrick Sensburg ge¬ 
fordert, dürfte für die hinreichende 
Streubreite gesorgt sein, durch welche 
die volle Härte des Gesetzes dann die 
gewünschte Flächenwirkung entfalten 
kann. 


Es geht natürlich auch eleganter. 
Bekanntlich handelt es sich bei den 
marktbeherrschenden Internetgigan¬ 
ten Facebook, Youtube & Co. um Pri¬ 
vatfirmen. Welche Inhalte sie zulassen 
oder auch nicht, ist ihre autokratische 
Entscheidung. Anfang des Monats 
wurde die Errichtung einer gemein¬ 
samen Datenbank zur Erfassung „ex¬ 
tremistischer Inhalte“ gemeldet. Wer 
künftig dieses Kainsmal von wem und 
aus welchen Gründen auch immer ver¬ 
passt bekommt, dürfte damit im Inter¬ 
net so gut wie inexistent geworden sein. 
Selbstredend ohne die Möglichkeit, da¬ 
gegen vorgehen zu können. 

Um sich schon einmal warm zu lau¬ 
fen, veröffentlichte die „Washington 
Post“ eine Liste von 200 Webmedien, 
die schlankweg verdächtigt werden, rus¬ 
sische Propaganda zu verbreiten. Alle 
auffallend regierungskritisch. Russische 
Einflussagenten allenthalben. 


Was in den USA die Pleite von Frau 
Clinton, ist in der EU der Brexit und die 
Ablehnung von TTIP Das kann ja nicht 
mit rechten Dingen zugegangen sein. 
„Bild“ weiß schon, was künftig noch 
droht: „Putins hybrider Großangriff zur 
Bundestagswahl 2017 - Propaganda¬ 
feldzug sogar mit Sexmobs.“ Sexmobs? 
Das Berliner Aufklärungsorgan fragt 
besorgt: „Was würde zum Beispiel pas¬ 
sieren, wenn sich auf einem Sommerfes¬ 
tival vor der Wahl etwas ähnliches wie¬ 
derholt wie in Köln zur Silvesternacht? 
Wie würde Merkel dann dastehen?“ Ja, 
wie wohl? Wie sie immer dasteht. 

Wer befürchtet hatte, blöder geht es 
nicht, kann beruhigt sein. Wenn es um 
Repression, Sozialabbau und Kriegs¬ 
hetze geht, ist die Skala nach unten 
offen. Da lässt sich die herrschende 
Meinungsbranche nicht von irgend¬ 
welchen Internettypen die Butter vom 
Brot nehmen. Klaus Wagener 


Strafanzeige 

angekündigt 

In einem Schreiben an die Sprecher 
der Ratsparteien kündigt der Bottro- 
per Oberbürgermeister Tischler an, 
Strafanzeige gegen den Ratsherren 
Michael Gerber (DKP) zu erstatten. 
Gerber wird vorgeworfen, die Ver¬ 
traulichkeit aus nichtöffentlichen 
Sitzungen des Verwaltungsrates der 
Bottroper Entsorgung- und Stadtrei¬ 
nigung (BEST) verletzt zu haben. 
Seit langem gibt es starke Konflik¬ 
te zwischen dem Vorstand und den 
Beschäftigten der BEST. Die Unzu¬ 
friedenheit und die hohe Arbeitsbe¬ 
lastung zeigen sich zum Beispiel in ei¬ 
nem extrem hohen Krankenstand der 
Belegschaft. 

Kritisiert wird die mangelnde Ge¬ 
sundheitsvorsorge, fehlendes Personal 
und der Versuch, das Personal durch 
elektronische Chips an den Müllton¬ 
nen lückenlos zu überwachen. 

DKP-Ratsherr Michael Gerber: 
„Die Einleitung eines Strafverfah¬ 
rens gegen mich sehe ich als Reak¬ 
tion auf meine Forderung nach per¬ 
sonellen Veränderungen im Vorstand 
der BEST. Ich werde mich auch künf¬ 
tig als Ratsherr für Transparenz ein- 
setzen. Der Strafanzeige gegen mich 
sehe ich gelassen entgegen.“ 

Spenden 2016 

Herzlichen Dankan alle Spenderin¬ 
nen und Spender! Ohne die finan¬ 
zielle Unterstützung tausender 
Menschen hätten wir weder das 
UZ-Pressefest noch andere politi¬ 
sche Aktionen durchführen kön¬ 
nen. Auch 2017 sind wir auf Spen¬ 
den angewiesen, denn: Organisier¬ 
ter Widerstand kostet Kraft - aber 
auch Geld! 

Beiträge und Spenden an die DKP 
sind steuerlich abzugsfähig. An¬ 
fang 2017 werden alle Spenden, die 
bis zum 31.12.2016 auf dem Konto 
des DKP-Parteivorstands verbucht 
wurden, zur Vorlage beim Finanz¬ 
amtbescheinigt. Klaus Leger 

Jetzt an die DKP spenden! 
Spendenkonto DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank 

BIC: GENODEMiGLS 

IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 


Nach dem Anschlag 

AfD macht Stimmung - Unionspolitiker wollen härteres Vorgehen 


Nach dem Anschlag auf dem Berliner 
Breitscheidplatz herrscht bei vielen in 
der Stadt tiefe Betroffenheit. Familien 
bangen um ihre Angehörigen. Trauerfei¬ 
ern finden statt. Noch sind (bei Redakti¬ 
onsschluss dieser Ausgabe) wesentliche 
Umstände ungeklärt. 

Am Tag nach dem Geschehen wur¬ 
den erste Maßnahmen festgelegt. Am 
Mittwoch blieben die Weihnachtsmärk¬ 
te in der Hauptstadt geschlossen. Auf 
einer Pressekonferenz von Senat und 
Berliner Polizei wurde bekanntgegeben, 
dass die Sicherheitsmaßnahmen in der 
Stadt verschärft werden: Die Polizeiprä¬ 
senz auf öffentlichen Plätzen, auf Fern¬ 
bahnhöfen und den beiden Flugplätzen 
wird verstärkt. Die Weihnachtsmärkte 
werden besonders geschützt. Zudem 
sollen Betonpoller an bestimmten gro¬ 
ßen Weihnachtsmärkten Zufahrten ver¬ 


sperren. Das Sicherheitskonzept der Sil¬ 
vesterfeier am Brandenburger Tor wird 
noch einmal grundlegend überarbeitet. 
Auch in den kommenden Tagen wird 
mit einer angespannten Situation ge¬ 
rechnet. - Dauer ungewiss. 

Obgleich die Polizei, die Feu¬ 
erwehr, andere Rettungskräfte am 
Abend des 19. Dezember sehr beson¬ 
nen reagierten und sich Polizeisprecher 
wie Senatsvertreter mit Bewertungen 
zurückhielten, nutzten - kaum war der 
Anschlag geschehen - andere die Si¬ 
tuation zu ihren Gunsten. Es gab üble 
rechte Hasskommentare in den sozia¬ 
len Medien und in Blogs. 

Und kaum hat sich die Nachricht 
von einem möglichen Anschlag ver¬ 
breitet, bewerteten auch AfD-Politiker 
das Geschehene. „Wann schlägt der 
deutsche Rechtsstaat zurück? Wann 


hört diese verfluchte Heuchelei end¬ 
lich auf? Es sind Merkels Tote!“, schrieb 
beispielsweise der AfD-Landeschef von 
Nordrhein-Westfalen und Europaabge¬ 
ordnete der Partei, Marcus Pretzell, Le¬ 
bensgefährte von Frauke Petry, bei Twit- 
ter. Und AfD-Chefin Frauke Petry re¬ 
agierte - während sich andere führende 
Parteivertreter deutlich zurückhielten - 
auf Facebook: „Merkel und Co. stehen 
für grenzenlose Freiheit’, die offenbar 
von vielen Kriminellen und auch Ter¬ 
roristen gerne genutzt wird.... 

Es ist unverantwortlich und un¬ 
menschlich, was sich unsere Regierung 
hier leistet und geleistet hat. Es wird 
Zeit, dass sich etwas ändert. Merkel 
muss weg! Es ist höchste Zeit!“ 

Die „FAZ“ berichtete am 20. De¬ 
zember, dass die Berliner AfD noch in 
der Nacht zum Dienstag ein Bild bei 


Facebook veröffentlichte, das einen 
bekannten Slogan der rechten Szene 
aufgreift. Neben dem Satz „Kein Zaun 
ist illegal“, steht da „Grenzen schützen 
Leben.“ „Auch die vom Verfassungs¬ 
schutz beobachtete Jdentitäre Bewe¬ 
gung’ nutzt den Satz. ,Für unsere Fami¬ 
lie, unsere Kinder, unser Volk, unsere 
Kultur, unser Erbe und unsere Identi¬ 
tät, steht darunter. 

Doch auch führende CSU- und 
CDU-Politiker heizten die Stimmung 
an. In den nächsten Tagen und Wochen 
ist zu erwarten, dass aus dieser Rich¬ 
tung, vor allem aus der CSU, die For¬ 
derungen nach einer noch härterem 
Gangart zunehmen werden. Der Vor¬ 
sitzende der Innenminister-Konferenz, 
Klaus Bouillon (CDU), saarländischer 
Innenminister, behauptete gegen¬ 
über dem Saarländischen Rundfunk, 


Deutschland befinde sich im Kriegs¬ 
zustand. Bayerns Innenminister Herr¬ 
mann forderte einen Kurswechsel in 
der Flüchtlingspolitik. Man müsse of¬ 
fen über die Risiken durch die Aufnah¬ 
me von Flüchtlingen zu sprechen. „Wir 
müssen uns jetzt mit der Frage beschäf¬ 
tigen, welche Risiken wir mit dieser 
großen Zahl von Flüchtlingen ins Land 
bekommen“, so Herrmann am 20. De¬ 
zember im Bayerischen Rundfunk. 

Der Bevölkerung könne nicht zu¬ 
gemutet werden, „das jetzt einfach 
weiter so laufen zu lassen, dass wir ein 
erhöhtes Anschlagsrisiko von Perso¬ 
nen haben, die aus einem radikalen 
Islamismusverständnis heraus solche 
Anschläge begehen“. 

Zu diesem Zeitpunkt war noch 
nichts über den Hintergrund der Tat 
bekannt. Nina Hager 
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AWO: Erstes Angebot 

Wichtige ver.di-Forderungen in NRW abgelehnt 


Zum Auftakt der Tarifverhandlungen 
für die Beschäftigten der Arbeiterwohl¬ 
fahrt in NRW am 29. November 2016 in 
Köln legten die Arbeitsgeber“ ein erstes 
Angebot vor. Dieses Angebot hat zum 
Inhalt: 

★ Erhöhung der Monatsentgelte in zwei 
Schritten für alle: ab dem 1. Januar 2017 
um 2 Prozent, ab dem 1. Januar 2018 um 
weitere 2,75 Prozent. 

★ Abweichend davon für Pflegefachkräf¬ 
te in den Entgeltgruppen 7a und höher: 
Übernahme von Monatsentgeltbeträgen 
aus dem TVöD in zwei Schritten, 

ab dem 1. Januar 2017 die TVöD- 
Werte des Jahres 2016, 

ab dem 1. Januar 2018 die TVöD- 
Werte des Jahres 2017. 

★ Für Erzieherinnen, Erzieher und Kita- 
Leitungen: Heranführung an die Monats¬ 
entgelte des TVöD. Ein konkretes An¬ 
gebot dazu kündigten die Arbeit“geber“ 
für die nächste Verhandlungsrunde an. 

★ Erhöhung der Auszubildendenvergü¬ 
tungen in zwei Schritten: Ab dem 1. Janu¬ 
ar 2017 um 35 Euro und ab dem 1. Januar 
2018 um weitere 30 Euro monatlich. 

In einer ersten Stellungnahme be¬ 
grüßte ver.di die Überlegungen der 


AWO-Arbeit“geber“, dem Fachkräfte¬ 
mangel in der Altenpflege auch durch 
eine Anpassung der Bezahlung bei der 
AWO an die höheren Entgelte im öffent¬ 
lichen Dienst (TVöD) entgegen zu wir¬ 
ken. Das muss aber mit dem Blick auf 
alle Beschäftigten der AWO in NRW in 
allen Bereichen erfolgen. 

Die Arbeit in der AWO-NRW ist 
nach Auffassung der Gewerkschaft ge¬ 
nauso viel wert wie im öffentlichen 
Dienst. Deshalb fordert sie einen Sockel 
von 50 Euro in den Entgeltgruppen 1-9. 
Der Arbeitsgeber“ antwortet darauf mit 
Ablehnung. 

ver.di zeigt sich erschreckt über das 
Ausmaß an befristeten Arbeitsverhält¬ 
nissen bei der AWO in NRW. „Befris¬ 
tung ist keine Perspektive!“ meint die 
Gewerkschaft und fordert Sicherheit 
für gute Arbeit mit unbefristeten Ar¬ 
beitsverträgen. Auch hier reagiert der 
Arbeit“geber“ mit Ablehnung, ebenso 
wie auf die Forderung nach zusätzlichen 
freien Tagen für ver.di-Mitglieder. 

Die Tarifverhandlungen werden 
am 9. Januar 2017 in Düsseldorf fort¬ 
gesetzt. 

Gerhard Ziegler 


Kein Lohn unter 
zehn Euro 

Tarifabschluss in der Sicherheitswirtschaft 


In der deutschen Sicherheitswirtschaft 
arbeiten nach Unternehmerangaben 
inzwischen bereits rund eine viertel 
Million Menschen - Tendenz steigend. 
Der Umsatz im Kerngeschäft ist bis 
2015 auf fast sieben Milliarden Euro 
gewachsen. Doch die Löhne in der 
Boombranche sind kümmerlich. Die 
Gewerkschaft ver.di hat deshalb zum 
Jahresende alle Lohntarifverträge ge¬ 
kündigt. Zur Verhandlung stehen die 
Bereiche Flughafensicherheit, Geld- 
und Werttransporte, Atomkraftwerks¬ 
bewachung, Bewachung von Militär¬ 
anlagen sowie Allgemeine Bewachung. 

In Baden-Württemberg wurde am 
6. Dezember ein erster Abschluss für 
alle Bereiche erzielt. Demnach klet¬ 
tern die Löhne in den kommenden 
zwei Jahren um maximal 5,8 Prozent 
und kein Lohn liegt mehr unter zehn 
Euro pro Stunde. Neu ist eine höhe¬ 
re Eingruppierung der Bewacher von 
Flüchtlingsheimen. Für Bremen, Nie¬ 
dersachsen und Schleswig-Holstein ei¬ 
nigten sich die Tarifparteien bereits am 
5. Dezember, allerdings bleibt hier der 
Tarifvertrag auf die Luftsicherheit be¬ 
schränkt. Dort steigen die Löhne inner¬ 
halb von zwei Jahren um knapp zehn 
Prozent. „Es waren heiße Verhand¬ 
lungen“, kommentierte ver.di-Sekretär 
Domenico Perroni gegenüber der UZ, 
„unter dieses Ergebnis wären wir nicht 
gegangen.“ 

Doch nicht in allen Bereichen und 
Regionen ist mit einem schnellen Ende 
der Tarifrunde zu rechnen. So steht in 
Bremen die nächste Verhandlungsrun¬ 
de für die Allgemeine Bewachung erst 
am 21. Dezember an. Dort sind Unter¬ 
nehmer und Beschäftigte weit vonei¬ 
nander entfernt. Die ver.di-Mitglieder 
verlangen zwei Euro mehr Lohn, die 
Gegenseite bietet zwei Mal 25 Cent 
über zwei Jahre verteilt. In der un¬ 
tersten Lohngruppe zu neun Euro die 
Stunde arbeiteten rund 70 Prozent der 


Beschäftigten, so die Gewerkschaft. 
Obwohl die Branche wächst, fehlen 
Arbeitskräfte. Für die Angestellten ist 
klar, dass das an den niedrigen Löh¬ 
nen liegt. Der Bundesverband der Si¬ 
cherheitswirtschaft (BDSW) bietet mit 
9,25 Euro in Bremen noch weniger als 
einen halben Euro über dem Mindest¬ 
lohn von 8,84 Euro ab 2017. 

Während die Angestellten an den 
Sicherheitsschleusen der Flughäfen 
erheblichen ökonomischen Druck aus¬ 
üben können und hohe Abschlüsse mit 
bis zu 17 Euro Stundenlohn erzielen, 
sind die Sicherheitsleute im allgemei¬ 
nen Wachgewerbe deutlich schwerer 
zu organisieren. Sie arbeiten häufig al¬ 
leine oder in kleinen Gruppen. Um sie 
zu erreichen, fahren Betriebsräte und 
Gewerkschafter mit dem Auto von Ar¬ 
beitsort zu Arbeitsort und besprechen 
die aktuellen Anliegen. Aktionsfähig 
ist die Gewerkschaft vor allem in grö¬ 
ßeren Objekten und Betrieben. Benen¬ 
nen will ver.di-Sekretär Perroni diese 
aber nicht. Das habe nicht nur taktische 
Gründe, es sei auch zu befürchten, dass 
sonst der Druck auf die Beschäftigten 
im Voraus erhöht werde. Umso erfreu¬ 
ter waren die ver.di-Funktionäre, als 
zur ersten Verhandlungsrunde im Bre¬ 
mer Wachgewerbe Ende November 
mehrere Dutzend Mitglieder ins örtli¬ 
che DGB-Haus gekommen waren. Sie 
standen mit Protestschildern auf den 
Boden klopfend Spalier, während die 
Verhandler des BDSW anreisten. 

Dabei sind die Arbeitsbedingungen 
gerade in der Allgemeinen Bewachung 
besonders belastend. In einem Video 
auf www.verdi.de/verditv berichtet 
eine Bewacherin im Bremerhavener 
Hafen von 12-Stunden-Schichten und 
Arbeitszeiten zwischen 48 und 60 Stun¬ 
den pro Woche. Auf dem Hafengelände 
seien an 365 Tagen im Jahr Wachleute 
unterwegs - rund um die Uhr. 

Mirko Knoche 


Schon mal vormerken: 

Branchentreffen Gesundheitswesen 

Das nächste Branchentreffen Gesundheitswesen des 
Arbeitskreises „Betrieb und Gewerkschaft“ beim Partei¬ 
vorstand der DKP findet statt am 

Samstag, 25. Februar 2017 ab 11.15 Uhr. 

Ort: Hoffnungstraße 18,45127 Essen 


Für 6 Prozent mehr mit 
sozialer Komponente 

ver.di hat Forderung für die Tarifrunde öffentlicher Dienst der 
Länder aufgestellt 



Auftakt der letzten Tarifrunde Öffentlicher Dienst, Bund-Kommunen am 21. März 2016 


M it einer Gesamtforderung 
nach 6 Prozent mehr Lohn 
und Gehalt auf 12 Monate 
gehtendie Vereinte Dienstleistungs¬ 
werkschaft ver.di, die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft GEW, 
die Gewerkschaft der Polizei GdP, die 
Industriegewerkschaft Bauen Agrar 
Umwelt IG BAU und der Deutsche 
Beamtenbund dbb für eine Million 
Tarifbeschäftigte der Länder in die 
Tarifrunde 2017 Frank Bsirske be¬ 
gründete die Forderung auch mit dem 
Hinterherhinken des öffentlichen 
Dienstes hinter der gesamtwirtschaft¬ 
lichen Lohnentwicklung und der not¬ 
wendigen Steigerung der Massen¬ 
kaufkraft. Die Verhandlungsgemein¬ 
schaft der DGB-Gewerkschaften 
mit „dbb und tarifunion“ trifft dabei 
auf die Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder TdL, in der alle Bundesländer 
außer Hessen zusammengeschlossen 
sind. Deren Verhandlungsführer, der 
niedersächsische Finanzminister Pe¬ 
ter-Jürgen Schneider, hat die Forde¬ 
rungen mit Hinweis auf Schulden¬ 
bremsen und niedrige Inflationsraten 
zurückgewiesen. Die Verhandlungen 
beginnen am 18. Januar. 

Das berufliche Spektrum ist breit, 
es geht von Ärztinnen und Ingenieu¬ 
ren über Zeichner und Laborantin¬ 
nen bis hin zu Kartenverkäufern in 
Theatern und Küchenhilfen. Es um¬ 
fasst u.a. schulische Bildung, Justiz, 
Polizei, Gesundheits- und Verkehrs¬ 
wesen, Landesministerien und nach- 
geordnete Behörden. So schwanken 
dann die Grundgehälter der Stufen 
2 bis 15 zwischen 1 800 und 4 200 im 
Einstiegsbereich bzw. 2 400 und 4 800 
Euro und den Endstufen. In der Stufe 
1 ist de facto kaum jemand beschäf¬ 
tigt, da eine ungelernte Tätigkeit mit 
Berufserfahrung zur Einstufung nach 
3 führt. Ab Stufe 4 werden Beschäf¬ 
tigte mit Berufsausbildung eingrup¬ 
piert, ab 9 mit akademischer Ausbil¬ 
dung. 

Die durch Ausbildung und Tätig¬ 
keit bestimmten Unterschiede zwi¬ 
schen den Entgeltstufen sind nicht die 
Ursache für die immer weiter klaffen¬ 
de Schere zwischen Arm und Reich 
in Deutschland, sind doch selbst die 
Spitzengehälter hier nur ein Bruch¬ 
teil von dem, was wirklich Reiche 
überwiegend ohne eigene Leistung 
z.B. an Kapitalerträgen kassieren. 
Auch deshalb spielte die Diskussion 
um Festbeträge kaum eine Rolle. Die 
oft genannte Begründung, wenn denn 
zu wenig da sei, müsse das Wenige 
gleichmäßig verteilt werden, akzep¬ 
tiert eigentlich, dass öffentliche Kas¬ 
sen bedingt durch Steuergeschenke 


an Reiche, Schuldenbremsen etc. leer 
sind und bleiben. Die jetzige Forde¬ 
rung nach einer sozialen Komponen¬ 
te durch Mindest- oder Sockelbeträge 
kann alle Beschäftigten mobilisieren, 
da sie „unten“ und „oben“ eine spür¬ 
bare Verbesserung bringen will. Zu¬ 
dem wird für die Entgeltgruppen 9 bis 
15 eine sechste Stufe gefordert. 

Bis in die 90er Jahre wurde für 
alle Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes von Bund, Ländern und 
Kommunen einheitlich verhandelt 
und abgeschlossen. Es war ausge¬ 
rechnet das „rot-rot“ regierte Ber¬ 
lin, das als erstes absprang, die an¬ 
deren Länder folgten. Sie wollten 
damit vom schlechteren gewerk¬ 
schaftlichen Organisationsgrad unter 
den Landesbediensteten profitieren. 
Deshalb gingen die 2015 im Sozial- 
und Erziehungswesen von Bund und 
Kommunen erkämpften Verbesse¬ 
rungen an den betroffenen Landes¬ 
beschäftigten vorbei. Hier wird jetzt 
die Angleichung gefordert. 

Für 40 000 Auszubildende und die 
Praktikanten sind 90 Euro mehr pro 
Monat sowie die Übernahme nach 
der Ausbildung in ein festes Arbeits¬ 
verhältnis gefordert. Viele Jugend¬ 
liche, aber auch Ältere sind bei den 
Ländern von sachgrundlosen Befris¬ 
tungen betroffen, besonders im Wis¬ 
senschaftsbereich. Das wollen ver.di 
und Co. per Tarifvertrag beenden. 

Die Gewerkschaften fordern auch 
die Übernahme der Verhandlungser¬ 
gebnisse für über 1,1 Mio. Beamtin¬ 
nen und Beamte der Länder und 185 


000 der Kommunen sowie für 700 
000 bzw. 185 000 Pensionäre. Denen 
wird nach wie vor das Recht, selbst für 
ihre Gehälter und Arbeitsbedingun¬ 
gen einzutreten, verweigert. Befolgte 
Aufrufe der GEW an Lehrer, sich an 
Streiks zu beteiligen, führten auch in 
SPD-regierten Ländern zu Diszipli¬ 
narmaßnahmen. Erschwerend kommt 
hinzu, dass nicht nur in Sachen Be¬ 
soldung fast jedes Bundesland eigene 
Wege geht. 

Verständlich, aber auch zwei¬ 
schneidig, ist der Hinweis der Ge¬ 
werkschaften auf die derzeit rela¬ 
tiv guten Steuereinnahmen. Ein 
Einbruch der Konjunktur, und der 
kommt im Kapitalismus so sicher 
wie Neujahr nach Weihnachten, 
würde den Anspruch der Beschäf¬ 
tigten auf Lohnerhöhungen aber 
nicht schmälern. Neben der Absiche¬ 
rung herrschender Verhältnisse hat 
der öffentliche Dienst z.B. bei der 
Bildung und im Gesundheitswesen 
Aufgaben dort, wo gerade Arbeiten¬ 
de und ihre Familien auf kompetente 
Beschäftigte angewiesen sind. Fehlt 
dort wegen schlechter Bezahlung bei 
ständig wachsenden Anforderungen 
Personal, dann trifft das fast alle ne¬ 
gativ, außer die Reichen, ver.di hat 
dazu in der Aktion „Gerecht geht an¬ 
ders“ gut argumentiert. Die Unter¬ 
stützung der Kolleginnen und Kolle¬ 
gen in der Tarifrunde ist nicht nur ein 
Gebot der Solidarität, sie dient auch 
den eigenen Interessen der großen 
Mehrheit. 

Volker Metzroth 
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Urteil des Arbeitsgerichts 
hebelt Betriebsrat aus 


Fast alle Gekündigten von XXXL Rück in Oberhausen nehmen Abfindungen an 


E nde 2015 wollte der Betriebsrat 
von XXXL Rück durch eine Neu¬ 
wahl sein Mandat absichern, da 
im Sommer zwei XXXL-Dienstleis- 
tungsgesellschaften gegen andere aus¬ 
getauscht worden waren. Die mit dem 
Eilverfahren befasste Kammer des 
Arbeitsgerichts Oberhausen stellte je¬ 
doch, wie nach ihr auch verschiedene 
Kammern des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf, einen Betriebsübergang 
fest. Es beschied dem Betriebsrat, dass 
er bis 2018 im Amt sei. Daraufhin klag¬ 
te der Betriebsrat auf Herausgabe sei¬ 
nes Büros, um seine Arbeit fortsetzen 
zu können. 

Mit diesem Hauptverfahren war 
eine andere Kammer des Arbeitsge¬ 
richts Oberhausen befasst. Die kam 
jetzt zum gegenteiligen Ergebnis: Bei 
der Übertragung des Betriebes des 
Verkaufshauses auf andere XXXL- 
Dienstleistungsgesellschaften soll nun 
doch kein Betriebsübergang stattge¬ 
funden haben. So sei das Mandat des 
Betriebsrates erloschen. Laut diesem 
Urteil gibt es seit August 2015 keinen 
Betriebsrat bei XXXL Rück mehr. 

Hätten die Kolleginnen wie geplant 
Ende 2015 ihren Betriebsrat neu ge¬ 
wählt, hätte sich eine ganz andere Si¬ 
tuation ergeben: Der Betriebsrat hät¬ 
te ihre Interessen verteidigen können. 
Kündigungen ohne Anhörung des Be¬ 
triebsrats wären unwirksam gewesen. 
Dies lässt sich nun nicht mehr korri¬ 
gieren. 

Offenbar hat dieses Urteil den ge¬ 
kündigten Altbeschäftigten von Rück 
den Boden unter den Füßen weggezo¬ 
gen. Maßgeblich war zudem, dass sie 
trotz der gewonnenen Kündigungs¬ 



schutzklagen aufgrund der langen XXXL dagegen kann es sich ohne Wei- 
Verfahrensdauer absehbar in eine teres leisten, bis zur letzten Instanz zu 
wirtschaftliche Notlage geraten wären. klagen. 


So haben fast alle Betriebsräte und 
die übrigen Gekündigten - auch die, 
die bereits in der zweiten Instanz ge¬ 
wonnen haben - nun die angebotene 
Abfindung angenommen und sich zum 
Stillschweigen verpflichtet. 

Die zynische Stellungnahme der 
Unternehmensleitung dazu: „XXXL 
hat 120 Rück-Jobs in Oberhausen ge¬ 
rettet.“ Solche Vorgänge zeigen, wie 
nötig es ist, Geschäftsmodelle wie das 
dieses de facto-Konzerns zu bekämp¬ 
fen und Unternehmensstrategien ä la 
XXXL die Grundlagen zu entziehen. 

Petra Stanius 


Gegen Gewerkschaftsbekämpfung 
und Betriebsrats-Mobbing 

Der Fall XXXL ist spektakulär, aber 
kein Einzelfall. Die systematische 
Bekämpfung von Betriebsräten und 
gewerkschaftlicher Organisierung, 
befördert durch ein Netzwerk aus 
Denkfabriken, Anwaltskanzleien, 
Unternehmensberatungen und De¬ 
tekteien, breitet sich auch hier zu¬ 
nehmend aus. 

So haben sich verschiedene Initiati¬ 
ven gegründet, die gemeinsam mit 
den Gewerkschaften dieses Problem 
angehen wollen. Zu diesen Vereini¬ 
gungen zählen auch Work-Watch 
aus Köln (www.work-watch.de) 
und der Aktionskreis gegen Unter¬ 
nehmerwillkür aus dem westlichen 
Ruhrgebiet (www.akuwill.de), die 
gemeinsam zu dem Flashmob bei 
XXXL Rück aufgerufen hatten. Auf 
ihren Websites finden sich Links zu 
weiteren Initiativen. 


Jugend unter Existenzdruck 

Arbeit in Form befristeter Verträge, Leiharbeit und Niedriglohn 


Die Jugend von heute ist angepasst 
und ängstlich, sie ist so wenig rebel¬ 
lisch wie noch nie seit dem zweiten 
Weltkrieg. Das ist das Ergebnis ver¬ 
schiedener Jugendstudien, die in den 
letzten Monaten veröffentlicht wur¬ 
den. Sie stellen eine „Normalarbeits¬ 
platznostalgie“, Sehnsucht nach einem 
unbefristeten Vollzeitarbeitsplatz fest. 
Man könnte fast meinen, die Soziolo¬ 
gen beschweren sich über die „lang¬ 
weilige“ Jugend. 

Der Anpassungsdruck kommt nicht 
von ungefähr. Die Lage der Jugend ist 
von zentralen Verschlechterungen der 
Arbeiterrechte geprägt, die bei den 
neu auf den Arbeitsmarkt Kommen¬ 
den schneller greifen. Ältere sind zum 
Teil noch durch bestehende Verträge 
geschützt. Zugleich sind die Jungen 
von der zunehmenden Armut der El¬ 
tern geprägt. 

In Deutschland leben 8,8 Millio¬ 
nen junge Menschen zwischen 15 und 
24 Jahren. Davon leben 1,8 Millionen 
in Armut, wie der „Monitor Jugendar¬ 
mut“ der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Katholische Jugendsozialarbeit ergab. 
Das heißt, jeder fünfte Jugendliche 
lebt in Armut. Von Armut bedroht sind 
noch mehr: 2,5 Millionen unter 18-Jäh¬ 
rige und 1,5 Millionen 18 bis 25-Jähri¬ 
ge. 79 Prozent der armen Jugendlichen 
konnten keine unerwarteten Ausgaben 
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bestreiten. 27 Prozent hatten nur jeden 
zweiten Tag eine vollwertige Mahlzeit, 
das sind fast 500 000 Jugendliche. Dar¬ 
über hinaus können sie sich keine Frei¬ 
zeitangebote wie Konzerte oder Aus¬ 
flüge leisten. 

Die Sehnsucht nach einem siche¬ 
ren Vollzeitarbeitsplatz ist also nach¬ 
vollziehbar. Und genau der ist schwer 
zu erreichen. Wie eine Studie des WSI- 
Instituts ergab, ist befristete Beschäf¬ 
tigung ganz überwiegend ein Problem 
der Jugend. Über 60 Prozent der befris¬ 
tet Beschäftigten sind jünger als 35 Jah¬ 
re, wobei Auszubildende, Praktikanten 
und Umschüler ausgeklammert sind. 
Der Anteil der befristet Beschäftigten 
an der Gesamtzahl der Beschäftigten 
liegt bei 9 Prozent. 

Die jungen Arbeiter und Angestell¬ 
ten in befristeten Verhältnissen sind 
häufiger von Wochenend- und Schicht¬ 
arbeit betroffen, und ihr Einkommen 
ist deutlich niedriger als bei unbefristet 
Beschäftigten. Mehr als ein Viertel der 
befristet Beschäftigten im Alter von 
15 bis 35 Jahren verdient weniger als 
1100 Euro im Monat, bei den Unbe¬ 
fristeten sind es 9 Prozent. All das be¬ 
deutet Unsicherheit und erschwert die 
gesamte Lebensplanung. Stabile Part¬ 
nerschaften sind durch die ungünstigen 
Arbeitszeiten und häufigen Standort¬ 
wechsel, sowie das geringe Einkorn- 
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men schwierig. Während 27 Prozent 
der Unbefristeten 20 bis 34-Jährigen 
verheiratet sind, sind es bei den befris¬ 
tet Beschäftigten nur 17 Prozent. Von 
100 Arbeiterhaushalten mit unbefris¬ 
tetem Arbeitsvertrag haben 42 Kinder, 
von 100 befristeten Haushalten sind es 
dagegen nur 29 Haushalte, die es sich 
leisten können, Kinder zu kriegen. 15 
Prozent der Befristeten lebt in Armut, 
7,5 Prozent bei den Unbefristeten. 

Je höher qualifiziert die Ausbildung 
ist, desto eher ist der Einstieg in un¬ 
befristete Beschäftigung möglich. Die 
Aussichten auf eine Ausbildung sind 
aber nicht rosig. Trotz vergleichswei¬ 
se guter Lage auf dem Arbeitsmarkt 
konnten 1,5 Millionen Deutsche unter 
29 Jahren keine Ausbildung beginnen. 
60 Prozent der Jugendlichen in den 
Umfragen des Sinus-Instituts gaben 
an, das Bildungssystem als ungerecht 
zu empfinden und dass die Ungleich¬ 
heit immer mehr zunehme. Nach den 
Zahlen des „Jugend-Monitors“ wird 
Bildung „vererbt“: Von Eltern mit 
Hauptschulabschluss hatten nur 14,5 
Prozent der Kinder einen Fach- oder 
Hochschulabschluss, von den Eltern 
mit Abitur erreichten dagegen 62,5 
Prozent der Kinder ebenfalls Hoch¬ 
schulreife. Nach dem Schulabschluss 
landeten 236 000 Jugendliche in der 
Arbeitslosigkeit, darunter die meisten 
aus der Hauptschule (43 %) und der 
Realschule (25 %). Davon war wie¬ 
derum mehr als die Hälfte auf Hartz 
IV angewiesen und damit besonders 
von Sanktionen und Leistungskür¬ 
zungen betroffen. Für ausländische 
Jugendliche und Jugendliche mit Mi¬ 
grationshintergrund ist die Lage noch 
schwerer, nur 29 Prozent von ihnen 
gelang es, einen Ausbildungsplatz zu 
erringen. 

Auch an der überdurchschnittli¬ 
chen Zahl der Leiharbeiter lässt sich 
die Lage der Arbeiterjugend ablesen: 
48 Prozent der Leiharbeiter sind jün¬ 


ger als 35 Jahre, bei der Gesamtzahl 
der Beschäftigten sind 33 Prozent un¬ 
ter 35. Leiharbeiter verdienen durch¬ 
schnittlich um 42 Prozent weniger als 
die Kollegen der Stammbelegschaft. 
Und vor allem sind sie dem ständigen 
Wechsel des Arbeitsplatzes ausgesetzt 
und haben keinen Kündigungsschutz. 
Die Konsequenz sind besonders nied¬ 
rige Löhne. Deshalb fällt es vielen jun¬ 
gen Erwachsenen schwer, einen eige¬ 
nen Haushalt zu gründen. 62 Prozent 
der unter 24-Jährigen wohnt noch bei 
den Eltern. 

Auch bei einer Verbesserung des 
Bildungssystems bleibt das grundsätz¬ 
liche Problem bestehen: Es gibt für alle 
zu wenig Arbeit, jedenfalls zu wenig 
für das Kapital profitable Arbeit. Seit 
1991 ist die durchschnittliche Wochen¬ 
arbeitszeit bei Männern von 40,4 auf 

35.1 Stunden gesunken, bei Frauen von 

32.1 auf 26,2 Stunden. Der Anteil der 
Vollzeitbeschäftigten ist von knapp 70 
auf 50 Prozent gesunken. Das Arbeits¬ 
volumen in Deutschland insgesamt ist 
seit 1990 nahezu gleichgeblieben, wur¬ 
de aber auf mehr Beschäftigte verteilt. 
Die Reallöhne sind zwischen 2001 und 
2009 um 5,7 Prozent gesunken. Seitdem 
sind sie aufgrund der relativ niedrigen 
Inflation zwar leicht gestiegen, zugleich 
aber auch die Lohnspreizung. Für vie¬ 
le Beschäftigte bleibt aber unter dem 
Strich wenig übrig. Laut dem WSI sind 
dagegen die Einkommen aus Vermö¬ 
gen und Unternehmensgewinnen von 
2000 bis 2014 um 60 Prozent gestie¬ 
gen. Kurz zusammengefasst: Die Aus¬ 
beutung der Arbeitskraft ist gestiegen, 
die Lebensbedingungen haben sich 
verschlechtert. 

Vollzeitarbeitsplätze für alle Er¬ 
werbsfähigen mit einem Lohn, der 
zum Leben reicht: Das ist für das Ka¬ 
pital unmöglich. Viele Gründe, dass aus 
der Unsicherheit der Jugend, Wut und 
organisierter Widerstand wird. 

Philipp Kissel 


28. Ordentlicher Gewerkschaftstag der GEW 
6. bis 10. Mai 2017 in Freiburg 

6. Ordentlicher Gewerkschaftstag der IG BCE 
8. bis 13. Oktober 2017 in Hannover 

19. DGB-Bundesfrauenkonferenz 
23. bis 25. November 2017 in Berlin 


2oMrd. Euro für 
Italiens Banken 

Der neue Ministerpräsident Italiens 
Paolo Gentiloni beabsichtigt, ein 
Hilfspaket im Umfang von 20 Mrd. 
Euro zur Rettung der Banken auf 
den Weg zu bringen. „Das ist eine 
Vorsichtsmaßnahme“, sagte Genti¬ 
loni am vergangenen Montag nach 
einer Kabinettssitzung in Rom. Aus 
seiner Sicht sei es die Pflicht der Re¬ 
gierung, beim Parlament die Freiga¬ 
be dieser Mittel zu beantragen, um 
Ersparnisse der Bürger zu schützen. 
Das Paket würde dazu dienen, den 
angeschlagenen italienischen Ban¬ 
kensektor zu stabilisieren. Wie das 
Wirtschaftsministerium in Rom mit¬ 
teilte, könnte mit dem Geld die Li¬ 
quidität im Finanzsystem gesichert 
werden. Außerdem könnte mit den 
Ressourcen die Kapitaldecke der 
Banken aufgebessert werden. 

Irland will von 
Apple kein Geld 

Der Computerkonzern Apple hat 
in großem Stil Steuerzahlungen in 
Irland vermieden. Der geschädig¬ 
te Staat klagt gegen eine Entschei¬ 
dung der EU, die eine Steuernach¬ 
zahlung von 13 Mrd. Euro vorsah. 
Brüssel habe die relevanten Fakten 
missverstanden und mische sich in 
die nationale Souveränität in Steu¬ 
erfragen ein, erklärte das Finanzmi¬ 
nisterium in Dublin. Man habe dem 
Konzern keinerlei Vorzugsbehand¬ 
lung gewährt. Die EU-Kommission 
hatte Ende August nach jahrelanger 
Prüfung entschieden, dass die Steu¬ 
ervereinbarungen von Apple Inc. in 
Irland aus ihrer Sicht eine illegale 
staatliche Beihilfe darstellen. 

Baubranche gut 
beschäftigt 

Die Auftragsbestände im deut¬ 
schen Baugewerbe betrugen zum 
Ende des dritten Quartals 36,7 Mrd. 
Euro und waren damit so hoch wie 
zuletzt 1995, wie die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“ mit Verweis 
auf eine Konjunkturerhebung des 
Bauhauptgewerbes berichtete. Da¬ 
bei überwiege der boomende Woh¬ 
nungsbau mit einem Zuwachs von 
15,4 Prozent gegenüber dem Vor¬ 
jahr. Für das laufende Jahr rechnet 
der Industriezweig mit bis zu 290 
000 neuen Wohnungen, 2017 könn¬ 
ten es 320 000 werden. 

GM schließt vorüber¬ 
gehend fünf Fabriken 

Der US-Autobauer General Motors 
(GM) schließt im Januar vorüberge¬ 
hend fünf seiner Werke. Ziel sei eine 
Reduzierung der Lagerbestände und 
eine „Anpassung an die Nachfrage“, 
teilte die Gesellschaft mit. Die Fabri¬ 
ken sollen demnach zu Jahresbeginn 
eine bis drei Wochen Stillstehen. 14 
000 Beschäftigte sind betroffen. 

IWF-Chefin verurteilt 

Christine Lagarde, die Direktorin 
des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) ist von einem französischen 
Gericht im Prozess um eine umstrit¬ 
tene Millionenzahlung der Fahrläs¬ 
sigkeit schuldig gesprochen worden. 
Eine Strafe gegen die frühere fran¬ 
zösische Finanzministerin verhängte 
der Gerichtshof nicht. In dem Pro¬ 
zess ging es um den früheren Eigen¬ 
tümer von Adidas, Bernard Tapie 
und dessen Klage gegen die früher 
staatliche Bank Credit Lyonnais. Als 
französische Finanzministerin hatte 
Lagarde entschieden, den Rechts¬ 
streit außergerichtlich zu lösen. 

Bundesbank lobt 
„soliden Aufschwung“ 

„Die deutsche Wirtschaft befindet 
sich in einem soliden Aufschwung“, 
schreibt die Deutsche Bundesbank 
in ihrem aktuellen Monatsbericht. 
Daran wird sich nach ihrer Ein¬ 
schätzung auch so schnell nichts än¬ 
dern. Mit 1,8 Prozent soll die Wirt¬ 
schaftsleistung demnach in diesem 
und im kommenden Jahr wachsen, 
etwas schwächer also als bisher vo¬ 
rausgesagt. 2018 soll das Plus dann 
bei 1,6 Prozent liegen und 2019 bei 
1,5 Prozent. 
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Abgelehnt 

Während das Existenzminimum 
für ALG-II Empfänger 409 Euro 
beträgt, sollten ab August 2017 
Bewohner von Flüchtlingssam¬ 
melunterkünften nur noch 299 
Euro erhalten. Der Bundesrat 
lehnte die Pläne der Bundesre¬ 
gierung aus CDU/CSU und SPD 
nun jedoch ab. 

„Das ist ein wichtiger Schlag 
gegen die menschenfeindliche 
und diskriminierende Flücht¬ 
lingspolitik der Bundesregierung, 
nun muss man aber konsequent 
sein und das flüchtlingsfeindliche 
Asylbewerberleistungsgesetz voll¬ 
ständig abschaffen“, kommentier¬ 
te die innenpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion, Ulla Jelpke, die 
Entscheidung des Bundesrats. 

Jelpke wies jedoch zugleich da¬ 
rauf hin, dass das Asylbewerber¬ 
leistungsgesetz schon in seiner bis¬ 
herigen Fassung diskriminierend 
sei, weil es Flüchtlinge systema¬ 
tisch unter das offizielle Existenz¬ 
minimum des ALG-II drücke. Ih¬ 
nen werde von den höchstens 354 
Euro ein Großteil oder sogar alles 
nur in Form von Sachleistungen 
zugestanden. 

„Eine Teilhabe am sozialen 
Leben und eine echte Integration 
wird so von den Regierungspartei¬ 
en sabotiert“, so ihr Fazit. 


Ströbele stellt 
Strafanzeige 

Hans-Christian Ströbele, Bundes¬ 
tagstagsabgeordneter von Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen, hat Mitte De¬ 
zember Strafanzeige wegen der 
Kampfdrohnen-Steuerung über 
den deutschen US-Stützpunkt 
Ramstein beim zuständigen Ge¬ 
neralbundesanwalt Herrn Dr. Pe¬ 
ter Frank in Karlsruhe erstattet. 

Ströbele schrieb an den Ge¬ 
neralbundesanwalt: „wegen Mit¬ 
wirkung - auch durch strafbares 
Unterlassen - oder sonstige Betei¬ 
ligung an der Steuerung des töd¬ 
lichen Einsatzes von US-Kampf- 
drohnen in asiatischen, afrikani¬ 
schen und arabischen Ländern aus 
und über den US-Stützpunkt in 
Ramstein erstatte ich Strafanzei¬ 
ge wegen aller in Betracht kom¬ 
menden (v.a. Tötungs-)Delikte 
gegen alle in Frage kommenden 
Tatverdächtigen aus den USA und 
Deutschland“. 

Auf seiner Internetseite veröf¬ 
fentlichte Ströbele einiges Hinter¬ 
grundmaterial zu Ramstein. 


Ströbele kandidiert 
nicht mehr 

Hans-Christian Ströbele wird 
nach 19 Jahren nicht mehr zur 
Bundestagswahl antreten. 

Dem 77-jährige Mitbegründer 
seiner Partei gelang es als erstem 
Grünen-Politiker 2002, ein Di¬ 
rektmandat zu gewinnen. Nun 
betonte er, dass die parlamenta¬ 
rische Arbeit zu anstrengend für 
sein Alter ist. Zwei Jahre würde 
er noch durchhalten, aber keine 
vier. 

Er versprach jedoch: „Ihr 
werdet mich nicht los. Ich werde 
mich weiter politisch engagieren 
und arbeiten.“ Nach der Bundes¬ 
tagswahl will er seine Memoiren 
schreiben und weiterhin zu De¬ 
mos gehen und sich einmischen, 
„solange er krauchen kann“. 

Kitaqualität 
gesetzlich regeln 

Die Linksfraktion fordert ein Ge¬ 
setz, welches „beim Kitaausbau 
die Belange der Kinder und Be¬ 
schäftigten in den Mittelpunkt“ 
rückt. Der Kitaausbau gehe zwar 
dank der Anstrengungen der 
Kommunen gut voran, „doch rei¬ 
chen die Investitionen des Bundes 
nicht aus, um dem Personalman¬ 
gel, den schlechten Arbeitsbedin¬ 
gen und der Überalterung der Be¬ 
treuer entgegenzuwirken.“ heißt es 
in einer Pressemitteilung. 


Von Schleswig-Holstein aus 
Krieg in Mali führen 

DFG-VK demonstriert gegen Bundeswehrstandort in Jagel 



L etzte Woche Samstag trafen sich 
auf Einladung der Deutschen 
Friedensgesellschaft - Vereinigte 
Kriegsdienstgegnerinnen (DFG-VK) 
wieder dreißig Antimilitaristinnen und 
Antimilitaristen vor dem Drohnen- 
und Tornadostandort Jagel, um gegen 
die Kriegführung der Bundeswehr zu 
protestieren. 

Detlef Mielke wies darauf hin, dass 
die Bildauswertung der Drohnen aus 
Mali inzwischen aus Jagel erfolgt. Zu¬ 
sätzlich zu den vom Bundestag nach 
Mali entsandten Soldatinnen und Sol¬ 
daten nehmen weitere von Jagel aus 
am Krieg in Mali teil, die vom Bundes¬ 
tagsmandat nicht abgedeckt sind, weil 
sie sich nicht in Mali befinden, sondern 
hier. Ihre Aufgabe als Bildauswerter ist 
es, die Ziele zu identifizieren und zu lo¬ 
kalisieren, die dann von den Truppen 
vor Ort vernichtet werden. Die Daten¬ 
übertragung von Mali nach Jagel und 
zurück erfolgt über Satellit. Die Bild¬ 
auswerter sind also Kombattanten im 
Krieg in Mali ohne Bundestagsmandat. 

Mit dem „Wirtschaftspartner¬ 
schaftsabkommen“ (Economic Part¬ 
nership Agreements/EPA) will die Eu¬ 
ropäische Union afrikanische Länder 
wirtschaftlich ausbeuten. Die Bundes¬ 
wehr soll zusammen mit den anderen 
beteiligten Armeen die Ausbeutung 
militärisch absichern, arbeitet deshalb 
auch eng mit der Kolonialmacht Frank¬ 
reich zusammen. 

Siglinde Cüppers wies anhand von 
zahlreichen Fotos von Recce-Tornados 
darauf hin, dass es keine reinen Auf¬ 
klärungstornados gibt. Recce steht für 
Reconnaissance, militärische Aufklä¬ 
rung, aber alle Tornados sind zusätz¬ 


lich zum Recce-Lite-Pod unter dem 
Rumpf, der die Aufklärungselektro¬ 
nik enthält, auch mit HARM-Raketen 
und GBU-Lenkwaffen unter den Flü¬ 
geln bestückt. Die Behauptung, dass 
die Recce-Tornados im Syrien-Einsatz 
nur die Bilddaten liefern, aber nicht 
selber bomben und zerstören, ist völ¬ 
lig abwegig. Dieses wurde auch schon 
im Jugoslawienkrieg so behauptet und 
Jahre später mussten die seinerzeit in 


Lechfeld und heute auch in Jagel sta¬ 
tionierten Tornado-Einheiten auf An¬ 
frage eines Bundestagsabgeordneten 
zugeben, dass sie im Jugoslawienkrieg 
mitgebombt haben. 

Ralf Cüppers ergänzte, dass die 
neueren Recce-Tornados mit dem 
Kürzel ECR bezeichnet werden: Elec¬ 
tronic Combat Recce, also solche für 
Elektronische Kampfführung. Bei den 
hohen Geschwindigkeiten im Einsatz¬ 


flug ist es kaum möglich, dass ein Pilot 
das Ziel erkennt und in Millisekunden 
darüber entscheidet, ob die Rakete 
oder Lenkwaffe abgefeuert wird. Bei 
Elektronischer Kampfführung ent¬ 
scheidet das Computersystem vollau¬ 
tomatisch. 

Die Teilnehmer verabredeten sich, 
am 11. Februar die nächste Mahnwa¬ 
che und Kundgebung durchzuführen, 
wieder um „Drei vor Zwölf“. DFG-VK 


Solidarität mit 
Günter Bischoff 

„Ich lasse mich nicht mundtot machen“ 


Kriminalisierung 
geht weiter 

Staatsanwaltschaft Dresden hat offenbar Hass 
auf Linke 


„Rassist“ sei für Parteigänger und Akti¬ 
visten der rassistischen AfD eine Belei¬ 
digung. Ein entsprechendes Klagever¬ 
fahren hat gute Erfolgsaussichten. So 
jedenfalls muss das Urteil des Amtsge¬ 
richts Leverkusen vom 16. Dezember 
verstanden werden. 

Der Hintergrund: Im April 2016 or¬ 
ganisierte sich in Leichlingen/Rhein¬ 
land gegen einen Infostand der AfD 
sehr schnell eine Protestversammlung. 
Im Verlauf kam es zu einem heftigen 
Wortwechsel zwischen den AfD-Mit- 
gliedern und Gegnern der rechtspopu¬ 
listischen Partei. Die anwesende Polizei 
nahm im Zuge der Auseinandersetzung 
Anzeigen von allen Beteiligten - u.a. 
wegen Volks Verhetzung und Beleidi¬ 
gung - auf. 



Günter Bischoff 

Während Anzeigen wegen Volks¬ 
verhetzung gegen einen anwesen¬ 
den CDU-Ratsherren von der Kölner 
Staatsanwaltschaft nicht weiterverfolgt 
wurden, wurde gegen Günter Bischoff, 
Vorstandsmitglied der VVN/BdA in 
Solingen, ermittelt und verhandelt. Ein 
AfD-Aktivist hatte sich persönlich be¬ 
leidigt gefühlt und Anzeige erstattet. 
Ein anderer jugendlicher AfD-Gegner 
wurde bereits zuvor mit einem Bußgeld 
belegt. 

In der Verhandlung am 16. Dezember 
2016, um 11.30 im Saal 4 des Amtsge¬ 
richtes Leverkusen, ging es um den 


Vorwurf gegen Günter Bischoff, er hät¬ 
te während der Aktion in Leichlingen 
Funktionäre der AfD als „Nazis“ und 
„Rassisten“ beschimpft. Das entspricht 
nicht den Tatsachen. 

Das Programm der AfD als rassistisch 
zu kennzeichnen, ist - nach dem erfolg¬ 
ten Richterspruch - eine zulässige Mei¬ 
nung. AfD-Aktivisten dürfen sich aber 
durch die Bezeichnung „Rassisten“ be¬ 
leidigt fühlen. Bischoff machte in dem 
Verfahren deutlich, dass er während 
der Auseinandersetzungen niemanden 
persönlich angesprochen habe und 
sich seine Bemerkungen über Rassis¬ 
mus, Fremdenfeindlichkeit und geistige 
Brandstiftung immer - mit konkreten 
Belegen - auf das AfD-Programm be¬ 
zogen hätte. 

Gleichwohl folgte der Richter den Aus¬ 
sagen des als Zeugen geladenen Kla¬ 
geführers. Trotz seiner widersprüch¬ 
lichen Hinweise wurde der als glaub¬ 
würdig angesehen. 15 Tagessätze ä 25 
Euro plus Gerichtskosten muss der an- 
geklagte Antifaschist zahlen. 

Die VVN-BdA Solingen erklärte: „Sol¬ 
len, wie im Falle von Günter Bischoff, 
Gegner der AfD auf diese Weise mund¬ 
tot gemacht und Demokraten einge¬ 
schüchtert werden?“ 

Günter Bischoff: „Es ist ein Skandal, 
dass Gegner dieser Rechtspopulisten 
jetzt durch Gerichte eingeschüchtert 
werden sollen, während die AfD wei¬ 
terhin gegen Flüchtlinge und Asylsu¬ 
chende hetzen darf. Ich habe nieman¬ 
den persönlich beleidigt, sondern die 
Politik der AfD als in weiten Teilen 
rassistisch und völkisch national dar¬ 
gestellt. Mit ihrer Hetze ist diese Par¬ 
tei Stichwortgeber für die Nazis und 
Brandstifter in Deutschland. Das habe 
ich während des Infostandes der AfD 
deutlich gemacht und dabei bleibe ich. 
Ich lasse mich nicht mundtot machen“. 

VVN-BdA/UZ 


Die Dresdner Staatsanwaltschaft will 
nun erneut gegen den Berliner Antifa¬ 
schisten Tim H. vorgehen. Dem Berli¬ 
ner Nazigegner war ursprünglich vor¬ 
geworfen worden, sich im Jahr 2011 
an den Blockaden eines neofaschisti¬ 
schen Aufmarsches in der sächsischen 
Landeshauptstadt beteiligt und sich 
damit angeblich des „schweren Land¬ 
friedensbruchs“, der „gefährlichen Kör¬ 
perverletzung“ und der „Rädelsführer¬ 
schaft“ schuldig gemacht zu haben. Die 
Behörden bezichtigten ihn, mit einem 
Megafon ausgestattet andere Nazigeg¬ 
ner animiert zu haben, eine Polizeiket¬ 
te zu durchbrechen. So soll er angeb¬ 
lich „Kommt nach vorn“ durchgesagt 
haben. 

Zur Erinnerung: Seit 2009 hatte 
das breite antifaschistische Bündnis 
„Dresden Nazifrei“ dazu aufgerufen, 
den bis dato europaweit größten Na¬ 
ziaufmarsch mittels Blockaden zu ver¬ 
hindern. Dies gelang sowohl 2009 als 
auch 2010 und 2011. Die Polizei war 
2011 mit brutaler Gewalt gegen die 
anwesenden Nazigegner vorgegangen 
und hatte dabei über eine Million Te¬ 
lekommunikationsdaten gespeichert. 
Trotz der Kriminalisierungswut der 
Beamten gelang es den damals anwe¬ 
senden 20 000 Antifaschisten, wie be¬ 
reits in den beiden Vorjahren, einen 
erneuten Aufmarsch von Neonazis zu 
verhindern. 

War Tim H. 2013 im Nachgang zu 
den erfolgreichen Protesten noch zu 
einer Haftstrafe von über zwei Jahren 
verurteilt worden, wurde der Urteils¬ 
spruch 2015 in zweiter Instanz auf¬ 
gehoben und Tim H. einzig zu einer 
Geldstrafe wegen Beleidigung verur¬ 
teilt. Wie H.‘s Rechtsanwalt Sven Rich- 
win mitteilte, soll sich sein Mandant ab 
21. Dezember erneut vor dem Landge¬ 
richt Dresden verantworten. Neue Er¬ 


kenntnisse gibt es hingegen laut Rich- 
win nicht. 

Ob die Dresdner Staatsanwaltschaft 
mit ihrem durchschaubaren Rache- 
und Kriminalisierungsakt Erfolg haben 
wird, bleibt fraglich. Zu stark folgte die 
Justiz im Freistaat in der Vergangenheit 
schließlich „eigenen Gesetzen“. 

Andere Opfer staatlicher Krimina¬ 
lisierung hatten kürzlich indes Glück: 
Nachdem die sächsischen Strafverfol¬ 
gungsbehörden nunmehr über drei Jah¬ 
re gegen 14 Leipzigerinnen und Leip¬ 
ziger ermittelt hatten, mussten die Be¬ 
hörden das Verfahren einstellen. Ihnen 
war vorgeworfen worden, Teil einer so¬ 
genannten „kriminellen Vereinigung“ 
zu sein, die Übergriffe auf Neonazis 
verübt haben sollte. 

Ebenfalls auf Veranlassung der 
Staatsanwaltschaft Dresden war seit 
dem 13. November 2013 nach Para¬ 
graph 129 StGB gegen die betroffenen 
Antifaschisten ermittelt worden. Bei 
neun der Nazigegner wurden infolge 
des Verfahrens Telefonüberwachungs¬ 
maßnahmen durchgeführt. 

Hinter dieser Zahl verbergen sich 
auch „überwachte Anschlüsse von un¬ 
beteiligten Dritten, die die Überwa¬ 
chung der Telefonate mit mehreren Be¬ 
schuldigten beinhalten“, monierte die 
sächsische Landtagsabgeordnete Julia¬ 
ne Nagel. Eine von Nagel eingebrachte 
parlamentarische Anfrage brachte au¬ 
ßerdem ans Licht, dass vier Personen 
über mehr als drei Monate observiert 
worden waren. 

„Das aktuelle Verfahren zeigt ein 
weiteres Mal, wo und wie die sächsi¬ 
schen Behörden ihre Prioritäten legen. 
Gegen Linke würden alle verfügbaren 
Geschütze aufgefahren, ob willkürliche 
Beschuldigungen oder eben maßlose 
Ermittlungsmaßnahmen“, kritisierte 
Nagel. Markus Bernhardt 
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Sammelabschiebung nach 
Afghanistan 

„Ein Desaster und absolutes Armutszeugnis“ 


UZ: In der vergangenen Woche wurden 
34 aus Afghanistan stammende Flücht¬ 
linge aus Deutschland abgeschohen. Wie 
bewerten Sie diese erste Sammelabschie¬ 
bung nach Afghanistan? 

Sascha H. Wagner: Diese Abschiebung 
ist sowohl politisch als auch humanitär 
ein Desaster und ein absolutes Armuts¬ 
zeugnis. Deutschland hat Menschen in 
ein unsicheres Land abgeschoben. Dort 
drohen den Betroffenen, die bei uns 
Schutz gesucht haben, schlimmstenfalls 
Folter, Mord und Terror. Dass am Flug¬ 
hafen in Frankfurt am Main mehrere 
Hundert Menschen gegen diese Abschie¬ 
bungen protestiert haben, zeigt, dass es 
in der Bundesrepublik auch noch Men¬ 
schen mit einem Gewissen gibt, die Un¬ 
recht nicht einfach hinnehmen. 

UZ: Die Bundesregierung behauptet aber 
doch, dass Teile Afghanistans sehr wohl 
sicher seien ... 

Sascha H. Wagner: Das ist einfach Un¬ 
sinn. Die Bundesregierung selbst war 
doch nicht einmal in der Lage, mitzu¬ 
teilen, welche Städte und Regionen sie 
denn als „sicher“ einstuft. Fakt ist: Af¬ 
ghanistan ist kein sicheres Herkunfts¬ 
land. Das Gegenteil ist vielmehr der Fall. 
Allein im ersten Halbjahr 2016 verloren 



Sascha H. Wagner ist Landesgeschäfts¬ 
führer der nordrhein-westfälischen 
Linkspartei 


bereits über 1 600 Zivilistinnen und Zi¬ 
vilisten in Afghanistan ihr Leben. Über 
3 500 Menschen wurden verletzt. Das 
sind übrigens die höchsten Opferzahlen 
seit 2009. 

Meine Partei fordert daher, afghani¬ 
schen Flüchtlingen ein sicheres Aufent¬ 
haltsrecht zu gewährleisten. Die kriege¬ 
rischen Handlungen zwischen diversen 
„Warlords“ den Taliban, dem afghani¬ 
schen und internationalen Militär lassen 
schließlich nach wie vor kein sicheres, zi¬ 
viles Leben in Afghanistan zu. 


UZ: Nun können Sie viel fordern. Die 
„rot-grüne“ Landesregierung in NRW 
und auch die Bundesregierung dürfte sich 
davon jedoch wenig beeindruckt zeigen ... 

Sascha H. Wagner: Ich stelle meine po¬ 
litischen Forderungen nicht danach auf, 
ob sie geeignet sind, SPD, Grüne oder die 
CDU/CSU zu beeindrucken. An der Ba¬ 
sis der Grünen rumort es doch deutlich. 
Der Rücktritt von Frau Düker als flücht¬ 
lingspolitischer Sprecherin der Grünen- 
Landtagsfraktion hier in NRW hat für 
Unruhe gesorgt. 

UZ: Für einen Politikwechsel jedoch nicht 


Sascha H. Wagner: Nein. Und deshalb er¬ 
warte ich auch, dass die NRW-Grünen- 
Fraktion alles in ihrer Macht stehende 
unternimmt, weitere Abschiebungen in 
Kriegsgebiete zu verhindern und den 
politischen Druck auf Abschiebeminis- 
ter Ralf Jäger (SPD) endlich erhöht. Wer 
es Ernst meint, mit der Forderung, Men¬ 
schen nicht in Kriegsgebiete abzuschie¬ 
ben, ist doch bei den Grünen schon lange 
nicht mehr gut aufgehoben. Es reicht der 
Blick nach Baden-Württemberg um zu 
verstehen, dass die Grünen keine politi¬ 
sche Heimat mehr für Menschen sind, die 
sich Werten wie Solidarität, Gerechtig¬ 


keit und Humanismus verpflichtet fühlen. 
Die Grünen-Wähler wissen doch heute 
nicht einmal, ob sie - egal ob im Bund 
oder in NRW - nach den Wahlen 2017 
nicht als Juniorpartner der CDU enden. 

UZ: Um die aktuellen Fluchtbewegun¬ 
gen zu begrenzen wird regelmäßig die 
Floskel bemüht, Fluchtursachen zu be¬ 
kämpfen. Wäre ein erster Schritt dann 
nicht, endlich damit aufzuhören, andere 
Länder zu bombardieren? 

Sascha H. Wagner: Selbstverständlich. 
Wir als Linke haben die Bombardie¬ 
rung Afghanistans - und vor allem die 
deutsche Beteiligung daran - stets ab¬ 
gelehnt; und das wird auch zukünftig so 
sein. Gerade die Bundesregierung muss 
eingestehen, dass der angebliche „Krieg 
gegen den Terror“ die Situation in Afgha¬ 
nistan nur noch verschlimmert hat. Die 
UN sprechen von aktuell etwa 2 Millio¬ 
nen Binnenvertriebenen in Afghanistan, 
welche zum Teil mehrfach fliehen muss¬ 
ten. Darüber, wie hoch die Dunkelziffer 
der Geschädigten tatsächlich ist, kann 
man nur spekulieren. Es ist doch keine 
neue Erkenntnis, dass Bomben noch nir¬ 
gendwo Frieden geschaffen haben. Außer 
vielleicht für die Bundesregierung und 
die anderen Kriegskoalitionäre. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Die Entscheidung: Kapital gegen Klima 

Ende im Gelände für die Braunkohle 


Trauer um Eckart Spoo 

Am 15. Dezember starb Eckart 
Spoo, nur vier Tage vor seinem 80. 
Geburtstag. Jahrzehnte war er als 
Landespolitischer Korrespondent 
für die „Frankfurter Rundschau“ 
tätig. 16 Jahre lang war er Vorsit¬ 
zender der Deutschen Journalisten- 
Union. 1997 gründete er die Zeit¬ 
schrift „Ossietzky“. 

„Wie kaum ein anderer hat 
Eckart Spoo das Selbstverständnis 
und den Anspruch unserer gewerk¬ 
schaftlichen journalistischen Orga¬ 
nisation geprägt“: So würdigte dju- 
Bundesgeschäftsführerin Cornelia 
Haß am Freitag den früheren Vor¬ 
sitzenden. Er habe sich dafür einge¬ 
setzt, dass die dju Arbeitsbedingun¬ 
gen erkämpfe, „die wir brauchen, 
um unsere öffentliche Aufgabe zu 
erfüllen“. Haß: „Er war uns Vorbild 
und Mahner, Ansporn, Mitstrei¬ 
ter und Mutmacher. Seine Stimme 
wird uns fehlen.“ 

Der Bremer Rechtsanwalt Rolf 
Gössner, Vorstandsmitglied der In¬ 
ternationalen Liga für Menschen¬ 
rechte und „Ossietzky“-Mitheraus- 
geber, würdigte Spoo mit den Wor¬ 
ten: „Wir haben einen Mitstreiter 
für Menschenrechte und Frieden 
verloren, der ein Journalistenleben 
lang kritisch und unbequem der 
Wahrheit verpflichtet war.“ Ossietz¬ 
ky will jetzt auch ohne ihn „Spoos 
Vermächtnis fortführen“. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP erklärte: „Mit Eckart Spoo 
verliert die Gewerkschaftsbewe¬ 
gung, die Friedensbewegung einen 
wichtigen Vorkämpfer und Part¬ 
ner, die DKP einen treuen Freund. 
Häufig war er Partner in wichtigen 
Diskussionen und Debatten, regel¬ 
mäßig nahm er an unseren Presse¬ 
festen teil. Wir trauern mit seiner 
Ehefrau, unserer Genossin Lydia 
Spoo, und seinen Kindern.“ 



Braunkohleabbau im Rheinland bei Garzweiler 


Ein Jahr nach dem Welt-Klimagipfel ist 
es nach wie vor wichtig, dafür zu kämp¬ 
fen, dass ein Großteil der fossilen Brenn¬ 
stoffe im Boden bleibt, um die Klimaka¬ 
tastrophe zu verhindern. Entsprechend 
dringlich sind Schritte zur Neuorientie¬ 
rung der Energiepolitik. Wir benötigen 
eine Energiepolitik, die Energiesparen 
unterstützt, die ein modernes Effizienz¬ 
management für fossile Kraftwerke vor¬ 
sieht und die den massiven Ausbau der 
Erneuerbaren Energien vorantreibt. 

Hierbei bestehen große Chancen für 
Konversionsprozesse. Denn Windräder 
und Solaranlagen werden u.a. von Me¬ 
tallbetrieben hergestellt; bei Blockheiz¬ 
kraftwerken kommt Motortechnik zum 
Tragen, bei der Vernetzung der Anlagen 
werden moderne computergestützte Steu- 
erungs-methoden benötigt. In der forcier¬ 
ten Umstellung des Energiesektors ste¬ 
cken immense Chancen für neue Arbeits¬ 
plätze, für globalen Umweltschutz. 

Braunkohle schafft (viel) 
weniger Arbeit 

Verglichen mit anderen Energiebran¬ 
chen sind die 20 000 (Rheinland, Helm¬ 
stedt, Lausitz und Mitteldeutschland) 
Braunkohle-Arbeitsplätze ziemlich we¬ 
nig. Laut einem Bericht des Bundes¬ 
wirtschaftsministeriums lag 2013 die 
Bruttobeschäftigung in den erneuerba¬ 
ren Energien bei 371400 Stellen. Etwa 
261000 davon werden zur sogenannten 
induzierten Beschäftigung gerechnet. 
Die entsteht zum Beispiel bei einem An¬ 
lagenbauer, wenn eine Energiegenossen¬ 
schaft dort ein Windrad kauft, oder bei 
einem Dienstleister, der die Anlage dann 
wartet. Erneuerbare Energien schaffen 
auch im öffentlichen Dienst Arbeit, weil 
dort Anträge bearbeitet oder Genehmi¬ 
gungen erteilt werden. Die Schwerpunk¬ 
te liegen bei der Projektierung von Anla¬ 
gen im Bereich Photovoltaik, Windkraft 
und Biomasse. Dabei werden teilweise 
innovative Kombinationen mit Speicher¬ 
medien und Finanzierungsmodelle mit 
Bürgerbeteiligung avisiert. Zu finden 
sind auch Konzepte zur Ansiedlung von 
Unternehmen und Einrichtungen aus 
der Branche regenerative Energien als 
ganzheitliche Liegenschaftsentwicklung. 

Verwunderlich ist die Begründung 
der Fortsetzung der Energiegewinnung 
aus fossilen Brennstoffen, nämlich Ar¬ 
beitsplätze retten zu wollen: Im Jahr 


2009 gab es im deutschen Kohlebergbau 
nur noch 27 300 davon. Eine Zahl, die 
pro Jahr durchschnittlich um rund 2500 
abnimmt. 

In den verschiedenen Sektoren der 
erneuerbaren Energien hingegen arbei¬ 
ten schon heute über 300 000 Menschen, 
Tendenz steigend. Gefährdet wird diese 
positive Entwicklung durch einige an 
der Nordseeküste geplante neue Koh¬ 
lekraftwerke (zum Beispiel in Bruns¬ 
büttel, Stade und Wilhelmshaven) und 
die Weiterführung der Verstromung der 
Braunkohle. Paradoxerweise gefährdet 
dieser Ausbau und das Votum gegen die 
Kürzung der Kohleförderung indirekt 
Arbeitsplätze im Bereich der erneuer¬ 
baren Energien, deren Ausbau dadurch 
beeinträchtigt wird. 

Mit mehr als 30 Prozent an der Brut¬ 
tostromerzeugung im Jahr 2015 sind die 
erneuerbaren Energien der wichtigste 
Energieträger im Stromsektor. Bis zum 
Jahr 2030 sollen die erneuerbaren Ener¬ 
gien 50 Prozent zur Stromversorgung 
beitragen, bis 2050 sogar 80 Prozent. Im 
Vergleich dazu befindet sich der Wär¬ 
me- und Mobilitätssektor noch in einem 
Dornröschenschlaf. 

Doch dies könnte sich bald ändern. 
Speicher, intelligente Netze, sogenann¬ 


te Smart-Grids, Elektrofahrzeuge sowie 
die Kommunikation zwischen Erzeu¬ 
gern und Verbrauchern vor Ort bekom¬ 
men eine immer größere Bedeutung. Das 
2010 verabschiedete Energiekonzept der 
Bundesregierung legt für den Brutto¬ 
endenergieverbrauch (also Strom, Wär¬ 
me und Mobilität) bis 2050 als Ziel 60 
Prozent erneuerbare Energien fest. Vie¬ 
le Experten aus Wissenschaft und Wirt¬ 
schaft sehen genug Potenziale für eine 
100-prozentige Versorgung Deutsch¬ 
lands in den nächsten Jahrzehnten. In 
naher Zukunft sind die erneuerbaren 
Energien, hier vor allem der fluktuie¬ 
rende Energieträger Wind und Sonne, 
die Hauptsäulen unserer Energiever¬ 
sorgung. Zeitweilig übernehmen heute 
schon Wind und Sonne den Großteil un¬ 
serer Stromversorgung. Der zunehmen¬ 
den Komplexität der Energiewende müs¬ 
sen zukünftige regionale Energiekonzep¬ 
te Rechnung tragen. 

70000 Euro Förderung pro 
Arbeitsplatz im Jahr 

Der Ausstieg aus der Steinkohle geht 
heute mehr oder weniger reibungslos 
vonstatten, weil mit der Steinkohle aus 
deutschen Bergwerken kein Profit mehr 
zu machen ist - mit der noch umweltun¬ 


verträglicheren Braunkohle schon. Da¬ 
bei ist 2018 ohnehin Schluss mit der 
deutschen Kohleförderung, da dann die 
Subventionen definitiv auslaufen. Die 
betragen derzeit immerhin rund 70 000 
Euro pro Jahr und Beschäftigtem im 
Kohlebergbau. Dieses Geld könnte aber 
schon jetzt genauso gut in die Konver¬ 
sion dieser Arbeitsplätze investiert wer¬ 
den. Das hätte den Effekt, dass keiner 
der Arbeitsplätze gefährdet werden wür¬ 
de. 

Jeder Euro, der in erneuerbare Ener¬ 
gien, Effizienzsteigerung und öffentli¬ 
chen Transport investiert wird, schafft 
sechs- bis achtmal so viele Arbeitsplät¬ 
ze, als wenn er in die fossile Energie- 
Infrastruktur geflossen wäre. Und die 
Schaffung dieser Arbeitsplätze ist zu¬ 
gleich Bestandteil des Wiederaufbaus ei¬ 
nes öffentlichen Sektors, der fast überall 
dahinsiecht. Die Erneuerung der öffent¬ 
lichen Infrastruktur wird unsere Städ¬ 
te bewohnbarer werden lassen, unsere 
Gemeinden stärken und uns selbst ge¬ 
sünder machen. Das dafür nötige Geld 
lässt sich auftreiben, wenn wir die Um¬ 
weltverschmutzer zur Kasse bitten, die 
Öl-, Gas- und Kohlekonzerne ebenso wie 
Rüstungsunternehmen oder Finanzspe¬ 
kulanten. Wolfgang Reinicke-Abel 


Abschiebungen in 
ein unsicheres Land 

Am 14. Dezember starteten die Mas¬ 
senabschiebungen von abgelehnten 
Asylbewerbern nach Afghanistan. 
Die Bundesregierung stellt Afgha¬ 
nistan als ein sicheres Herkunfts¬ 
land dar und sieht deshalb keinen 
Asylgrund. 

Gleichzeitig warnt aber das Aus¬ 
wärtige Amt seit dem 11. November 
vor Reisen nach Afghanistan. Diese 
Reisewarnung gilt natürlich nur für 
deutsche Staatsangehörige. In der 
Reisewarnung heißt es, dass man sich 
„der Gefährdung durch terroristisch 
oder kriminell motivierte Gewalt¬ 
akte bewusst sein“ muss, wenn man 
nach Afghanistan reist. Weiterhin be¬ 
steht in „ganz Afghanistan ein hohes 
Risiko, Opfer einer Entführung oder 
eines Gewaltverbrechens zu werden. 
Landesweit kann es zu Attentaten“ 
kommen. 

Bei Abschiebungen sehen die Be¬ 
hörden jedoch keine Gründe dafür, 
dass die betroffenen Personen einer 
allgemeinen Gefahrensituation aus¬ 
gesetzt werden. Daran zweifelt nicht 
nur Amnesty International, aus deren 
aktuellen Bericht hervorgeht, dass 
sich die Sicherheitslage in Afghanis¬ 
tan seit 2015 weiter verschlechtert. 
Innenminister Thomas de Maiziere 
pocht jedoch seit 2015 auf Massen¬ 
abschiebungen nach Afghanistan. Im 
November 2015 sagte er: „Unsere 
Sorge ist im Moment in Europa die 
große Zahl der Flüchtlinge aus Af¬ 
ghanistan. Wir wollen, dass in Afgha¬ 
nistan das Signal ankommt: ,Bleibt 
dort! Wir führen euch aus Europa di¬ 
rekt nach Afghanistan zurück! 4 “. 

Jahresauftakt 2017 

Traditionell begehen Linke unter¬ 
schiedlicher Richtungen den politi¬ 
schen Jahresauftakt mit der LL-De- 
mo. Die Demonstration beginnt am 
Sonntag, dem 15. Januar, um 10.00 
Uhr, am U-Bahnhof Frankfurter Tor 
in Berlin Friedrichshain und endet an 
der Gedenkstätte der Sozialisten in 
Friedrichsfelde. 

Bereits am Vortag wird wie gewohnt 
die Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der Tageszeitung junge Welt durch¬ 
geführt. 
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Der Preis der Stabilität 

Ägypten: Was dem „Arabischen Frühling“ folgte 

Foto: Zeinab Mohamed/ https://www.flickr.c0m/ph0t0s/96884693@N00/5420313770/CC BY-SA 



Demonstrant in Kairo, Februar 2011 


Belgiens Atomkraft¬ 
werke sind sicher 

Belgiens Innenminister hält die 
Atomkraftwerke in seinem Land 
für „vollkommen sicher“ und weist 
Bedenken zurück. „Im Moment bin 
ich 100 Prozent gewiss, dass unsere 
Atomanlagen sicher sind“, sagte In¬ 
nenminister Jan Jambon am Mon¬ 
tag bei der Unterzeichnung eines 
deutsch-belgischen Nuklearabkom¬ 
mens in Brüssel. 

An den Reaktoren Doel 3 und 
Tihange 2 sind Haarrisse in Reak¬ 
tordruckbehältern entdeckt worden. 
Jambon berief sich auf die zuständige 
belgische Aufsichtbehörde Fanc, die 
keinerlei Risiko sehe. Gäbe die Fanc 
eine andere Beurteilung ab, würde 
er dem sofort folgen, versicherte der 
Minister. 

Streiks in Britannien 

Zu Weihnachten planen britische 
Gewerkschaften Streiks. Bereits 
jetzt gibt es Arbeitsniederlegungen 
bei der Bahn und bei der Post, bei 
der Fluggesellschaft British Airways 
will ein Teil des Kabinenpersonals 
am ersten und zweiten Weihnachts¬ 
tag in den Streik treten. Zusätzlich 
könnten mehr als 1 500 Mitarbeiter 
der Firma Swissport am Freitag und 
Samstag in einen Ausstand an 18 bri¬ 
tischen Flughäfen gehen. 

Nach Angaben von Unite Union 
haben die Beschäftigten seit 2014 
keine reale Lohnerhöhung mehr 
erhalten. Ein Bahnstreik bei Sou¬ 
thern Railways ging bis vergangenen 
Dienstag. Bei der Post wird unter an¬ 
derem auch an Heiligabend gestreikt. 

Demos in Seoul 

Nach der vorläufigen Absetzung der 
südkoreanischen Präsidentin Park 
haben Zehntausende Menschen de¬ 
monstriert - ein Teil für und ein an¬ 
derer gegen Park. Die Menschen, die 
am Samstag in Seoul den sofortigen 
Rücktritt der Staatschefin forderten, 
waren dabei weit in der Überzahl. 

Morales tritt an 

Boliviens Präsident Evo Morales ist 
bereit, für eine vierte Amtszeit zu 
kandidieren. Am Samstag beschloss 
die Partei MAS, ihn 2019 erneut in 
den Wahlkampf um die Präsident¬ 
schaft zu schicken. „Wenn das Volk 
es so entscheidet, dann gibt es kein 
Problem“, sagte Morales. 


I m Juni 2012 wurde Mohammed Mur- 
si als Vertreter der Moslembrüder 
im zweiten Wahlgang mit 51 Prozent 
der abgegebenen Stimmen zum ägyp¬ 
tischen Präsidenten gewählt. Die gut 
organisierten Moslembrüder konnten 
nach dem „Arabischen Frühling“ in 
mehreren Wahlen und Abstimmungen 
ihre Stärke ausbauen. Die Unterstüt¬ 
zung der Golfstaaten stärkte die kon¬ 
servativsten Kräfte bis hin zu den Sala- 
fisten der „Partei des Lichts“ 

Für die ägyptischen Eliten war Mur- 
si keine Option. Es zeigte sich eine tie¬ 
fe „kulturelle“ Kluft in Ägypten zwi¬ 
schen den Eliten und den (gefühlten) 
Gewinnern der Globalisierung auf der 
einen und den Verlierern auf der ande¬ 
ren Seite. Ganz ähnlich wie auch in an¬ 
deren Ländern. Die Instabilität Ägyp¬ 
tens zeigte sich in den Monaten nach 
der Wahl Mursis. Es gab Proteste gegen 
Arbeitslosigkeit, Inflation und Benzin¬ 
knappheit - und zugleich gegen Mur- 
si. Auch wenn die Proteste gegen den 
Präsidenten sich gegen reale Missstän¬ 
de richteten, so waren sie doch auch ein 
Projekt der Eliten. 

Am 30. Juni, dem ersten Jahrestag 
von Mursis Amtsantritt als Staatsprä¬ 
sident, kam es in Ägypten zu Protes¬ 
ten, die „Aktivisten“ als größte poli¬ 
tische Kundgebung in der Geschichte 
der Menschheit bezeichneten. Das Mi¬ 
litär und Tamarud - eine umstrittene 
Organisation, der Beziehungen zum 
ägyptischen Geheimdienst nachgesagt 
werden - unterstützt von bekannten 
Liberalen wie Friedensnobelpreisträ¬ 
ger (für die IAEO) el-Baradei, riefen 
Mursi zum Rücktritt auf. 

Am 3. Juli 2013 übernahm das Mi¬ 
litär die Macht und der Führer des Mi¬ 
litärrats, al-Sisi verkündete das Ende 
der Präsidentschaft Mursis. In den Wo¬ 
chen nach dem Putsch wurden mehrere 
Tausend Moslembrüder verhaftet, ihre 
Medien verboten. Mindestens 1000 
Mitglieder und Unterstützer der Mos¬ 
lembrüder wurden getötet. 

Bewegung 6. April 
und Militärputsch 

Die Bewegung des 6. April ist eine 
ägyptische Organisation, die sich zur 
Unterstützung eines Textilarbeiter¬ 


streiks gebildet hatte. Sie war eine der 
führenden Kräfte in den Demonstrati¬ 
onen, die zum Sturz Mubaraks führten. 
Die Bewegung hatte eng mit den Mos¬ 
lembrüdern zusammengearbeitet und 
es gibt gute Gründe anzunehmen, dass 
nur diese Zusammenarbeit den Sturz 
von Mubarak möglich gemacht hatte. 
Sie unterstützte ursprünglich den ge¬ 
wählten Präsidenten, förderte aber spä¬ 
ter die Organisation Tamarud in ihrer 
Kampagne gegen Mursi. 

Dem Militärputsch stand sie positiv 
gegenüber: „Unsere Armee sollte tun, 
was immer sie will, um diese Terroristen 
zu töten“ und „Terrorismus und auslän¬ 
dische Einmischung“ würden Ägypten 
bedrohen und daher die Unterstützung 
der Streitkräfte durch „das große ägyp¬ 
tische Volk unumgänglich erfordern 
...“ - so äußerten sich Führer der Be¬ 
wegung des 6. April zum Putsch. 

Moslembrüder und Salafisten, vor 
allem die „Partei des Lichts“, wurden 
vom Ausland gefördert, vor allem von 
den Golfstaaten. Ihre zunehmend reak¬ 
tionäre Politik und die veränderte re¬ 
gionale Situation mit der Zerstörung 


Libyens und dem beginnenden Krieg 
gegen Syrien zerstörten fortschrittli¬ 
che Perspektiven für Ägypten. Aber 
zum abschließenden Totengräber der 
Errungenschaften der Bewegung zum 
Sturz Mubaraks wurde erst der Militär¬ 
putsch. Später bezeichnete Ahmed Mä¬ 
her, einer der Führer der Bewegung des 
6. April, die Unterstützung des Putsches 
als Fehler. Beim Militärregime unter al- 
Sisi handele sich um das alte Mubarak- 
Regime und man sei wieder auf den An¬ 
fang zurückgeworfen. 

Trotz der massiven Mobilisierungen 
im sogenannten „Arabischen Frühling“, 
trotz Streiks von den Mitarbeitern des 
Suez-Kanals bis hin zum Personal der 
Azhar-Universität, blieben die eigent¬ 
lichen Machtverhältnisse in Ägypten 
unangetastet. Den meisten Mitgliedern 
der ökonomischen Elite war es gelun¬ 
gen, ihre Wirtschaftsimperien über den 
Sturz Mubaraks hinaus zu erhalten. 

Sisi, der Putschpräsident 

Al-Sisi führte mit dem Putsch und spä¬ 
ter als Präsident keine zweite Revoluti¬ 
on durch, wie es hieß, sondern setzte das 


Projekt der Eliten durch: Jegliche Op¬ 
position sollte mundtot gemacht wer¬ 
den. Verhaftet wurden Moslembrüder 
und Linke gleichermaßen. Sein Ziel er¬ 
klärte al-Sisi gegenüber der „Washing¬ 
ton Post“: „Wir haben sichergestellt, 
dass Ägypten attraktiv für Investitio¬ 
nen ist indem wir Stabilität garantier¬ 
ten. Wir haben Gesetze erlassen, um 
ein Investitions-freundliches Klima zu 
schaffen.“ 

Anlässlich einer Investorenkonfe¬ 
renz 2015 erklärte er, Ägypten benöti¬ 
ge ca. 300 Mrd. Euro. Zugesagt waren 
da Investitionen über ca. 40 Milliarden 
Euro im Bereich der Stromerzeugung, 
im Öl- und Gassektor sowie in der Im¬ 
mobilienbranche, u. a. auch von Siemens. 

Schwieriger Seiltanz 

Die wirtschaftliche Situation in Ägyp¬ 
ten ist nach wie vor schlecht. Die Preise 
für Importgüter - aktuell z.B. Zucker - 
steigen und sind für viele unbezahlbar. 
Saudi-Arabien hat seine Unterstützung 
reduziert und der Internationale Wäh¬ 
rungsfonds wartet auf weitere „Refor¬ 
men“, bevor finanzielle Unterstützung 
geleistet wird. Russland wird einen grö¬ 
ßeren Industriepark am Suezkanal er¬ 
halten, für den Steuererleichterungen 
gelten. 

Ägypten ist vor allem auf dem Si¬ 
nai terroristischen Angriffen ausgesetzt 
und bekämpft Salafisten und Moslem¬ 
brüder. Bei einem aktuellen Anschlag 
wurden in Kairo mehrere Polizisten 
getötet, danach gab es einen Anschlag 
mit vielen Toten auf eine koptische Ka¬ 
thedrale. 

Die militärische Zusammenarbeit 
Ägyptens mit Russland wurde mit ei¬ 
nem gemeinsamen Manöver gestärkt. 
Es gibt hin und wieder einen Hauch 
von Unterstützung für Syrien - und zu¬ 
gleich ist Ägypten Teil der saudi-ara¬ 
bischen Koalition im Krieg gegen den 
Jemen. Angewiesen auf Unterstützung 
aus den Golfstaaten, aus Russland und 
den USA, muss die ägyptische Regie¬ 
rung Rücksicht auf unterschiedliche In¬ 
teressen nehmen. 

Nur die Opposition ist mundtot 
gemacht und bedarf keiner Rücksicht 
mehr. 

Manfred Ziegler 


„Wir verteidigen die Einheit Syriens“ 

Syrische Kurden bereit für Verhandlungen mit Regierung 



Busse warten auf die zu Evakuierenden in Aleppo. 


Sieg über die USA 

Evakuierung Ost-Aleppos wird fortgesetzt 


Die Medienberaterin des syrischen Präsi¬ 
denten Dr. Bouthaina Shaaban erklärte, 
dass die Vertreibung der Terroristen aus 
Aleppo einen Wendepunkt im Mächte¬ 
gleichgewicht in der Region und interna¬ 
tional darstelle. „Heute führen Russland, 
China und ihre Verbündeten die Interna¬ 
tionale Gemeinschaft an.“ 

Die Vertreibung der Dschihadisten 
stellt tatsächlich einen wichtigen Sieg 
über die Politik der USA dar. „Gemä¬ 
ßigte Dschihadisten“ trennten sich unter 
militärischem Druck sehr schnell von 
den Terroristen von IS und al-Nusra. Die 
USA hatten das monatelang für undurch¬ 
führbar erklärt - und hatten ihre eigenen 
Gründe dafür. 

Nachdem ca. 10 000 Bewaffnete mit 
ihren Familien Ost-Aleppo verlassen 
hatten, kam die Evakuierung zunächst 
zu einem Stillstand. Es gab Versuche der 
Dschihadisten, entgegen den Vereinba¬ 
rungen auch schwere Waffen mitzuneh¬ 
men. Ein Austausch mit Syrern in zwei 
Orten in Idlib, die von al-Nusra belagert 
wurden, scheiterte zunächst. Terroristen 
zerstörten die Busse, die zur Evakuierung 
geschickt wurden. 


Am Montag ging die Evakuierung 
weiter und mehrere Tausend Personen - 
Dschihadisten und ihre Familien - ver¬ 
ließen in Bussen Aleppo. Mehr als 500 
Verwundete bzw. Kranke wurden im 
Austausch aus den Orten Kefraya und al- 
Fouaa im Norden von Idlib nach Aleppo 
evakuiert. 

Frankreich versuchte erneut eine Pro¬ 
vokation im UN-Sicherheitsrat und for¬ 
mulierte den Entwurf einer Resolution 
zur Überwachung der Evakuierung, den 
Russland nur ablehnen konnte. Der Ver¬ 
treter Russlands bei der UN, Vitaly Chur- 
kin, erklärte, Russland habe kein Prob¬ 
lem mit einem Monitoring. „Aber die 
Vorstellung, Beobachter könnten ohne 
ausreichendes Training durch die Ruinen 
Ost-Aleppos spazieren und ohne Einwei¬ 
sung ihrer Tätigkeit nachgehen, ist eine 
Tragödie und eine Provokation.“ 

Die russische Drohung mit einem 
Veto half. Auch das ist Ausdruck geän¬ 
derter Kräfteverhältnisse. Es gab einen 
neuen Text, der für alle Seiten akzepta¬ 
bel war - wenn auch die Umsetzung noch 
Fragen offen lässt. 

Manfred Ziegler 


Aldar Xelil, ein hochrangiger Vertre¬ 
ter der kurdischen Selbstverwaltungs¬ 
gebiete in Syrien, hat gegenüber dem 
Nachrichtenportal RT Deutsch er¬ 
klärt, dass die syrischen Kurden bereit 
sind, Verhandlungen mit der Zentral¬ 
regierung aufzunehmen. „Wenn Russ¬ 
land Garantien gibt, wären wir schon 
morgen bereit, über eine politische 
Lösung zu verhandeln“, erklärte der 
Kurdenführer. 

Xelil dementierte, dass die Kur¬ 
den in Syrien einen eigenen Staat 
anstreben. Diese Behauptung wird 
oft von nationalistischen Türken er¬ 
hoben und diente als Begründung für 
die türkische militärische Interventi¬ 
on in Nordsyrien. „Wir möchten uns 
nicht von Syrien trennen. Wir vertei¬ 
digen die Einheit Syriens. Wir suchen 
eine innersyrische Lösung“, sagte Xe¬ 
lil im Interview mit RT Deutsch. Er 
warnte allerdings vor allzu frühem 
Optimismus. Weil sich die Groß¬ 
mächte noch nicht geeinigt hätten, 
bedürfe eine diplomatische Lösung 
noch etwas Zeit. Xelil zufolge un¬ 
terstützt Moskau bereits eine solche 
Lösung. Auch die Vereinigten Staaten 
würden in absehbarer Zukunft den 
Weg der Verhandlungen einschlagen, 
da der derzeitige Krieg keine Dauer¬ 
lösung sei. 

Xelil bestritt Gerüchte, nach denen 
die kurdischen Volksverteidigungsein¬ 
heiten (YPG) in Aleppo zusammen 
mit der syrischen Armee gegen die 
eingeschlossenen dschihadistischen 


Terroristen kämpft. Die Kurdenmiliz 
habe zwar den Angriff der syrischen 
Armee ausgenutzt, um ihrerseits eini¬ 
ge Viertel von den Dschihadisten zu 
befreien, dies bedeute aber nicht, dass 
die YPG mit der Armee zusammen 
kämpft. 

Hinsichtlich der türkischen Beset¬ 
zung Nordsyriens erklärte Xelil, dass 
der türkische Staatspräsident Recep 
Tayyip Erdogan mit der Militärinter¬ 
vention beabsichtige, den in Bedräng¬ 
nis geratenen IS zu stärken. „Der IS 
kämpft jetzt in Mossul und al-Rakka. 
In al-Bab ist er eingekesselt. Die Tür¬ 
kei sieht das. Sie hat in Syrien inter¬ 
veniert, um ihm eine Lebensader zu 
ermöglichen“, sagte der Vertreter der 
kurdischen Autonomiebehörden. Ziel 
der Türkei sei es, die demokratischen 
Errungenschaften in Nordsyrien/Ro- 
java zu unterdrücken. 

„Erdogan ist gegen so ein demo¬ 
kratisches System. Er möchte ein isla¬ 
misches Modell. Erdogan agierte da¬ 
für, dass die Muslimbrüder die Herr¬ 
schaft (in Syrien) übernehmen. Jetzt 
hat er gesehen, dass sich alle Kräfte¬ 
verhältnisse (dort) verändert haben. 
(Daher) intervenierte er in Syrien“, 
erklärte Xelil. 

Sowohl die Vereinigten Staaten als 
auch Russland unterstützen die kurdi¬ 
sche Miliz in ihrem Kampf gegen den 
IS. Als im August Kämpfe in der nord¬ 
syrischen Stadt al-Hasaka zwischen re¬ 
gierungstreuen Milizen und der YPG 
ausbrachen, waren es Medienberich¬ 


ten zufolge russische Offiziere, die ei¬ 
nen Waffenstillstand zwischen beiden 
Seiten vermittelten. 

Bisher weigerte sich die syrische 
Regierung, den syrischen Kurden ei¬ 
nen Autonomiestatus zuzugestehen. 
Das Nachrichtenportal Al-Monitor 
berichtete Ende Oktober, dass die sy¬ 
rische Regierung im September dieses 
Jahres einen russischen Vorschlag für 
einen kurdischen Bundesstaat ablehn¬ 
te. Damaskus befürchtet, dass die Fö- 
deralisierung des Landes letztendlich 
auf dessen Teilung hinauslaufen wird. 
Auch die türkische Führung ist vehe¬ 
ment gegen jegliche Autonomiebestre¬ 
bungen der syrischen Kurden. 

Beobachter spekulieren, dass im 
Hintergrund ein Abkommen zwi¬ 
schen Ankara und Moskau über die 
jeweiligen Einflusssphären in Syrien 
getroffen wurde. Erdogan habe Pu¬ 
tin zugesagt, nichts gegen die Befrei¬ 
ung Ost-Aleppos durch syrische Re¬ 
gierungstruppen zu unternehmen. 
Im Gegenzug hätte Putin den Türken 
die Einnahme von al-Bab, das derzeit 
vom IS kontrolliert wird, zugestanden. 
Auch die Demokratischen Kräfte Syri¬ 
ens (SDF), ein multiethnisches Bünd¬ 
nis, welches von der YPG angeführt 
wird, möchten al-Bab befreien. Ende 
Dezember werden sich die Außenmi¬ 
nister Russlands, Irans und der Türkei 
treffen, um über einen möglichen Waf¬ 
fenstillstand für den Syrienkonflikt zu 
beraten. 

Isaak Funke 
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Fester im Sattel 

Venezuelas Opposition wollte Präsident Nicoläs Maduro in diesem Jahr stürzen. Das ist ihr nicht gelungen 



Die Opposition will Venezuelas Präsidenten Nicoläs Maduro unbedingt stürzen. 


V or einem Jahr fühlte sich Vene¬ 
zuelas Opposition bereits als 
Sieger. Präsident Nicolas Ma¬ 
duro werde noch im ersten Halbjahr 
2016 stürzen, prognostizierten Spre¬ 
cher der Rechtsallianz MUD (Tisch 
der demokratischen Einheit), nach¬ 
dem diese bei der Parlamentswahl am 
6. Dezember 2015 eine klare Mehrheit 
der Mandate in der Nationalversamm¬ 
lung erringen konnte. Die Bürger des 
südamerikanischen Landes hatten der 
regierenden Vereinten Sozialistischen 
Partei Venezuelas (PSUV) und ihren 
Verbündeten, auch der Kommunisti¬ 
schen Partei (PCV), die Quittung für 
den hilflosen Umgang der Adminis¬ 
tration mit Warenknappheit, Inflati¬ 
on und Wirtschaftskrise gegeben. Die 
über Jahre immer wiederkehrende Er¬ 
klärung, die Oligarchie betreibe einen 
Wirtschaftskrieg gegen die Bolivari¬ 
sche Revolution, befriedigte immer 
weniger Venezolaner, denn die Regie¬ 
rung konnte keine Strategie aufzeigen, 
wie sie dieser Offensive ihrer Gegner 
begegnen wollte. 

Ein Jahr später sitzt Maduro fester 
im Sattel als vor zwölf Monaten. Der 
vom Regierungslager gewählten Ver¬ 
zögerungstaktik hatte die heterogene 
Opposition, die nur durch den Wunsch 
nach einem Machtwechsel zusammen¬ 
gehalten wird, wenig entgegenzusetzen. 
Schon im Frühjahr hatte man sich nicht 
darauf einigen können, auf welche Stra¬ 
tegie man setzen sollte. So verkündete 
die MUD öffentlich eine auf drei Säulen 
basierende Kampagne. Maduro sollte 
demnach durch Straßenaktionen zu ei¬ 
nem „freiwilligen“ Rücktritt gezwungen, 
seine Amtsenthebung per Referendum 
durchgesetzt oder seine Amtszeit per 
Verfassungsänderung verkürzt werden. 

Nur eine dieser drei Optionen war 
realistisch. Einen „Rücktritt“ würde 
man nur durch einen Staatsstreich er¬ 
reichen, doch das Militär steht nach wie 


Am vergangenen Wochenende hat die 
Europäische Linkspartei (ELP) in Ber¬ 
lin ihren 5. Parteitag abgehalten. Dabei 
wurden Gregor Gysi und seine vier 
Stellvertreter ohne Gegenkandidatur 
mit nur 67,6 Prozent zu neuen Vorsit¬ 
zenden gewählt. 

Etwa dreihundert Delegierte aus 26 
Mitglieds- und mehreren Beobachter¬ 
parteien nahmen an dem zweieinhalb¬ 
tägigen Parteitag teil, der unter dem 
Motto „Bündnisse schaffen - Für ein 
Europa der Solidarität“ stand und von 
der deutschen Partei „Die Linke“ im 
Berliner Congress Center perfekt or¬ 
ganisiert worden war. Man hatte dazu 
sowohl die DKP als auch die „Marxis¬ 
tische Linke“ eingeladen. 

Dem Parteitag ging ein Treffen mit 
Vertretern des Forums von Säo Paulo 
voraus, in dem die da und dort nach 
rechts gedriftete Lage in Lateinameri¬ 
ka diskutiert und analysiert wurde. Es 
wurde der Vorschlag unterbreitet, ein 
ähnliches Forum auch in Europa zu 
gründen; darauf wurde während des 
Parteitags immer wieder positiv Be¬ 
zug genommen. Da es sich - wenigs¬ 
tens nach außen - derzeit noch um ein 
unausgegorenes Projekt handelt, sind 
auch Fragen wie die nach der prakti¬ 
schen Machbarkeit und der politischen 
Tragweite noch weitgehend unklar. Je¬ 
denfalls wird ein Einschluss der tradi¬ 
tionellen Kommunistischen Parteien, 
wie es auch in Lateinamerika der Fall 
im Forum von Säo Paulo ist, der Ein¬ 
heit der Linkskräfte in Europa wohl 
tun. Denn die Europäische Linkspartei 
mit ihrer positiven Haltung zur EU will 
und kann kein Sammelbecken für alle 
Linken sein. 

Dazu müsste allein schon der Un¬ 
terschied zwischen EU und Europa 
benannt werden, wie es die scheiden¬ 
de stellvertretende Vorsitzende Mari¬ 


vor auf der Seite der verfassungsmäßi¬ 
gen Regierung. Zur Verfassungsände¬ 
rung beschied der oberste Gerichtshof 
den Abgeordneten, dass eine Verkür¬ 
zung der Amtszeit erst den nächsten 
Staatschef treffen würde. Zudem 
bremsten die obersten Richter Initia¬ 
tiven des Parlaments immer wieder als 
verfassungswidrig aus. Blieb das Amts¬ 
enthebungsreferendum. Dieses bean¬ 
tragten die Führer der MUD erst im 
März - und ermöglichten der Regie¬ 
rung dadurch ein Spiel auf Zeit. Denn 
die für die Durchsetzung des Referen¬ 
dums erforderlichen Schritte sind mit 
Fristen verbunden, die vom Nationa¬ 
len Wahlrat (CNE) voll ausgeschöpft 
wurden. Schnell zeichnete sich ab, dass 
die Abstimmung erst 2017 stattfinden 
würde. Dann aber ist das Referendum 
für die Opposition nahezu wertlos. Ve¬ 
nezuelas Verfassung legt fest, dass eine 
Absetzung des Staatschefs in den letz¬ 
ten zwei Jahren seiner Amtszeit nicht 
zu Neuwahlen führt, sondern der Vize¬ 
präsident die Amtsgeschäfte bis zum 
regulären Ende der Legislaturperiode 
übernimmt. Diese Frist beginnt Mitte 
Januar 2017. 

Zugleich hat sich die Lage in Ve¬ 
nezuela, die im ersten Halbjahr 2016 
durch eine monatelange Dürre ver¬ 
schärft worden war, inzwischen etwas 
entspannt. Die Versorgungslage hat 
sich gebessert, und im Dezember ging 
Maduro mit einem Überraschungs¬ 
coup gegen Währungsmanipulationen 
vor, die eine Hyperinflation verursacht 
haben: Während neue Geldscheine im 
Wert von 1000 BoKvares und mehr ein¬ 
geführt wurden, wurde der Schein mit 
dem bis dahin höchsten Nennwert, 100 
Bolfvares, aus dem Verkehr gezogen. 
Millionen dieser Scheine waren nach 
Kolumbien und in andere Länder ver¬ 
schoben worden, um die Liquidität Ve¬ 
nezuelas zu untergraben. Nun saßen 
die Wechselstuben im kolumbianischen 


sa Matias einforderte und dafür von 
manchen Delegierten erstaunten, von 
anderen erleichterten Applaus bekam. 
Der Leitantrag trug diese Problematik 
schon im Titel „Europa neu gründen; 
neue, progressive Bündnisse schaffen“. 
Er wurde nach einer Debatte mit vielen 
Einzelbeiträgen mit überzeugenden 81 
Prozent angenommen; dabei stritt man 
sich vorwiegend um die Reformierbar- 
keit der EU, was in dieser Offenheit 
eine neue und positive Entwicklung 
bei der ELP ist. Zusätzlich wurden vier¬ 
zehn Anträge verabschiedet. 

Deutlich vermissen musste man 
eine Perspektive für die ELP. Immer¬ 
hin gab es mit zwei bei Wahlen recht er¬ 
folgreichen linkssozialdemokratischen 
Parteien aus Slowenien endlich einen 
qualitativ erfreulichen Zugewinn aus 
Osteuropa, aber wohin die Reise der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei politisch geht, ist 


Grenzort Cücuta plötzlich auf Bergen 
von wertlos gewordenen Geldscheinen, 
denn ein Rücktransport nach Venezuela 
wurde durch die gleichzeitig verhängte 
Grenzschließung verhindert. Die Wir¬ 
kung ließ sich innerhalb weniger Tage 
an den Schwarzmarktkursen des vene¬ 
zolanischen Bolfvar ablesen: Er stieg 
um 45 Prozent. 

Die erfolgreichen Maßnahmen der 
Regierung können aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass sie nach wie vor 


zwölf Jahre nach der Gründung dieser 
Parteienpartei unklarer denn je. Wenn 
im Leitantrag festgestellt wird, dass der 
EU die Werte verloren gegangen sei¬ 
en, dann muss man sagen, welcher Wert 
wann existiert hatte - wenn man schon 
nicht wahrhaben will, dass der eigentli¬ 
che und einzige Wert aus acht Münzen 
und sieben Scheinen besteht und gerade 
Südeuropa drangsaliert. 

Nach sechs Jahren wurde Pierre 
Laurent, gleichzeitig auch Vorsitzender 
der Französischen KP, auf einen Stell¬ 
vertreterposten versetzt. Dass sein de¬ 
signierter Nachfolger Gregor Gysi zu 
den entschiedenen EU-Befürwortern 
gehört, war den Delegierten bereits 
klar, als sie nach Berlin fuhren. 

Gregor Gysi nahm nur wenige Stun¬ 
den am Parteitag teil - und zwar nur ab 
Samstagnachmittag, als er mit der ge¬ 
feierten ELP-Ikone Alexis Tsipras den 


in der Defensive ist. Die Kommunisti¬ 
sche Partei begrüßte etwa die Außer¬ 
kraftsetzung der 100-BoKvar-Scheine 
als „gut gemeint“, jedoch unzureichend. 
Notwendig sei die Nationalisierung des 
gesamten Finanzsektors, forderte PCV- 
Generalsekretär Oscar Figuera am 
12. Dezember bei der wöchentlichen 
Pressekonferenz des Zentralkomitees in 
Caracas. Die Partei verteidigt zwar wei¬ 
ter die antiimperialistische Ausrichtung 
der venezolanischen Regierung, hat in 


Saal betrat und es nach dessen Rede 
um seine Wahl ging. Wegen dieser of¬ 
fenkundigen Geringschätzung der De¬ 
legierten, wegen seiner Äußerungen 
zu Fidel Castro, den er in einem Inter¬ 
view am 28. November als „Diktator“ 
bezeichnet hatte, und auch wegen der 
Tatsache, dass nun ein weiterer Deut¬ 
scher eine der Parteien und Fraktionen 
im EU-Geflecht präsidiert, befürchtete 
der Vorstand zu Recht eine öffentliche 
Abstrafung Gysis. Man schlug also eine 
Blockwahl vor, wo in einem Zug auch 
die vier stellvertretenden Vorsitzenden 
mitgewählt wurden; dieses kuriose Ver¬ 
fahren setzte sich nach Protesten in ei¬ 
ner Kampfabstimmung letztlich äußerst 
knapp durch. Die Kandidaten für die 
Stellvertretung - neben Pierre Laurent 
und dem neu hinzukommenden Paolo 
Ferrero die bisherigen Stellvertreterin¬ 
nen Maite Mola und Marina Mileva - 
sind durchaus beliebt und konnten ei¬ 
gentlich mit bis zu 90 Prozent Zustim¬ 
mung rechnen. Ein Teil der Delegierten 
entschied sich aus diesem Grund nicht 
für eine Kollektivabstrafung, ein an¬ 
derer Teil tat es trotz dieser Bedenken 
dennoch - so pendelte sich der kollek¬ 
tive Wille bei unter 68 Prozent ein. Die 
Wahl des weiteren Vorstands aus 52 
Mitgliedern wurde ebenfalls in Block¬ 
wahl durchgeführt und ergab 99,3 Pro¬ 
zent Zustimmung. 

Viele Delegierte hatten offenbar 
eine völlig andere Meinung zur Kuba¬ 
nischen Revolution und ihrem Kom¬ 
mandanten als ihr neuer Vorsitzender: 
am Freitag gab es eine Schweigeminute 
und am Samstag Beifall für die Rede 
von Juan Valdes, Vertreter der KP Ku¬ 
bas beim ELP-Parteitag, sowie eine Un¬ 
terbrechung für eine Kundgebung des 
Netzwerks Cuba gegen die US-Blocka- 
de direkt vor dem Tagungsgebäude. 

Günter Pohl 


den vergangenen Monaten jedoch ihre 
Kritik an deren Wirtschafts- und Sozi¬ 
alpolitik verschärft. Tatsächlich ist von 
einem Aufbau des Sozialismus, wie ihn 
Maduro im Wahlkampf 2013 verspro¬ 
chen hatte, kaum noch etwas zu spüren. 
Der Abwehrkampf gegen die Konterre¬ 
volution wird in erster Linie mit punktu¬ 
ellen Antworten geführt, die der Logik 
des Kapitalismus nicht widersprechen. 
Eine Gegenoffensive zeichnet sich trotz 
anderslautender Parolen nicht ab. 

Die Position Venezuelas wird aller¬ 
dings auch durch die Entwicklungen in 
den Nachbarländern erschwert. Ende 
2015 übernahm die Rechte die Regie¬ 
rung in Argentinien, 2016 folgte der 
institutionelle Putsch in Brasilien. Da¬ 
durch verlor Caracas zwei starke Ver¬ 
bündete - und bekam zwei gefährliche 
Gegner auf der internationalen Bühne. 
Das zeigte sich, als Venezuela Anfang 
Dezember aus dem südamerikanischen 
Wirtschaftsbündnis Mercosur ausge¬ 
schlossen wurde. Dem Druck von Brasi¬ 
lien, Argentinien und Paraguay musste 
sich dabei auch das vom Linksbündnis 
Frente Amplio regierte Uruguay beu¬ 
gen. Begründet wurde dieser Schritt da¬ 
mit, dass Caracas bestimmte, mit dem 
Beitritt 2012 übernommene Verpflich¬ 
tungen nicht erfüllt habe. Die venezola¬ 
nische Regierung wies das zurück: Man 
habe 95 Prozent der Regeln des Merco¬ 
sur in nationale Gesetze übernommen, 
bei den anderen Mitgliedstaaten seien 
das weniger. 

In ganz Lateinamerika ist die Soli¬ 
darität mit Venezuela nach wie vor groß, 
denn trotz aller Kritik an Einzelpunkten 
ist den linken Parteien und Bewegun¬ 
gen der Region bewusst, dass ein Sturz 
der bolivarischen Regierung ein Signal 
für eine Verschärfung des Rechtsrucks 
wäre, der dramatische Folgen für die 
Arbeiterbewegung und die Lebensbe¬ 
dingungen der Menschen hätte. 

Andre Scheer 


Russischer Botschafter 
ermordet 

Der russische Botschafter in der 
Türkei, Andrej Karlow, ist nach ei¬ 
nem Anschlag in Ankara gestorben. 
Ein Mann erschoss den Diplomaten 
und soll dabei „Gott ist groß“ geru¬ 
fen haben. Karlow hielt zum Zeit¬ 
punkt des Anschlags eine Ansprache 
zur Einweihung einer russischen Fo¬ 
toausstellung. 

Nach Angaben der Zeitung 
„Hürriyet“ soll der Täter, ein 22-jäh- 
riger Polizist, sich mit seinem Dienst¬ 
ausweis Zutritt zur Ausstellungser¬ 
öffnung verschafft haben. Die Nach¬ 
richtenagentur „Anadolu“ meldete, 
die Polizei habe den Attentäter kurz 
nach der Tat getötet. 

EU-Sanktionen 

verlängert 

Die Wirtschaftssanktionen der EU 
gegen Russland sind offiziell um wei¬ 
tere sechs Monate verlängert wor¬ 
den. Die Verlängerung wurde damit 
begründet, dass es „unzureichende 
Fortschritte im Friedensprozess für 
die Ukraine“ gebe. 

NATO-Russland-Rat 

Das erste Treffen zwischen Vertre¬ 
tern der NATO und Russlands seit 
über fünf Monaten hat keine greif¬ 
baren Ergebnisse gebracht. NATO- 
Generalsekretär Jens Stoltenberg 
beschrieb die Diskussion am Mon¬ 
tag zwar als offen und umfassend, 
gleichzeitig sagte er aber, dass bei¬ 
de Seiten in zentralen Fragen weiter 
uneins seien. 

Thema bei den Gesprächen wa¬ 
ren unter anderem der Krieg in der 
Ukraine sowie Fragen der Transpa¬ 
renz und Risikoreduzierung bei Mi¬ 
litärmanövern. Russland kritisierte 
erneut die Aufrüstungsbeschlüsse 
der NATO, die eine Verlegung meh¬ 
rerer Tausend Soldaten in das östli¬ 
che NATO-Gebiet vorsehen. 


Widersprüche und offene Fragen 

5. Parteitag der Europäischen Linkspartei in Berlin 



Foto: Gabriele Senft 

Schaute kurz beim Parteitag vorbei, um sich (block-)wählen zu lassen: Der neue 
ELP-Vorsitzende Gregor Gysi. 
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Wir gratulieren 

Bernd Bücking 

zum Achtzigsten 

Bernd feiert am 29. Dezember seinen 80. Geburtstag. 

Seit über 50 Jahren ist er in der kommunistischen Bewe¬ 
gung, aktiv als Künstler, Referent zu Themen der marxis¬ 
tischen Theorie, Gruppenorganisator und isw-Mitarbeiter. 

Wir sind froh und dankbar über den Umfang und die In¬ 
tensität seiner „politischen Gebrauchsgrafik", die er über 
fast ein halbes Jahrhundert in den Dienst der politischen 
Linken stellt. Seit den 60er Jahren arbeitete er als Mitre¬ 
dakteur der Kunstzeitschrift „TENDENZEN", neben dem 
Kunstwissenschaftler Dr. Richard Hiepe und den Künstlern 
Carlo Schellemann und Guido Zingerl, und zwar eigens 
als Vertreter der politischen Gebrauchsgrafik, wie er sich 
selbst versteht. 

Bernd ist ein Visualisierer, dessen Karikaturen oft zu ge¬ 
zeichneten Leitartikeln zu mutieren drohen. Aber er ist 
kein Simplifikator, niemandem wird einfach nur gesagt, 
wo's lang geht. Seine Kunst ist eindeutig die Kunst der Auf¬ 
klärung. 

Er vermittelt die Auswirkungen der großen Politik auf die 
leidgeprüften Massen auf hohem Niveau, bei Vorrang der 
Verständlichkeit. Nicht nur die hohen Herren der großen 
Politik, auch manchmal die Politik seiner eigenen Partei 
macht er zu „Gezeichneten". Da sind seine Zeichnungen 
oft ähnlicher als das Original, das er dann zur Kenntlichkeit 
entstellt. 

Seit 2001 beschäftigt u.a. mit der wöchentlichen UZ-Ka- 
rikatur, wurde ihm mitgeteilt, dass seine Karikaturen den 
Mitgliedern der DKP nicht mehr zuzumuten seien. Das hat¬ 
te wohl mehr politische als künstlerische Gründe. 

Sonst wüsste man, dass das Wort caricare, von dem Kari¬ 
katur kommt, eigentlich überladen, überfrachten und im 
Bückingschen Sinne wohl auch überzeichnen heißt. 

Die Genossen der Gruppe Allgäu betonen seinen Verdienst 
um den Fortbestand der Gruppe ab 1990, seine interes¬ 
santen Vorträge, untermalt mit gezeichneten Schaubildern 
auf den Rückseiten von SPD(!)-Plakaten, wo er komplizier¬ 
te politökonomische und andere Zusammenhänge ver¬ 
ständlich macht. 

Lieber Bernd, 

in diesem Sinne gratulieren dir 

Die DKP-Gruppen München Ost und Allgäu 
Kreisvorstand der DKP München 
Bezirksvorstand DKP Südbayern 



AUFBRECHEN 

FÜR DEN FRIEDEN 


VERANSTALTUNG 
FR 31. MÄRZ 2017 
19.00 UHR 

Gaststätte Mauritius 

FRIEDENSDEMO 
SA 1. APRIL 2017 
12.00 UHR 

Platz des Westfälischen 
Friedens 



1917-2017 ★ 100 JAHRE 
OKTOBERREVOLUTION 

lOmfrchbei/. 


Wir wünschen Euch ein 
kämpferisches Jahr 2017! 

($^4 Q 41 $ -fi Svc.—-> 

Wera Richfter Parnfc Hobele Hans Peter ßrenner 



Beendet den Richtungsstreit! 
Eine neue Welt braucht 
unsere ganze Kraft! 

Allen Genossinnen und Genossen, 
unseren Kollegen, Freunden und 
Sympathisanten ein kämpferisches 
neues Jahr 2017. 



Herbert Schedlbauer 
Martina Schick-Schedlbauer 


Guten Rutsch! 

wasserturmfest ist am 19.8.2017 
DKP Elmshorn 



Jeder trägt sein Kreuz allein - doch kann man es 
2017 abgeben: Auf dem Wahlzettel der DKP! 

Peter und Tina 


Für 2017, das Jahr mit dem 100. Jahrestag 
der Oktoberrevolution: 

Möge die Zusammengehörigkeit aller deutschen 
Kommunistinnen und Kommunisten und prinzipien¬ 
feste Einigung unser aller Wunsch sein. 

Herbert und Gerda Mies 



Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP 
www.unsere-zeit.de / www.uzshop.de 


□ 6-Wochen-Probe-Abo 
Gratis 

Das Abonnement endet automatisch. 

□ 3 -Monats-Abo 
Sonderpreis 10 ,- Euro + Prämie 

Bitte zusätzlich ankreuzen: 

□ Prämie 1: Kaffeebecher „Bertolt Brecht“ 

□ Prämie 2: Gutschein über 5,00 Euro zum 
Einkauf im UZ-Shop (www.uzshop.de) 

Das 3-Monats-Abo wandelt sich automatisch in ein 
Kombi-Abo zum Jahrespreis von 156,00 € um, 
sofern es nicht 2 Wochen vor Ablauf gekündigt 
wird oder uns eine andere Preisstufe mitgeteilt wird. 


Name, Vorname 


PLZ, Ort 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag 



Straße, Nr. 


Telefon, E-Mail 

. Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Unendlich traurig nehmen wir Abschied von 
meinem Mann, unserem Vater und Schwiegervater 

Eckart Spoo 

* 19.12.1936 in Mönchengladbach 
+15.12.2016 in Berlin 

Wir denken an einen freundlichen, aufmerksamen und 
interessierten Zuhörer, einen immer bereiten Ratgeber, 
einen, der sich um andere kümmerte, einen aufrechten 
und unermüdlichen Aufklärer gegen Unterdrückung, 
Rassismus und Krieg und einen steten Streiter für 
Wahrheit, Mitmenschlichkeit und Frieden. 

ln Liebe und Dankbarkeit 

Lydia Spoo 

Sibylle Spoo und Dieter Hummel 
David und Antje Spoo 

Eine Gedenkfeier findet am 13.1.2017 um 15 Uhr im 
Münzenbergsaal, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin 
statt. 

Die Seebestattung findet im engsten Familienkreis 
statt. 

Anstelle von Blumen und Kränzen bitten wir um finan¬ 
zielle Unterstützung für die Zweiwochenschrift Os- 
Sietzky, IBAN DE78 2505 0180 0000 1631 12, Stichwort 
Eckart Spoo. 


★ 

Im kommenden Jahr ist es sehr wichtig, 
dass sich ganz viele Sehnsuchtssozialisten 
selbst belohnen. 

Die Wahl der DKP 2017 ist richtig und trägt 
zur politischen Menschwerdung bei. 

Tina und Peter 


Trotz alledem: 

Allen Genossinnen und Genossen 
in der Hoffnungstraße 18 
ein gutes und erfolgreiches Neues Jahr! 

Jürgen 


„Ich wünsche allen Geschäftspartnern und 
Freunden ein friedvolles und gesundes Neues 
Jahr 2017! 


Peter Mannherz 


Vereidigter Buchprüfer 
Steuerberater | Rechtsbeistand 
E-Mail: mannherz@stb-mannherz.de 
Internet, www.stb-mannherz.de 
Gewerbestraße 4b | 78345 Moos 
Tel. 0 77 32 / 99 81 - 0 I Fax 0 77 32 / 30 38 



Kolareich steuern 


Unternehm 


JS "tb-mannTiHii-d e 


J I ALH&LRArt R 

ti> ! Lnl^-netimercnxtilDigt 
L [CKW w.V, 


JUMP UP Update Dezember 2016: 
Liebe Leserinnen und Leser der UZ, 


wir können euch für kurze Zeit folgende CDs 
zum Sonderpreis anbieten: 

* VA: LIEbERFEST - Liederbestenliste - Live Cb Euro 5,00 

Ein Fest der Lieder: Live-Aufnahmen von den Preisträgern der Liederbestenliste. Mit dabei: 
Konstantin Wecker, Gundermann <& Seilschaft, Franz Josef öegenhardt, Manfred Maurenbrecher, 
Reinhard Mey, Stoppok, bziuks Küche, Hans-Eckardt Wenzel u.v.a. 

* H. Wader <& K. Wecker: Wader Wecker Vaterland bVb € 9,00 

* Lluis Hach: Un Pont de Mar Blava Cb € 3,00 

* Hanns Ernst Jäger: Opposition, Opposition! Cb € 3,00 

* Hannes Wader: Wader liest Kurt Kusenberg Cb € 3,00 

* Sergej Prokofjew <& Benjamin Britten: Peter und der 
Wolf <& Orchesterführer für junge Leute Cb € 5,00 



www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
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Positionen 


Freitag, 23. Dezember 2016 


Lucas Zeise versucht einen kurzen Johresrückblick 

Das System bröckelt 


D ie Banken der Welt wankten 
2008 und Peer Steinbrück, da¬ 
mals Finanzminister einer Gro¬ 
ßen Koalition, blickte in den Abgrund. 
Politisch wurde die Sache mit viel Geld 
geflickt. In der Eurokrise zwischen 
2010 und 2015 gewöhnte sich das po¬ 
litische Personal daran, die Vorgaben 
des Finanzkapitals von einer Ecofin- 
Sitzung zur nächsten nur mit Mühe er¬ 
füllen zu können. Griechenland wurde 
bis zum Bluten gepeinigt. Im Austes¬ 
ten dessen, was ertragen werden kann, 
erwies sich die deutsche Regierung 
mit Schäuble und Merkel als Meister. 
Auch in einer solchen Krise gibt es Ge¬ 
winner. Das deutsche Monopolkapital 
zählt bis jetzt dazu. Verglichen damit 
sind das No der Italiener zur neolibe- 
ralen Modernisierung ihrer Verfassung 
und die Abstimmung der Briten gegen 


den Verbleib in der EU im vergange¬ 
nen Jahr kleine Ereignisse. Aber sie 
haben gezeigt, dass das System zu brö¬ 
ckeln beginnt. 

Die EU würde, sofern Britannien 
wirklich austritt, was wiederum nicht 
sicher ist, zum ersten Mal kleiner. Sie 
ist ein Koloss von mehr als 500 Millio¬ 
nen Menschen, zugleich der größte ein¬ 
heitlich organisierte Wirtschaftsraum. 
Die EU ist systemwichtig. Nicht dass es 
auf der anderen Seite des Atlantiks sta¬ 
bile Verhältnisse gäbe. Donald Trumps 


Wahl zum Präsidenten der USA ist vor 
allem ein Zeichen für die Unzufrieden¬ 
heit des Volkes mit diesen Verhältnis¬ 
sen, unter denen sie leben, und mit der 
Politik, die über Jahrzehnte hinweg zu 
diesen Verhältnissen geführt hat. Ver¬ 
mutlich ist der Unterschied zwischen 
dieser alten Politik und der Trumps ge¬ 
ring. Jedenfalls aber werden weder die 
USA noch gar die EU einen Weg aus 
der tiefen Weltwirtschaftskrise finden. 

Wenig überraschend hat die öko¬ 
nomische Krise die Gefahr eines gro¬ 


ßen Krieges und die Häufigkeit von 
kleineren Kriegen erhöht. In der 
Regierungszeit Obamas haben die 
USA den europäischen Partnern im 
Nahen Osten und Afrika viel Raum 
für aggressives Eigenengament gelas¬ 
sen. Neben den alten Kolonialmäch¬ 
ten Britannien und Frankreich hat 
Deutschland mit politischem Getö¬ 
se, mit Waffen und Soldaten demons¬ 
triert, dass es bei der neuen Runde 
kolonialer Aggression ganz vorn mit 
dabei sein will. 


Das vergangene Jahr hat auch ge¬ 
zeigt, dass der imperialistischen Ag¬ 
gression Grenzen gesetzt werden kön¬ 
nen. Weder ist es den selbst ernannten 
„Freunden Syriens“ gelungen, den ge¬ 
wünschten „Regime Change“ in Da¬ 
maskus zu erzwingen, noch die Zer¬ 
schlagung des syrischen Staates und 
nicht einmal die letzten Hoffnungen des 
arabischen Nationalismus. Entschei¬ 
dend dabei war, dass Staaten mit völlig 
unterschiedlichen politischen Grundla¬ 
gen (Syrien, Iran, Russland und im Hin¬ 
tergrund auch China) effektiv koope¬ 
riert haben. Die Kriegsgefahr wird da¬ 
durch zunächst nicht geringer. Aber die 
Erfahrung effektiver Gegenwehr weckt 
die Hoffnung, dass die imperialistische 
Aggression eingedämmt werden kann. 
Auch das ist ein Zeichen dafür, dass das 
Herrschaftssystem bröckelt. 


Gastkommentar von Volker Bräutigam zu „Fake News“ 

Vorstufe zur Zensur 



650 Soldaten der Bundeswehr sind bereits in Mali stationiert, im Januar sollen noch 350 dazukommen. „Es ist in 
unserem gemeinsamen Interesse, dass der Terror bekämpft wird“, dekretiert Kriegsministerin von der Leyen und meint 
damit, dass der Flüchtlingsstrom aus Afrika nach Europa in diesem wichtigen Transitland unterbrochen werden soll. Darin 
steckt eine Gleichsetzung der Flüchtlinge mit der Terrorgefahr, die wohl nicht ganz unbeabsichtigt ist. 

In Mali überwachen im Rahmen der UN-„Stabilisierungsmission“ MINUSMA bereitsisooo Soldaten und Polizisten die 
Einhaltung eines Friedensabkommens zwischen Regierung und Rebellen. 


Blick auf 2017 

Von der „Demokratie“ zur „Demokratur“ • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Ich versuche mich am Jahresende als 
Prophet. Was bringt 2017? 

Als jemand, der zusätzlich zu sei¬ 
ner verhaltenstherapeutischen Stan¬ 
dardausbildung auch die Hypnothera- 
pie kennen und anzuwenden gelernt 
hat, weiß ich, dass dies nicht ohne den 
Wechsel auf eine andere Bewusstseins¬ 
ebene geht. Sich auf einen Punkt zu fo¬ 
kussieren, die Wahrnehmung in allen 
ihren Sinnesmodalitäten abzuschalten 
und gleichzeitig aber auf diesen einen 
Punkt zu fokussieren, das ist die Grund¬ 
bedingung dafür, dass man den Sprung 
in die Welt der Bilder und der sehr sub¬ 
jektiven fiktiven Realitäten schafft. 

Mit Hilfe der Technik der hypno¬ 
tischen Visualisierung mache ich die 
imaginative Reise in die Zukunft. Es ist 
nicht das extraterrestrische Wesen na¬ 
mens E.T. mit seinen sanft fragenden 
Glubschaugen, das jetzt vor meinem in¬ 
neren Auge auftaucht. Nein. Es ist ein 
anderes, aber scheinbar auch aus einer 
anderen Welt stammendes Wesen. Sein 
Namen ist D.T. Hoch oben in (s)einem 
Wolkenkratzer thronend baut dieser 
neue Herrscher aller Herrscher seinen 
„Rat“ zusammen. Das Polit-Casting, 
das D.T. so gnadenlos durchzieht und 
bei dem schon so mancher reiche Polit- 
promi statt des ersehnten Ministerpos¬ 
tens nur ein schäbiges Grinsen erntet, 
macht bereits den ersten Wandel in der 
bisherigen Form bürgerlich-demokra¬ 
tischer Herrschaftsausübung deutlich. 
Der neue Zar umgibt sich nicht in ers¬ 
ter Linie mit höheren Angestellten, die 
ihr Geschäft zwar von der Pike gelernt 
haben, die aber doch nur der Kaste der 
besser bezahlten Handlanger der wirk¬ 


lich Mächtigen, der obersten Schicht 
der Monopolbourgeoisie, angehören. 
Die marxistischen Klassiker bezeich¬ 
nen die bürgerliche Demokratie tref¬ 
fend ihrem Wesen nach als „Diktatur 



Hans-Peter Brenner ist stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der DKP 


der Bourgeoisie“. Sie wird mit Hilfe ei¬ 
nes Millionenheers von Politikern, Be¬ 
amten und Staatsangestellten realisiert. 
Jetzt aber schafft der neue eine neue 
Variation dieser Diktatur. Bei Beibe¬ 
haltung der alten Institutionen entsteht 
eine neue Herrschaftsvariante. Nein, 
nicht die der terroristischen faschisti¬ 
schen Herrschaft. D.T. zerstört nicht 
die alten Institutionen, aber er schafft 
die „Demokratur“. 

Die Monopolbourgeoisie wächst 
aus der Rolle als Strippenzieher und 
Kommandeur ihrer Politikergarde he¬ 
raus. So klar und unmittelbar hat sie in 
der Geschichte der USA oder auch in 
der Geschichte anderer „Demokratien“ 


noch nie das Regierungsgeschäft selbst 
in die Hand genommen. Mit Ausnahme 
vielleicht der frühbürgerlichen italieni¬ 
schen Stadtrepubliken Genua, Venedig, 
Mantua und Florenz. So offen wurde 
der „Demos“ noch nie auf seine Rohe 
als Stimmvieh reduziert und selbst die 
in eigenen Elite-Schulen und Elite-Uni¬ 
versitäten ausgebildete Garde der Be¬ 
rufspolitiker auf ihre Rolle als „Diener“ 
der wirklich Mächtigen zurechtgestutzt. 

Gewiss, auch die Sippe der Ölmil- 
lionäre der Ära Bush hat schon selbst 
das Steuer des Regierungsapparats in 
die Hand genommen und auch manch 
anderer Vorgänger des neuen Zaren 
war Millionär - so etwa der „Demo¬ 
krat“ J. F. Kennedy. Aber mit der „De¬ 
mokratur“ des D.T. hat sich eine zah¬ 
lenmäßig weitaus bedeutendere Frak¬ 
tion der Monopolbourgeoisie dazu 
entschieden, künftig direkt und unmit¬ 
telbar ihre Klasseninteressen in die ei¬ 
genen (Regierungs-)Hände zu nehmen. 
2017, so sagt mir also mein inneres Bild, 
wird das Jahr der Demokratur. 

Fragt sich nur, wie lange der „De¬ 
mos“ dies mangels einer selbstbewuss¬ 
ten eigenen Klassenalternative mit sich 
machen lässt. Im Jahr des 100. Jubilä¬ 
ums der russischen Oktoberevolution 
werden wir daran erinnern, dass es so 
etwas gab und auch wieder geben muss. 

2017 muss also das Jahr der Rückbe¬ 
sinnung auf die Demokratie der und für 
die werktätigen Volksmassen werden. 
Ein Jahr der Propagierung und Vertei¬ 
digung des Erbes der Republiken und 
der sozialistischen Demokratien der 
Werktätigen, der Klassenherrschaft der 
Arbeiter und Bauern. 


Das neueste Igittigitt der Bundesregie¬ 
rung: „Fake News“. Sie zu produzieren 
ist, wenn man SPD-Fraktionschef Op¬ 
permann glaubt, ein strafwürdiger Tat¬ 
bestand, dem die Bundesregierung nun¬ 
mehr mit einem Gesetz beikommen 
wolle. „Fake News“ fallen - wir folgen 
immer noch dem Oppermann - nur in 
den Foren der Gegenöffentlichkeit an 
und auf, im Internet. 

Man muss sich dieses so schön ame¬ 
rikanische „Fejk Njuus“ auf dem Trom¬ 
melfell zergehen lassen. Es ist das trans¬ 
atlantisch gestempelte Synonym für Des¬ 
information, AgitProp, üble Nachrede, 
Lüge, Verleumdung. 

Ach so! Mit wenigen Gedanken¬ 
schritten gelangen der kundige Thebaner 
und sein Kumpel, der lesende Arbeiter, 
jetzt zu der Erkenntnis: Auf Fejk Njuus 
haben führende Politiker das Monopol. 
Die klassischen Massenmedien dienen 
denen als Herolde. Und nun droht aber 
Gefahr für das weidlich genutzte Mono¬ 
pol? Gefahr, die aus dem Internet und 
von Plebejern kommt, die sich dort aus¬ 
toben dürfen? Her mit den gesetzgebe¬ 
rischen Initiativen! 

Mal sehen, wann man sich in Karlsru¬ 
he wiedersieht. Auf die Berliner Regie¬ 
rungsdefinition dessen, was Fejk Njuus 
eigentlich sind, dürfen wir gespannt sein. 

Heiko Maas, der kleine Justizminis¬ 
ter-Darsteller - echt, nicht fejk! - hat 
schon einmal dazu aufgefordert, den 
Strafrahmen im bereits vorhandenen 
Gesetz gegen fälschliche Anschuldi¬ 
gungen von Opfern zu nutzen, die im 


In Dr. Gniffkes Augen 
desinformativ, staatlich 
gelenkt und einseitig 


öffentlichen Leben stehen: fünf Jahre 
Haft. Achte also jeder, der sich internet- 
öffentlich über „die da in Berlin“ aus¬ 
kotzen will, auf sein Gewölle! Es droht 
Gefängnis, denn was der bekannte Otto 
Normalo an Einschätzungen und Be¬ 
hauptungen in die Welt setzt, gefährdet 
möglicherweise unsere Freiheit. 

Keinen Grund zur Sorge haben hin¬ 
gegen ARD-Chef Dr. Kai Gniffke (Ta¬ 
gesschau, Tagesthemen & Co.) und seine 
Amtsgeschwister bei DLF und ZDF. Die 
Gralshüter der Wahrheit. Sie geben, be¬ 
gleitet vom Wohlwollen der Mächtigen, 
nur weiter, was ihnen als faktisch zur 
Versendung anvertraut wird. Und ver¬ 
zichten auf verstörende kritische Infor¬ 
mationen aus Quellen, die auf der „fal¬ 
schen“ Seite sprudeln: „sputniknews, 
RT, Information Clearing House, Glo¬ 
bal Research, CounterPunch, BRICS 
news, Fefes Blog, South Front, Deutsche 
Wirtschaftsnachrichten, Radio Utopie, 
EinParteibuch, Saker, dkp-news“: alles 
Igittigitt! In Dr. Gniffkes Augen auto¬ 
matisch desinformativ, propagandistisch, 
staatlich gelenkt, parteiisch, einseitig. 

Bei unseren staatsnahen und regie¬ 
rungsfrommen Öffentlich-Rechtlichen 
legt man Wert darauf, sein Nachrichten¬ 
material nur von „Guten“ zu beziehen, 
will heißen: USA-konformen Agenturen. 
Die und ihre politischen Hinterleute in¬ 
formieren nämlich immer absolut sau¬ 


ber: über Massenvernichtungswaffen im 
Irak oder russische Hackerangriffe auf 
die Präsidentenwahl in USA. 

Der scheidende US-Präsident Oba- 
ma gab vor seinem Abflug in den Win¬ 
terurlaub nach Hawaii noch eins heraus 
von seinem Pachtgut, der Wahrheit: Er 
attackierte seinen russischen Kollegen 
Putin. Russland habe die USA-Wahl mit 
einem Cyber-Angriff manipuliert. Oba- 
ma wiederholte seine Drohung, dass das 
„Konsequenzen“ haben werde. Zugleich 
aber gab er zu, dass Russland die Wahl 
natürlich nicht beeinflusst habe. Ja was 
denn nun? 

Ach, heißt es da bei ARDDLFZDF, 
lassen wir doch einfach Obamas pein¬ 
lich verwirrt wirkendes Eingeständnis 
weg. Wir bringen nur das mit dem russi¬ 
schen Cyber-Angriff und den amerika¬ 
nischen Konsequenzen. Im O-Ton. Wir 
müssen ja unser deutsches Publikum 
nicht zwingend darüber informieren, 
dass der ganze Quatsch über die von 
Russen gehackten US-amerikanische 
Wahlmaschinen in den Giftküchen der 
CIA zusammengemischt wurde. 

So stricken unsere so genannten 
Qualitätsmedien denn auch schon an 
der Legende, Russland wolle mit allen 
verfügbaren Propagandamitteln auf die 
Wahlen in Frankreich und Deutschland 
einwirken. Für den Fall, dass das Wahl¬ 
ergebnis anders ist, als von unseren Eli¬ 
ten gewünscht? Tja, der kluge Mann 
baut vor, nicht? 

Also wird kräftig Antirussisches 
angerührt. Zum Beispiel verbreitet 
ARD-aktuell rührende Geschichten 
über Ost-Aleppo. Die dort „Einge¬ 
schlossenen“ müssten „in eisiger Kälte 
und ohne Essen und Trinken“ auf ihre 
immer wieder verzögerte Evakuierung 
warten. Die (bösen) Russen und Syrer 
erlaubten ihnen keinen Abzug. Was 
sich wirklich in dieser nach Jahren 
des mörderischen Terrors der Kopfab¬ 
schneider befreiten Stadt zutrug, wurde 
verschwiegen: In Ost-Aleppo saßen am 
Ende fast nur noch die übelsten Terro¬ 
risten und ihre Angehörigen fest. Sie 
hatten sich bis zum Schluss nicht erge¬ 
ben wollen. 

Und: Eine Gruppe Offiziere der 
US-Koalition, darunter hochrangige 
NATO-Offiziere, war in einem Bunker 
entdeckt und von der syrischen Armee 
gefangen genommen worden. US-Ame- 
rikaner, Franzosen, Briten, Deutsche, Is¬ 
raelis, Türken, Saudis, Marokkaner, Ka¬ 
taris und weitere Nationalitäten. 

Nichts davon gehört? Und jetzt to¬ 
tal überrascht? Solche Beweise der akti¬ 
ven Teilnahme an einem Krieg, der nach 
ARD-aktuell-Lesart erst ein „Aufstand“ 
von nach Demokratie dürstenden Sy¬ 
rern und dann ein „Bürgerkrieg“ war, 
geführt von einer „bewaffneten Opposi¬ 
tion“ und „gemäßigten Rebellen“ gegen 
den „Machthaber“ Assad, beschädigen 
das Selbstbild unserer Westlichen Wer¬ 
tegemeinschaft WWG. Sie wurden und 
werden deshalb verschwiegen. 

Lügenpresse? Aber aber! Fejk Nju¬ 
us! Seit 5 Uhr 45 wird jetzt zurückgefa- 
ket! Und zwar mit einem Fake-news- 
Verbot, das in Wahrheit schon die Vor¬ 
stufe zur Zensur darstellt. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ein unermüdlicher Streiter für den Marxismus 

Georgi Walentinowitsch Plechanow (11.12.1856-30.5.1918) 


V on Plechanow existiert ein Bild 
aus dem Juni 1917 Es zeigt ihn 
und den Menschewiken Leo 
Deutsch, mit dem er einst - zusammen 
mit anderen -1883 die Gruppe „Befrei¬ 
ung der Arbeit“ gegründet hatte, vor 
dem Kriegsministerium in Petrograd. 
Beide bekunden darauf ihre Unterstüt¬ 
zung für eine militärische Offensive der 
russischen Truppen - während im Land 
Millionen forderten, den Krieg endlich 
zu beenden. 

Ein bewegtes, 
widersprüchliches Leben 

Wer war Georgi Walentinowitsch Ple¬ 
chanow? Friedrich Engels schätzte sei¬ 
ne Begabung und seine theoretische und 
praktische revolutionäre Tätigkeit hoch. 
In einem Brief an Kautsky vom 3. De¬ 
zember 1891 bezeichnete er Plechanows 
Artikel als ausgezeichnet. Auch Lenin 
schätzte ihn - auch nach dem Bruch zwi¬ 
schen beiden - als marxistischen Theore¬ 
tiker hoch, kritisierte ihn aber oft auch 
hart. 

Plechanow, Sohn eines Stabskapitäns 
a.D. und überzeugten Monarchisten, be¬ 
gann noch als Schüler mit dem Lesen 
verbotener Bücher revolutionärer De¬ 
mokraten. Von 1874 bis 1976 studierte 
er am Petersburger Institut für Bergbau. 
1875 schloss er sich den Narodniki, den 
Volkstümlern, an. Am 6. Dezember 1876 
hielt er vor der Kasaner Kathedrale eine 
Rede auf der Kundgebung gegen die za¬ 
ristische Selbstherrschaft und für Solida¬ 
rität mit dem zu Zwangsarbeit verurteil¬ 
ten Nikolai Tschernyschewski. 

Zweimal wurde er verhaftet. 1877 
ging er für einige Monate ins westliche 
Ausland und Anfang 1880 für 37 Jahre 
ins Exil. In der Schweiz, in Deutschland, 
Frankreich, England und Italien lernte 
er die westeuropäische Arbeiterbewe¬ 
gung kennen. Er studierte intensiv die 
Arbeiten von Marx und Engels. 

Mit gleichgesinnten Freunden grün¬ 
dete er am 25. September 1883 in Genf 
die Gruppe „Befreiung der Arbeit“. Da¬ 
mit, mit seinen Übersetzungen von Wer¬ 
ken von Marx und Engels und mit seinen 
vielen theoretischen Arbeiten wurde er 
zum Wegbereiter des Marxismus in der 
russischen Arbeiterbewegung und zum 
marxistischen Theoretiker. 

Doch auch in der internationalen Ar¬ 
beiterbewegung wie der deutschen Sozi¬ 
aldemokratie war er aktiv, bei der Grün¬ 
dung der II. Internationale 1889 dabei 
und arbeitete in ihrer Führung. Plecha¬ 
now kritisierte jedoch die Führer der 
2. Internationale, darunter auch Kaut¬ 
sky, wegen ihres unzureichenden Ver¬ 
ständnisses für die Bedeutung der Phi¬ 
losophie als weltanschauliche Grundla¬ 
ge des Kampfes der Arbeiterbewegung 
und ihrer Partei. „Ohne revolutionäre 
Theorie“, hatte er schon 1883 in seiner 
ersten marxistischen Schrift „Sozialis¬ 
mus und politischer Kampf“ geschrie¬ 
ben, „gibt es keine revolutionäre Bewe¬ 
gung im wahrsten Sinne dieses Wortes 
... Eine ihrem inneren Gehalt nach re¬ 
volutionäre Idee ist ein Dynamit eige¬ 
ner Art, das kein Sprengstoff der Welt 
ersetzen kann.“ 

Im Mai und Juni 1895 kam es im 
Exil in der Schweiz zu einer ersten 
Begegnung zwischen Plechanow und 
Lenin. In ihren Diskussionen ging es 
um die gemeinsame Herausgabe ei¬ 
nes marxistischen Organs im Ausland 
zur revolutionären Propaganda unter 
den russischen Arbeitern. Es gab die 
Jahre der gemeinsamen Verteidigung 
der marxistischen Theorie, der Zusam¬ 
menarbeit in der „lskra“ und der „Sar- 
ja“. Auch noch auf dem 2. Parteitag der 
SDAPR im Sommer des Jahres 1903 
trat man übereinstimmend auf. Doch 
am 26. Dezember 1903 kam es zwi¬ 
schen beiden zum Bruch, der sich ver¬ 
tiefte, als sich Plechanow sich im Zu¬ 
sammenhang mit der Revolution von 
1905 - 1907 und vor allem dem Mos¬ 
kauer Dezemberaufstand von 1905 op¬ 
portunistisch verhielt: Man hätte kei¬ 
ne Waffen einsetzen dürfen. Plecha¬ 
now vermochte weder die tatsächliche 
Situation in Russland noch die neuen 
Aufgaben der Partei in der neuen Ent¬ 


wicklungsphase des Kapitalismus zu er¬ 
fassen. Zwischen 1903 und 1917 verhielt 
er sich oft widersprüchlich: Auf der ei¬ 
nen Seite trat er als Menschewik gegen 
den Kurs der Bolschewiki auf, auf der 
anderen Seite blieb er in der Philoso¬ 
phie der kämpferische Marxist. In den 
Jahren der Reaktion nach 1907 trat er 
gegen die Liquidatoren, die Gottsucher 
usw. auf, zu Beginn des 1. Weltkrieges 
ging er auf Positionen der Vaterlands¬ 
verteidigung über. 

Nach der Februarrevolution 1917 
kehrte Plechanow aus dem Exil nach 
Russland zurück. Von Lenin und den 


Bolschewiki trennte ihn die unter¬ 
schiedliche Einschätzung der Februar¬ 
revolution und der Provisorischen Re¬ 
gierung. Er lehnte die Oktoberrevolu¬ 
tion ab ... 

In der Philosophie jedoch vertrat 
Plechanow bis zum Ende seines Lebens 
konsequent den dialektischen Materi¬ 
alismus und verteidigte die Marxsche 
Lehre gegen jegliche Angriffe und Ver¬ 
fälschungen. 

Das philosophische Erbe 

Hier kann nur kurz angedeutet wer¬ 
den, welche Rolle Plechanow als mar¬ 
xistischer Theoretiker spielte. Dazu ge¬ 
hörten die konsequente Verteidigung 
der philosophischen Lehren von Marx 
und Engels und die entschiedene Kri¬ 
tik am Idealismus und Subjektivismus, 
an der Religion und am Mystizismus. 
Plechanow leistete einen bedeutenden 
Beitrag zur Erarbeitung einer marxis¬ 
tischen Geschichtsauffassung und einer 
marxistischen Geschichte der Philoso¬ 
phie. Im Zusammenhang mit Letzterem 
arbeitete er die historische Bedingtheit 
der verschiedenen Anschauungen, ih¬ 
ren Klassencharakter, ihre Leistungen 
für den gesellschaftlichen Fortschritt 
und den Fortschritt der Erkenntnis, zu¬ 
gleich auch ihre Grenzen und ihre Be¬ 
stimmtheit durch den gegebenen Wis¬ 
senschaftsstand, durch die bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse und den 
Stand des Klassenkampfes heraus. 

Plechanow war der Erste, der den 
Begriff „dialektischer Materialismus“ 
in der Arbeiterbewegung einbrachte. 
Dialektischer Materialismus war für 
ihn die Philosophie von Marx und En¬ 
gels und die unverzichtbare weltan¬ 
schauliche Grundlage der Arbeiterbe¬ 
wegung und ihrer revolutionären Par¬ 
tei. „Der dialektische Materialismus“, 
schrieb er 1894 in „Zur Frage der Ent¬ 
wicklung der monistischen Geschichts¬ 
auffassung“, „sagt wie Goethes Faust: 
,Im Anfang war die Tat’ 4 . Der dialekti¬ 


sche Materialismus ist die Philosophie 
des Handelns. In einer Fußnote hieß es: 
„Wir gebrauchen den Terminus dialek¬ 
tischer Materialismus’, weil er allein im¬ 
stande ist, Marx 4 Philosophie richtig zu 
kennzeichnen 44 Der dialektische Mate¬ 
rialismus ist in Plechanows Verständnis 
eine untrennbare Einheit von philoso¬ 
phischem Materialismus, materialisti¬ 
scher Dialektik und materialistischer 
Gesellschaftstheorie und Geschichts¬ 
auffassung. Es gab für ihn keine Zwei¬ 
teilung der marxistischen Philosophie 
in einen dialektischen Materialismus 
und einen historischen Materialismus - 


und keine voneinander unabhängige 
Theorie und Methode. ( Mallorny\ S. 12) 

Plechanow hat sich bei seinen phi¬ 
losophischen Aussagen übrigens wie¬ 
derholt auf Erkenntnisse der Einzel¬ 
wissenschaften, so auch der Physik, 
berufen. 

Im Hinblick auf die Gesellschaft be¬ 
deutete die dialektisch-materialistische 
Herangehensweise für Plechanow vor 
allem die Beachtung des Verhältnisses 
von Basis und Überbau, die Rolle der 
Produktivkräfte. „Die Produktivkräf¬ 
te ... bestimmen ... soziale Verhält¬ 
nisse, d.h. ökonomische Verhältnisse“, 
schrieb Plechanow in „Grundprobleme 
des Marxismus“ (in deutscher Sprache 
1910 erschienen). 

Er legte Wert auf die tiefgehende 
historische Untersuchung der Klas¬ 
senstruktur, die Aufdeckung der Ursa¬ 
chen und Entwicklungstendenzen der 
sozialen Gegensätze, der ökonomi¬ 
schen, politischen und ideologischen 
Konflikte und der ihnen zugrundelie¬ 
genden Klasseninteressen. „Dort, wo 
es Klassen gibt“, betonte Plechanow in 
seinem Vorwort zur zweiten Überset¬ 
zung des Manifests ins Russische, „ist 
Klassenkampf unvermeidlich. Dort, wo 
es Klassenkampf gibt, ist das Streben 
jeder der kämpfenden Klassen zum 
vollständigen Sieg über ihren Gegner 
und zur uneingeschränkten Herrschaft 
über diesen notwendig und natürlich.“ 
Er untersuchte sowohl die Rolle der 
Volksmassen wie auch die Rolle der 
Persönlichkeit in der Geschichte. 

Im Zusammenhang mit dem Klas¬ 
senkampf erläutert Plechanow die 
Marxsche Idee von der Diktatur des 
Proletariats. Plechanow hat selbst al¬ 
lerdings später in dieser Frage nicht 
immer diese Position bezogen. (Mal¬ 
lorny , £ 12/13) 

Plechanows Verdienst bei der Po¬ 
pularisierung des dialektischen Mate¬ 
rialismus und vor allem der Dialektik 
war groß. Ende des neunzehnten Jahr¬ 


hunderts wandten sich fortschrittlichen 
Arbeiter und Angehörigen der Intelli¬ 
genz im beträchtlichen Maße dank der 
philosophischen Arbeiten Plechanows 
der dialektischen Weltanschauung zu. 
„Lenin würdigte die Verdienste Ple¬ 
chanows und betonte in diesem Zu¬ 
sammenhang: Plechanow lieferte die 
ernsthafteste Absage an die Metaphy¬ 
sik des ausgehenden 19. und beginnen¬ 
den 20. Jahrhunderts. In seiner Person 
hatte die marxistische Dialektik ihren 
würdigen Verfechter gefunden.“ ( Ge¬ 
schichte der marxistischen Dialektik, 
S. 401) 

Die Verteidigung der marxisti¬ 
schen Philosophie verband Plechanow 
mit der Auseinandersetzung mit den 
weltanschaulichen Gegnern der mar¬ 
xistischen Theorie, mit den Vertretern 
des Idealismus. Er wandte sich gegen 
solche Erscheinungsformen des Idea¬ 
lismus wie Subjektivismus und Volun¬ 
tarismus, Agnostizismus, Skeptizismus 
und Fatalismus, Irrationalismus, Mysti¬ 
zismus und Religion. 

Seit den neunziger Jahren wurde 
zum Hauptgegner die gesamte bürger¬ 
liche Philosophie und der unter ihrem 
geistigen Einfluss stehende und auch 
auf Russland übergreifende Revisionis¬ 
mus, der die Arbeiterbewegung lähmen 
und paralysieren sollte. Im Mittelpunkt 
der philosophischen Auseinanderset¬ 
zungen stand zunächst der bürgerlich¬ 
liberale Neukantianismus. Als später 
eine neue Spielart des Revisionismus 
auftrat, diesmal gegründet auf die sub¬ 
jektiv-idealistische Philosophie des 
Empiriokritizismus, war Plechanow 
wieder unter deren Kritikern und setz¬ 
te sich mit seinen Begründern Ernst 
Mach und Richard Avenarius und de¬ 
ren russischen Anhängern Bogdanow, 
Juschkewitsch und anderen auseinan¬ 
der. (Mallorny, S. 14) Heftig kritisierte 
er Eduard Bernstein, den Hauptver- 
treter des Revisionismus in der Arbei¬ 
terbewegung - auch über dessen phi¬ 
losophischen Dilletantismus empörte 
er sich. 

„Wir wollen nur hervorheben, dass 
der einzige Marxist in der internatio¬ 
nalen Sozialdemokratie, der an den un¬ 
glaublichen Plattheiten, die die Revisi¬ 
onisten zusammenredeten, vom Stand¬ 
punkt des konsequenten dialektischen 
Materialismus aus Kritik übte, Plecha¬ 
now war 44 (Lenin, Werke, Bd. 15, S. 22) 

Plechanow hat sich auch gegen an¬ 
dere bürgerliche Philosophen gewandt 
sowie gegen die philosophischen Revi¬ 
sionisten wie die sogenannten „Gott¬ 
sucher“ und „Gottbildner“ der Reak¬ 
tionsperiode in Russland nach 1907. 
Er führte dabei seine Kritik oft bis 
zur Aufdeckung der sozialen Wurzeln, 
des Klassencharakters und der sozia¬ 
len Funktionen der idealistischen An¬ 
schauungen als Mittel der Apologetik 
der Machtinteressen der Herrschenden 
und der bestehenden Besitzverhältnis- 
se. Dies zieht sich durch sein gesamtes 
Werk. (Mallorny, S. 14/15) 

Aktualität 

Plechanows philosophische Arbeiten 
prägten Generationen von Marxistin¬ 
nen und Marxisten. Zu den ersten Ar¬ 
beiten marxistischer Philosophen, die 
nach 1945 in der sowjetischen Besat¬ 
zungszone in Deutschland erschienen, 
gehörten Plechanows „Über die Rolle 
der Persönlichkeit in der Geschichte“ 
(1945) sowie „Über die materialisti¬ 
sche Geschichtsauffassung“ (1946). Po¬ 
litisch - und damit gegen seine eigene 
philosophische Grundauffassung, dass 
der dialektische Materialismus eine 
Philosophie der Tat ist - verhielt er sich 
nach 1903 meist opportunistisch. 

„Es stellt sich aber für uns die Frage 
der Aktualität Plechanows“, so Robert 
Steigerwald in einem Beitrag vor zehn 
Jahren anlässlich des 150. Geburtstags 
des Theoretikers des Marxismus. Trotz 
mancher theoretischer Unzulänglich¬ 
keiten gehören zu seinen Verdiensten 
sein „Kampf gegen Revisionismus und 
Opportunismus. Seine Verteidigung des 
Erbes. Seine großen Verdienste für die 
Ausarbeitung und Verbreitung der ma¬ 


terialistischen Geschichts- und Gesell- 
schaftstheorie, seine Klärung der Rol¬ 
le der Persönlichkeit in der Geschich¬ 
te, der Freiheit und Notwendigkeit im 
Gesellschaftsprozess. Seine Kritik am 
gesellschaftstheoretischen Idealismus 
(Revisionismus). Desgleichen der Di¬ 
alektik. Auch jene auf dem Gebiet der 
Kunsttheorie.“ 

Doch er war zunehmend nicht mehr 
in der Lage, neue Entwicklungen und 
Herausforderungen - auch für die revo¬ 
lutionäre Arbeiterbewegung in Russ¬ 
land - in der Epoche des Übergangs 
zum monopolistischen Kapitalismus 
(Imperialismus) zu erfassen. Robert 
Steigerwald nannte ihn auch deshalb 
einen „orthodoxen“ Marxisten. 

Wenn man also nach der Aktualität 
Plechanows fragt, muss man auch seine 
negativen Konsequenzen sehen: „Hier¬ 
zu zähle ich vor allem falsch verstande¬ 
ne Orthodoxie mit ihren Folgen gerade 
auch für die Gegenwart. Die Nichtbe¬ 
achtung der neuen Verhältnisse.“ (Stei¬ 
gerwald, S. 10) Damit verbunden war 
sein „Hang, aus Angst vor der Spaltung 
der Partei die in ihr sich entfaltenden 
Richtungen des Bolschewismus und 
Menschewismus, des revolutionären 
Marxismus und des Revisionismus zu 
versöhnen, welche Fehler miteinander 
verbunden waren.“ (Steigerwald, S. 9) 

„Plechanows Tätigkeit begann wäh¬ 
rend der relativ friedlichen Entwick¬ 
lungsperiode des Kapitalismus, als die 
Frage nach der Vorbereitung des Prole¬ 
tariats auf die revolutionären Schlach¬ 
ten, nach den Wegen zur Eroberung 
der Diktatur des Proletariats noch 
nicht auf der Tagesordnung stand. Er 
erkannte die neuen Bedingungen des 
Klassenkampfes, die sich aus dem Im¬ 
perialismus ergaben, nicht. Er war eine 
hervorragende Autorität, neben und 
nach Lenin der beste Theoretiker der 
II. Internationale, überschritt jedoch - 
im Unterschied zu Lenin - nie deren 
Grenzen.“ (Steigerwald, S. 10) 

Wenn wir im kommenden Jahr an 
den 100. Jahrestag der Oktoberrevo¬ 
lution in Russland erinnern, dann wird 
unter den Namen der Revolutionäre 
der Plechanows nicht auftauchen. Aber 
wir sollten nicht vergessen, dass er als 
marxistischer Theoretiker und Propa¬ 
gandist einen wichtigen Anteil an der 
Verbreitung des Marxismus und der 
Entstehung der revolutionären Arbei¬ 
terbewegung in Russland hatte. 

Nina Hager 
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Heinz Mallorny, Georgi Walentino¬ 
witsch Plechanow(1856-1918)-ein be- 
deutenderTheoretiker des Marxismus. 
In: Ebenda, S. 11-16 


Lenin schrieb 1921, drei Jahre nach 
Plechanows Tod: „Nebenbei be¬ 
merkt, halte ich es für angebracht, 
die jungen Parteimitglieder darauf 
aufmerksam zu machen,dass man 
ein bewusster, wahrer Kommunist 
nicht werden kann, ohne alles, was 
Plechanow über Philosophie ge¬ 
schrieben hat, zu studieren - ich 
betone, zu studieren -, denn es ist 
das Beste in der ganzen internati¬ 
onalen marxistischen Literatur“. 
Und: „Zweitens sollte der Arbei¬ 
terstaat meines Erachtens von den 
Philosophieprofessoren verlangen, 
dass sie Plechanows Darlegung der 
marxistischen Philosophie kennen 
und es verstehen, den Studieren¬ 
den diese Kenntnis zu vermitteln.“ 
(Lenin, Werke, Bd. 32, S. 85/86) 



Georgi Plechanow im Jahr 1917 
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Die Waffen nieder 

Wir gehen auf die Straße für das Ende deutscher Kriegsbeteiligung, 
für das Ende der Kriege, für Kooperation statt Konfrontation, 
für internationale Solidarität und soziale Gerechtigkeit. 

Am 8. Oktober in Berlin waren wir Tausende - über Organisationsgrenzen hinweg. Aber wir müssen wieder mehr werden: Bei der Münchner Sicherheitskonferenz, den Ostermärschen, dem 
Hiroschima-, Nagasaki- und Antikriegstag, bei den Aktionen vor allen militärischen Einrichtungen und auch bei den Aktionen gegen den G-20-Gipfel in Hamburg. 

Wir bleiben dabei: Krieg schafft keinen Frieden, Schluss mit allen Auslandseinsätzen der Bundeswehr, den Waffenexporten, der Waffenproduktion. 

Wir fordern die Umstellung auf zivile Produkte, Abrüstung statt Sozialabbau. 

Dafür engagieren wir uns gemeinsam mit Gewerkschafterlnnen, kirchlichen Kreisen, Wissenschaftlerlnnen, Jugendverbänden und überall in der Gesellschaft. 

Frieden schaffen ohne Waffen 

Claudia Aita, Frankfurt. Peter Asmussen, Berlin. Gustl Ballin, Nürnberg. Friedrich-Martin Balzer, Marburg. Heide Basche, Frankfurt. Antonio Bassetto, Schauenberg. Giesela Baumgart, Hamburg. Angelika Becker, Marburg. Anna Beltinger, Neuendettelsau. Erika 
und Michael Beltz, Gießen. Armin Bernhard. Heinz Bierbaum, Saarbrücken. Franziska Biewendt. Gretchen und Werner Binus, Berlin. Norbert Birkwald, Mörfelden-Walldorf. Gregor Böckermann, Neu-Isenburg. Jochen Boczkowski, Kassel. Christiane Böhm, Trebur. 
Jochen Böhme-Gingold, Melsungen. Hartmut Bohrer, Wiesbaden. Eva Böller, Bremen. Heiko Boumann, Bad Laasphe. Britta Brandau, Frankfurt. Reiner Braun, Berlin. Hugo Braun, Düsseldorf. Peter Breitenstein, Sölden. Gabi Brenner, Dortmund. Barbara Bromberger, 
Frankfurt. Astrid Buchheim. Christine Buchholz, Berlin. Helmut Büdinger, Brensbach. Ernst Busche, Bremen. Rainer Butenschön, Hannover. Reinhard Büttner, Frankfurt. Barbara Cardenas Alfonso, Dietzenbach. Jörg Cezanne, Walldorf-Mörfelden. Monika Christian, 
Frankfurt. Erhard Crome, Berlin. Heidemarie Dann, Hannover. Peter Delis, Frankfurt. Klaus Dick, Ravensburg. Reiner Diederich. Otto Dols, Hanau. Wolfgang Dominik, Bochum. Hartmut Drewes, Bremen. Inge Druschel-Lang, Steinbach. Helga und Volker Ebel, Aachen. 
Else Eberhardt-Altenhöner, Hannover. Daniel Egenter. Waltraud Eisenträger-Tomcuk, Bad Soden-Altendorf. Michael Erhardt, Frankfurt. Ibrahim Esen, Frankfurt. Ulrich Farin, Bramsche. Karl Felgentreff, Kiel. Gerhard Ferdinand, Oberursel. Ekke und Hanna Fetköter, 
Uelvesbüll. Manfred Feustel, Hünxe. Harald Fiedler, Frankfurt. Heinrich Fleischmann, Nentershausen. Bärbel Förster. Magda Foster von Frankenberg, Frankfurt. Doris Frey, Riegelsberg. Bruni und Fritz Freyeisen, Frankfurt. Peter Friedl, Darmstadt. Dirk Friedrichs, 
Frankfurt. Lothar Geisler, Dülmen. Karen Genn, Eutin. Julius Gert, Berlin. Sylvia Gingold, Kassel. Karin und Karl-August Gisa, Rambach. Horst Gobrecht, Darmstadt. Ulrich Gottstein, Frankfurt. Monika Gottwald. Dieter Götzel, Stuhr. Martin Grabener. Jürgen Grässlin, 
Freiburg. Mathias Gross. Martin Gruber, München. Monika Halsband, Schauenberg. Andreas Hamer, Minden. Rainer Hammerschmidt, Berlin. Klaus Hartmann, Offenbach. Alfred und Mecki Hartung, Wolfsburg. Agnes Hasenjäger, Hannover. Cornelia Hechler- 
Birkwald, Mörfelden-Walldorf. Anne und Ludwig Hecker, Flensburg. Bernd Hector, Weissach im Tal. Dieter und Hanno Hehr, Köln. Rolf Heinemann, Kelkheim. Hannelore Heinrich, Erfurt. Barbara Heller, Bremen. Lühr Henken, Berlin. Anita Herrmann, Frankfurt. Jürgen 
Hinzer, Frankfurt. Martin Hoeren. Willi Hoffmeister, Dortmund. Monika und Michael Höhn, Wiehl. Carola Horn, Bochum. Marianne Hornung-Grove, Kassel. Andrej Hunko, Aachen. Heide Janicki, Braunschweig. Matthias Jochheim, Frankfurt. Michael Joho. Beate 
Jordan, Edermünde. Gert Julius, Berlin. Hans Werner Jung, Bernkastel. Heinz D. Kappei, Berlin. Jürgen Karbe, Bremen. Kristine Karch, Düsseldorf. Sima Kassaie, Frankfurt. Hüseyin Kaya, Mainz. Carola Kieras, Hamburg. Dieter und Gertrud Kindl, Kassel. Renate und 
Wolfgang Kirstein, Hamburg. Günther Klein, Stuttgart. Ludger undTamina Klein-Ridder. Sigrid Kleinschmidt, Berlin. Karolin Kleinschmidt, Hannover. Mechthild Klingen bürg-Vogel, Kiel. Günter Knebel, Bremen. Patrik Köbele, Essen. Horst Koch-Panzner, Bruchköbel. 
Margaretha Köder, Kassel. Bernd Köhler, Mannheim. Margot Konetzka, Bremen. Hermann Kopp, Düsseldorf. Sigrid Koppey, Rödermark. Axel und Sigrid Koppey, Offenbach. Heinz Kroha. Christiane Kröll, München. Heinz-Jürgen Krug, Rüsselsheim. Elfriede Krutsch, 
Berlin. Stefan Kühner, Karlsruhe. Barbara Kurschus, Keil. Stefan Kytzia, Offenbach. Ute Lampe, Braunschweig. Klaus Leger, Münster. Andre Leisewitz, Weilrod/Ts.. Dagmar Lembeck, Garbsen. Ekkehard Lentz, Bremen. Claudia Liebers. Walter Listl, München. Jürgen 
Lohmüller, München. Sabine Lösing, Hannover. Pascal Luig, Berlin. Birgit Mahlzahn, Kassel. Bettina Mandellaub, Frankfurt. Günter Matthiessen, Bremerhaven. Hans Mausbach, Frankfurt. Helga Meier-Wanke, Kassel. Lore Meimberg, Sirksfelde. Bernd Meimberg, 
Sirksfelde. Joachim Meißner, Eschwege. Birgit Menz, Bremen. Wofgang Metzger, Berlin. Bettina Meyer, Frankfurt. Gabriele Meyer. Hannefriedei Meyer-Faude, Ofterdingen. Bernd Michl, München. Mechthild Middeke, Graz. Wolfgang Mix, Berlin. Amir Mortasawie, 
Rothenburg. Margrete Müller, Hannover. Gabriele Müller-Ballin. Jochen Nagel, Frankfurt. Georg Neubauer, Nürnberg. Hans-Helmut Neumann, Hannover. Sonja Newiak, Cottbus. Frithjof Newiak, Cottbus. Alfred Nicklaus, Stuttgart. Erhard Nierstenhofer. Andreas 
Nolte, Hannover. Hans Norden, Hannover. Frank und Karla Nöthlich, Mühlhausen. Sonja Nowiak. Gundula Orth, Kiel. Jossy Oswald, Mörfelden-Walldorf. Ulrike Oswald. Elfi Padovan, München. Noman Paech, Hamburg, isa Paape, Erlangen. Gisela Paschen. Detlef 
Peikert, Aachen. Karl-Heinz Peil, Frankfurt. Eva Petermann, Hof. Barbara Martha Philipps, Köln. Juliane Pilz, Essen. Albert Pinkvohs, Kassel. Geert Platner, Ahnatal. Waltraud Pomper. Renate Popp, Nürnberg. Benno Pörtner, Hünstetten. Lieselotte Rademacher. 
Christian Radtke, Busdorf. Angela Ransch, Nürnberg. Hanne Reininger, Frankfurt. Lothar Reininger, Frankfurt. Norbert Remppel. Bettina und Ulrich Restat, Kassel. Milan Rey, Kassel. Wera Richter, Berlin. Anne Rieger, Graz. Hans Ripper, Mainz. Dorothee und Ingo 
Roer, Frankfurt. Barbara und Peter Römer, Kassel. Gerd-Rolf Rosenberger, Bremen-Nord. Sylvia Rosenkranz-Hirschhäuser, Weilrod-Altweilnau. Christine Rudolph, Kassel. Werner Ruf, Edermünde. Ernst Santer, Nürnberg. Ilona und Walter Schäfer. Jan Schalauske, 
Marburg. Heidi Scharf. Hermann Schaus, Neu-Ansbach. Gregor Schirmer. Sonja Schmid, München. Helmut Schmidt, Boianden. Ulrich Schmidt, Kassel. Horst Schmitthenner, Niedernhausen. Hannelore Schmitthenner-Bopp, Niedernhausen. Angelika Schmitt-Rößer, 
Guxhagen. Marjana Schott, Kassel. Wolfgang Schrank, Frankfurt. Claus Schreer, München. Wilfried Schreiber, Berlin. Conrad Schuhler, München. Ursula Schumm-Garling, Berlin. Andreas Schusler. Roland Schuster, Mannheim. Eberhard Schüttpelz, Hanau. Silvia 
Sedelmayr. Karin Seemann. Heike und Klaus Seibert, Maintal. Axel Seiderer, Hanau. Luis Sergio, Offenbach. Frank und Gabriele Skischus, Kassel. Richard Sorg, Hamburg. Klaus Spangenberg, Bodden. Dagmar und Rainer Spilker, Porta Westfalica. Benno Stahn, 
Kiel. Heinz Stehr, Elmshorn. Günter Steigerwald, Eschborn. Gerhard Steinl, Frankfurt. Inge Sturm, Marburg-Biedenkopf. Astrid Suggs, Frankfurt. Andreas Swirschuk, Trebur. Thilo Thilenius, Bad Soden. Hannelore Tölke, Dortmund. Horst Trapp, Frankfurt. Bernhard 
Trautvetter, Essen. Axel Troost, Leipzig. Martin Uebelacker, Fulda. Willi van Ooyen, Frankfurt. Dodo van Randenborgh, Köpenick. Peter Vetter, Hofheim. Jochen Vogler, Wuppertal. Hans Graf von Sponeck, Müllheim. Mechthild von Walter. Ursula und Klaus Vonberg, 
Glücksburg. Horst Waechtler, Niestetal. Peter Wahl, Worms. Peter-Christian Walther, Frankfurt. Gerhard Warnke, Kassel. Arno Weber, Villingen-Schwenningen. Ellen Weber, Gersfeld. Paul Weber, Schlitz. Elizabeth Wener-Götzel, Stuhr. Doris Wettlaufer, Kassel. Ulrich 
Wilken, Frankfurt. Susanne Willems, Köpenick. Werner Winter, Heilbronn. KurtWirth, Kempten. Rolf Wischnath, Paderborn. Janine Wissler, Frankfurt. Erika Wittlinger-Strutynski, Kassel. Uwe Wötzel, Hannover. Stefan Würzbach, Frankfurt. Ewald Ziegler, Nürnberg. 
Elke Zwinge-Makamizile, Berlin. 

Initiative und Organisationen: harte Zeiten - junge Sozialisten UniHH, AG FIP Die LINKE Hamburg, AG Frieden in der GEW Berlin, Aktion Freiheit statt Angst e.V., Aktionskreis für Frieden Erfurt, Aktiv für den Frieden Erlangen, Arbeiterfotografie, Bundesver¬ 
band, Arbeitskreis Marburger Wissenschaftler für Frieden und Abrüstung, attac Frankfurt, Attac Regionalgruppe Rüsselsheim, Attac-Deutschland, Attac-Regionalgruppe Untere Saar (Saarlouis), AWO OV Hannover Mitte-Süd, Bayerische LAG Frieden der Linken, 
Bündnis für soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde e.V., Darmstädter Friedensforum, Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Deutscher Freidenker-Verband, DFG-VK Erlangen, DFG-VK Gruppe Karlsruhe, DFG-VK, Darmstadt, DFG/VK Bochum/Herne, Dl DF, 
DIE LINKE,Darmstadt, DIE LINKE Hessen, DIE LINKE Marburg Biedenkopf, DIE LINKE, Kreisverband Wetterau, DIE LINKE, KV Gifhorn, DIE LINKE, Landesverband Hamburg, DIE LINKE. Niedersachsen, DKP Bremen, DKP Cottbus, DKP Hessen, DKP-Kreisgruppe, Fulda- 
Rhön-Vogelsberg, DKP Moosach-Neuhausen, DKP Offenbach, Feministische Partei DIE FRAUEN, Freidenker Rheinland-Pfalz/Saarland, Friedensbündnis Braunschweig, Friedensbündnis Karlsruhe, Friedensbündnis Tübingen e.V. Antikriegsbündnis, Friedensbüro 
Heilbronn, Friedensbüro München e.V, Friedensforum Lübeck, Friedensforum Neumünster, Friedensgruppe Nordheide, Friedensinitiative Bad Tölz-Wolfratshausen, Friedensinitiative Köln-Sülz/Klettenberg, Friedensnetz Baden-Württemberg, Friedensnetz Saar, 
Friedensplenum Bochum, Friedensplenum-Antikriegsbündnis Tübingen, Friedenswerkstatt Wedel, Gesellschaft für Bürgerrecht und Menschenwürde e. V. (GBM), GEW Kreisverband Offenbach-Land, GEW-Kreisvorstand Offenbach-Land, GEW-Kreisvorstand Of¬ 
fenbach-Stadt, GEW-Regionalverband Südhessen/Frankfurt, GEW-Stadtverband Oberhausen, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Initiative Friedensregion Bodensee, Institut für Friedens- und Abrüstungsforschung (AMW), Kasseler Friedensforum, Keine 
Waffen vom Bodensee e.V., Kieler Friedensforum, Landesvereinigung VVN-BdA, Schleswig-Holstein, Liste LINKS der Universität Hamburg, Marxistische Blätter, Marxistische Linke - ökologisch, feministisch, emanzipatorisch, integrativ, Masch, Wedel. Motorrad¬ 
club Kuhle Wampe, MÜNCHNER FRIEDENSBÜNDNIS, Nürnberger Friedensforum, Ordensleute für den Frieden, Ostermarsch Rhein Ruhr, R-Mediabase - Forum für med. Gegenöffentlichkeit, RotFuchs-Förderverein; Berlin, Senioren Stamm Tisch Berufsschullehrer 
München, Verein LAGG e.V. (Leben und Arbeiten im Gallus und Griesheim), Vorstand Attac Trägerverein e.V., VVN-BdA Bochum, VVN-BdA Frankfurt, VVN-BdA Westmecklenburg-Schwerin, VVN-BdA; Wolfsburg, VVN-Bund der Antifaschisten, Landesvereinigung 
Schleswig, VVN-Bund der Antifaschistinnen, Bundesvereinigung, Wahl Alternative Maintal - Soziale Gerechtigkeit (WAM), Zammenarbeitsausschuss der Friedensbewegung Schleswig Holstein - ZAA. 
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★ 

„Nicht weil es schwer ist, 
wagen wir es nicht, 
sondern weil wir es nicht wagen, 
ist es schwer ." 

Seneca 

Wir wünschen allen Genossinnen und Genos¬ 
sen erholsame Feiertage und ein gutes Vor¬ 
ankommen im siebzehner Jahr, dass wir uns 
durch unsere Taten stärken, im Wahlkampf 
und in der Vorbereitung des 22. Parteitags. 

DKP Baden-Württemberg 


Allen Mitgliedern und 
Freunden der DKP Wup¬ 
pertal möchten wir auch 
auf diesem Weg erholsame 
Feiertage und ein gesun¬ 
des und kämpferisches 
Jahr 2017 wünschen. 


Dazu brauchen wir Geduld, Ausdauer und Leidenschaft, 
Eure Unterstützung und noch mehr Engagement. 

Danke! 

DKP Kreisorganisation Wuppertal 


Wer die Welt verändern will, muss sie erkennen. 
Wer sich befreien will, braucht Genossen. 



ln diesem Sinne wünschen wir allen 
Genossinnen und Genossen 
unserer Kreisorganisation ein gutes 
und friedliches neues Jahr. 

Unser Gruß gilt auch unseren 
Genossinnen und Genossen der Partei DIE LINKE 
in Velbert, mit denen uns eine gute und 
erfolgreiche Arbeit verbindet. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Mettmann 



Lasst uns gemeinsam wei¬ 
ter dieses „große Bündnis 
knüpfen" (F. J. Degenhardt), 
um möglichst breit und 
stark zu werden im Kampf 
für die Zurückdrängung 
und schließliche Über¬ 
windung der Macht des Großkapitals und seiner Helfers¬ 
helfer. 
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Der Mensch ist das Subjekt sei 

Warum die Philosophen mehr als nur interpretiert haben 


E in entschlossen dreinblickender 
Mann hebt die rechte Faust und 
sieht auf ein gutes Dutzend Kapi¬ 
talvertreter, Generäle der Wehrmacht, 
Reichskanzler von Papen und Hitler 
herab, die an einem Tisch die Notver¬ 
ordnungen aushecken. So zu sehen 
auf John Heartfields berühmtem Pla¬ 
kat für die Reichstagswahlen 1932. 

Auf dem großen Fensterbild im 
Zwischenstock am Sitz des Parteivor¬ 
stands der DKP fehlen die Nazigrö¬ 
ßen und Kapitalvertreter - der Ar¬ 
beiter, vier Meter groß und ebenso 
rot wie bei Heartfield, ist der gleiche. 
Nicht auf Plakatkarton, sondern aus 
Glas steht er oberhalb einer stilisier¬ 
ten Demonstration mit wutverzerr¬ 
tem Gesicht hinter einem selenroten, 
gelb gerandeten Stern, einem Bein 
vor und ein Bein hinter einem kohle¬ 
gelben Spruchband. Dessen schwar¬ 
ze Inschrift zitiert eine Passage aus 
Lenins Text „Noch eine Vernichtung 
des Sozialismus“: „Da die Historiker 
und Philosophen trotz ihrer reaktio¬ 
nären Ansichten diese Wissenschaft 

vorwärts gebracht _ 

haben, indem 
sie die Frage des 
Klassenkampfes 
noch weiter auf¬ 
hellten, die dia¬ 
lektische Metho- _ 

de entwickelten 

und sie auf das gesellschaftliche Le¬ 
ben anwandten oder anzuwenden be¬ 
gannen: deshalb ist der Marxismus, 
der gerade auf diesem Wege eine Rei¬ 
he gewaltiger Schritte vorwärts getan 
hat, die höchste Entfaltung der gesam¬ 
ten historischen und philosophischen 
Wissenschaft Europas.“ 

Das Band ist statisch und gerade 
gehalten und verzichtet auf die den 
flatternden Spruchbändern der mit¬ 
telalterlichen Malerei innewohnende 
Verspieltheit. Beginnend hinter dem 
linken Bein des Arbeiters, umläuft es 
ihn im Uhrzeigersinn am Rand des ge¬ 
samten Fensters, oberhalb der geball¬ 
ten Faust einmal unterbrochen, und 
umschließt zuletzt die linke Hand des 
Wütend-Entschlossenen, um hinter 
dem Oberschenkel des Beines zu en¬ 
den, wo es seinen Anfang nahm. Auf 
ihrem Weg um den Proletarier her¬ 
um - das Subjekt der Aufhebung des 
Klassenwiderspruchs - mahnt Lenins 
Bemerkung über die Philosophen sei¬ 
ne Rezipienten zu differenzierterem 
Herangehen, als von Marx’ Feuer¬ 
bachthesen deren 11. ausschließlich 
als Kritik an den Philosophen zu ver¬ 
stehen. Und dabei, gepackt von der 
dringenden, immer akuten Aufgabe 
der Veränderung der Welt, zu überse¬ 
hen, dass diese Philosophen in ihrer 
jeweiligen Epo¬ 
che revolutionä¬ 
re Beiträge leis¬ 
teten - diese Welt 
zu verstehen, zu 

ihrer Säkularisie- _ 

rung beizutragen, 

ihr letztlich so den Mythos zu neh¬ 
men und diesen durch Vernunft zu 
ersetzen. Die Erkenn- und die Verän- 
derbarkeit der Welt ist die Grundla¬ 
ge allen marxistischen Denkens, und 
deshalb konnte Marx an diese Philo¬ 
sophen vor allem anschließen und sich 
nicht etwa vorwiegend abgrenzen, wie 
seine 11. Feuerbachthese oft missver¬ 
standen wird. 

So handelt dieses mit nur drei Far¬ 
ben und zwei Grautönen auskommen¬ 
de Fenster von der Aufklärung. Es ist 
sozusagen das Spiegelbild der unzäh¬ 
lige Male zitierten und auch in der 
bildenden Kunst oft reproduzierten 
Marxschen Feuerbach-These: „Die 
Philosophen haben die Welt nur un¬ 
terschiedlich interpretiert - es kommt 
aber darauf an sie zu verändern“. Die 
Betrachtenden sehen sie im Fenster 
nur indirekt, weil es auf sie einwirkt, 
ohne diese These erwähnen zu müs¬ 
sen - denn hier kommen einige der 


angesprochenen Philosophen, die 
Aufklärer selbst, zu Wort. Im Fenster 
sind beispielhaft zentrale Gedanken 
Abaelards, Voltaires, Kants und He¬ 
gels auf der außen liegenden Schutz¬ 
verglasung zitiert, womit sie gleichsam 
aus dem geschichtlichen Hintergrund 
abgeleitet, die rationalistische - später 
würde man sagen: historisch-materi¬ 
alistische - Basis für die nach ihnen 
kommende Zeit abbilden. Lenins Satz 
kreuzt diese Gedanken, unterbricht 
seinen Fluss aber für sie, obwohl er 
im Fenster vor ihnen liegt. Sein klu¬ 
ger Satz nimmt hundert Jahre nach 
seiner Entstehung optisch die gleiche 
Rücksicht auf die Aufklärer wie 1914 
schriftlich in dialektischer Meister¬ 
schaft. 


Vor der Hochphase der Aufklärung 
war es den Philosophen zunächst um 
den freien Geist, das Recht auf eine 
Haltung, zu tun, wenn auch meist 
noch nicht in frontaler Abgrenzung 
zu Theologie und Kirche. Aus der vo¬ 
raufklärerischen 


„Selbständig denken 
lernen bedeutet 
Aufklärung“ 
Abaelard 


philosophischen 
Epoche kommt 
oben links mit 
Abaelard bei¬ 
spielhaft ein Lo¬ 
giker des 12. Jahr¬ 
hunderts zu Wort: 
„Selbständig denken lernen bedeu¬ 
tet Aufklärung“, postulierte er. Sein 
Hauptwerk war die „Dialectica“, und 
doch ging es erst in Ansätzen um das 
heutige Verständnis der Dialektik. 
Abaelard wollte zunächst Logik in die 
Welt der Begrifflichkeit bringen und 
verschaffte als Methode zur Wahr¬ 
heitsfindung dem Zweifel nachhaltige 
Bedeutung, wenn es um die Interpre¬ 
tation von Überliefertem ging. Glei¬ 
che Worte unterschiedlicher Verfasser 
können unterschiedliche Bedeutung 
haben, lehrte Abaelard. 

Fünf Jahrhunderte vergingen bis 
zur Hochzeit der Aufklärung. Der 
Feudalabsolutismus begann sich zu 
überleben und wurde in der Folge von 
den Philosophen mit Hilfe des und 
gleichermaßen für das aufstreben¬ 
de Bürgertum umgestoßen. Voltaire, 
wichtigster Philosoph Frankreichs und 
Stichwortgeber für die Französische 
Revolution, betrieb „Propaganda für 
die Freiheit des Geistes“. In Frank¬ 
reich war die Verbindung zwischen 
Kirche und Adel besonders ausge¬ 
prägt. Voltaire war für die Kirche ein 
Atheist, was er selbst bestritt, nahm 
er als Deist doch die Schöpfung der 
Welt als Gottestat an, während er al¬ 
lerdings weiteren Einfluss Gottes auf 
das Schicksal der Menschen als My¬ 
thos ansah. Auch 


„Propaganda für die 
Freiheit des Geistes“ 
Voltaire 


stellte er die so¬ 
zialen Gegensät¬ 
ze nicht in Frage; 
dennoch setzte er 
sich für gleiche 
politische Rech¬ 
te zwischen Armen und Reichen ein. 
Damit war Voltaire für das Bürgertum 
der geeignete Mann zur Durchsetzung 
seiner politischen und wirtschaftli¬ 
chen Vorstellungen. 

„Das achtzehnte Jahrhundert war 
die Zusammenfassung, die Sammlung 
der Menschheit aus der Zersplitterung 
und Vereinzelung, in die sie durch das 
Christentum geworfen war; der vor¬ 
letzte Schritt zur Selbsterkenntnis 
und Selbstbefreiung der Menschheit, 
der aber als der vorletzte darum auch 
noch einseitig im Widerspruch stecken¬ 
blieb“, schrieb Engels 1844. Denn die 
Unterstützung des fortschrittlichen 
Bürgertums für die aufklärerischen 
Bestrebungen wurde den Philosophen 
später, als sich der Kapitalismus als 
dem Bürgertum adäquate, sozioöko- 
nomische Form zu etablieren begann, 
nicht mehr derart zuteil wie noch zu¬ 
vor. England hatte Ende des 17. Jahr¬ 
hunderts eine bürgerliche Revolution 



Aufklärung 


wir als 
ansehen 


was 
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er eigenen Entwicklung 



hinter sich gebracht, Frankreich stand 
sie noch bevor. Immer waren die Wi¬ 
dersprüche mit dem feudalabsolutisti¬ 
schen Adel (und dessen Verbündeter, 
der Kirche) verbunden mit der Befrei¬ 
ung von einengenden Kategorien aus 
Religion und de¬ 
ren Vorurteilen, 
mit der Freiheit 
wissenschaftlicher 
Denkansätze, mit 
der Ablehnung 
des Mythos, mit 
dem Recht auf Kritik und Vernunft. 
Immanuel Kant schlug im 18. Jahrhun¬ 
dert eine Brücke zwischen den Philo¬ 
sophen, die allein rationales Denken 
für ausreichend hielten, und jenen, die 
sich ihrerseits mit Erkenntnissen der 
Sinneswahrnehmung zufrieden gaben. 
Kants „Sapere aude“ (Wage zu wis¬ 
sen) vertiefte die Idee des Verstandes 
als Triebkraft der Erkenntnis; Aufklä¬ 
rung und Wissenschaft befruchteten 
sich seit jener Zeit gegenseitig. Dialek¬ 
tik ist bei Kant der Übergang von „rei¬ 
ner“ zu „praktischer“ Vernunft. Sein 
moralischer Ansatz, das zu „tun, was 
wir als vernünftig ansehen“ im Fenster 
mittig links angebracht, fordert auf, das 
eigene Handeln jeweils so zu gestalten, 
dass es zugleich Blaupause für ein all¬ 
gemein gültiges Gesetz sein könnte. 
Das ist praktische Vernunft. 

Hegel widersprach Kant ein halbes 
Jahrhundert später: „Was wirklich ist, 
ist auch vernünftig“, heißt es im Fens¬ 
ter unten rechts; dort, wo Lenins Satz 
endet. Kants bekannte Definition 
der Aufklärung als „Ausgang aus der 
selbstverschuldeten Unmündigkeit“ 
nimmt Hegel noch positiv auf, aber 
formuliert Unmündigkeit als gewach¬ 
sen aus der allgemeinen (Un)Bildung. 
Ein jeder kann sich nur so weit bilden, 
wie er sich damit auf dem Bildungs¬ 
stand seiner Epoche befindet; dafür 
sei keine Revolution nötig. Hegel geht 
zudem in der Dialektik einen anderen 
Weg als Kant, weil er die praktische 
Vernunft anders anfasst. Wo Kant ei¬ 
nen ethischen Anspruch, den katego¬ 
rischen Imperativ, formuliert und die 
Menschen auffordert, sich anhand 
moralischer Kategorien zu verhalten, 
ist für Hegel praktische Vernunft ein 
Spiegel der Wirklichkeit in der Gesell¬ 
schaft - die Dinge sind vernünftig so 
wie sie sind, nicht wie sie sein sollen. 

Die Aufklärung endete mit dem 
Sieg des Kapitalismus, der mit Napo¬ 
leon durchgesetzt 
war. Napoleon war 
für Hegel, der die 
neue Gesellschaft 
erforschte, der 
wahre Vollender 
der Französischen 
Revolution, nicht etwa deren reaktio¬ 
närer Schlussakkord. Einige Jahrzehn¬ 
te später war es Karl Marx, der Hegels 
Idee von der bürgerlichen Gesellschaft 
als dem Ende der Geschichte widerleg¬ 
te, und die Pariser Kommune und Ok¬ 
toberrevolution traten den praktischen 
Beweis an. Denn: „... es kommt aber 
darauf an, sie zu verändern“. 

★ 

Das Bild wird zur Mitte hin immer 
heller. Der um den roten Stern her¬ 
um gezirkelte Kreis scheint das Licht 
zu fokussieren. Tatsächlich ist für die¬ 
se philosophische Epoche in fast allen 
anderen Sprachen nicht von „Aufklä¬ 
rung“, sondern von „Erleuchtung“ die 
Rede. Erleuchtung ist als Symbol viel¬ 


leicht auch etwas näher am Gehalt des 
dahinter stehenden Kantschen Postu¬ 
lats nach „Ausgang aus der selbstver¬ 
schuldeten Unmündigkeit“. So stellen 
Freimaurerlogen zu Beginn eines Ritu¬ 
als zur freien Diskussion gern Kerzen 
auf, um zum Licht 
der Erkenntnis zu 
gelangen. Dass 
nun eine Glasma¬ 
lerei vom Tages¬ 
licht lebt und mit 
ihr leuchtet, ist ar¬ 
chitektonisch zentral für jedes Bunt¬ 
fenster. Das Durchlicht wirft seine Far¬ 
ben auf die Betrachtenden und macht 
sie selbst während kurzer Zeit zu Ob¬ 
jekten, die sich fragen müssen, wie sie 
ihre (Reste von) Unmündigkeit über¬ 
winden und wie sie es bewerkstelligen 
als „Mensch Subjekt ihrer eigenen Ent¬ 
wicklung“ zu sein, wie es Marx fordert. 
Das Glasbild am Sitz der Kommunis¬ 
tischen Partei in einem imperialisti¬ 
schen Land, in dem rechte, gegenauf¬ 
klärerische Kräfte immer wieder neu 
gegen den Fortschritt und die Vernunft 
zu Felde ziehen, ist so überschrieben. 
Der französische Philosoph Denis Di¬ 
derot formulierte ein Jahrhundert vor 
Marx: „Die anderen Menschen lassen 
sich durch ihre Leidenschaften hinrei¬ 
ßen, ohne dass den Handlungen, die sie 
ausführen, die Überlegung vorausgeht. 
Solche Menschen gehen ihren Weg in 
der Finsternis, wogegen der Philosoph 
immer, auch in seinen Leidenschaften, 
erst aufgrund einer Überlegung han¬ 
delt. Er sucht den Weg in der Nacht, 
aber ihm leuchtet eine Fackel voraus.“ 
Dieses Licht der Erkenntnis wirkt 
der Verdunklung, den obskurantisti- 
schen Kräften, entgegen, die in der 
Lage sind, immer wieder auch fort¬ 
schrittliche Kräfte mit Mythos, Glau¬ 
ben, Personenkult und den diversen 
Formen des Irrationalismus zu beein¬ 
flussen. Die Wut des Arbeiters scheint 
diesem Gedanken der Aufklärung, der 
Erleuchtung, verpflichtet. Von solcher 
Wut könnten wir selbst inzwischen 
mehr gebrauchen. 1780 schrieb der 
Spätaufklärer Lichtenberg: „Es ist 
unmöglich, die Fackel der Wahrheit 
durch ein Gedränge zu tragen, ohne 
jemandem den Bart zu sengen.“ 

Ist aber im 21. Jahrhundert die Bild¬ 
sprache der Dreißigerjahre mit einem 
Arbeiter, den es angeblich so nicht 
mehr gibt, adäquat? Fakt ist, dass es 
ihn in Deutschland und weiteren ent¬ 
wickelten Staaten 
weniger, aber (in 
anderer Aufma¬ 
chung) in anderen 
Teilen der Welt 
sehr wohl und 
immer mehr gibt, 
denn die Industriearbeit nimmt weiter 
zu. Es ist aber auch klar, dass der Weg 
von der Klasse an sich zur Klasse für 
sich und gleichzeitig die aufklärerische 
Philosophie mit ihrem widerspruchs¬ 
vollen Verhältnis zur sozioökonomi- 
schen Entwicklung der Menschheit 
sich nicht in einem einzelnen Proleta¬ 
rier bildlich zusammenfassen lässt. 

Einem solchen Bild kann es dar¬ 
um auch nicht gehen. Vielmehr ist es 
ein Anstoß, sich einmal mehr mit der 
Basis des marxistischen Denkens zu 
befassen und nicht mit den Klassikern 
allein. Und damit noch ein paar zu¬ 
sätzliche Gedanken in diesen weltan¬ 
schaulichen Schatz aufzunehmen, den 
der Marxismus darstellt. 

Andi Nopilas 


„Tun, was wir als 
vemünftiq ansehen“ 
Kant 


„Was wirklich ist, ist 
auch vernünftig“ 
Hegel 


Der Mensch ist das Subjekt seiner eigenen Entwicklung 
3,80m x 4,20m (14 Quadratmeter) große Bleiverglasung aus 18 Einzelelemen¬ 
ten 

Innen Echt-Antik-Glas rot, zitronengelb, kohlegelb, mittelgrau, hellgrau, weiß; 
partiell Ätztechnik auf Überfangglas, mit Kaltfarbe vorderseitig beschriftet und 
teils vorder-, teils rückseitig konturiert 

Außenschutzverglasung aus Einscheibensicherheitsglas, mit Kaltfarbe innen¬ 
seitig konturiert und beschriftet 
Entstehung: Mai bis Dezember 2015 


Kultursplitter 


Ressortübergreifend 

Der neue rot-rot-grüne Senat in Ber¬ 
lin hat seinen Koalitionsvertrag vorge¬ 
stellt. Ganze zehn der insgesamt 180 
Seiten sind unter der hochtrabenden 
Überschrift „Kultur- und Medienme¬ 
tropole Berlin“ der Kulturpolitik ge¬ 
widmet, also einem der wenigen Poli¬ 
tikbereiche, in denen ein Bundesland 
eigenständig und verantwortlich han¬ 
deln kann (wenn es denn will). 

Es fällt auf, dass es nicht eine einzi¬ 
ge Zahl, nicht eine einzige Größenord¬ 
nung in diesem Text gibt, die hinweisen 
könnte auf Schwerpunkte, Gewichtun¬ 
gen, Qualitätsvorstellungen. Vielmehr 
findet man einige entlarvende Aussa¬ 
gen und Absichten, die eher Anlass zu 
Empörung geben darüber, wie beson¬ 
ders linke Politikerinnen dem „Für- 
dumm-Verkaufen“ zustimmen. 

Da ist im Vertrag von „ressortüber- 
greifender Kulturpolitik“ die Rede, soll 
heißen, alle, aber auch alle anderen Se¬ 
natsverwaltungen sollen ihren Senf da¬ 
zugeben, Maßnahmen und Vorhaben 
stehen unter der Kuratel nicht nur des 
Finanz-, sondern auch des Innen- und 
des Wirtschaftssenators und natürlich 
der Staatskanzlei. Noch besser heißt es 
im Vertrag, „die Strategien über Pla¬ 
nungsgrundlagen zu verbessern, d.h. 
zusätzlich zu bisherigen Verfahren sol¬ 
len Nichtnutzer-Befragungen für even¬ 
tuelle Ziele der Förderung Grundlage 
von Entscheidungen sein“. Wenn man 
z.B. Programmkinos fördern will, fragt 
man auch die, die damit nichts am Hut 
haben, wenn ein selbstverwaltetes Ju¬ 
gendzentrum Fördergelder braucht, 
fragt man wiederum die, für die so was 
eh viel zu laut und chaotisch ist. 

Mit solchen „Nichtnutzer-Befra¬ 
gungen“ bekommt die Kulturverwal¬ 
tung dann sicherlich die Planungs- und 
Fördergrundlagen, die der neue Kultur¬ 
senator Klaus Lederer (Die Linke) ha¬ 
ben möchte. 

„Postfaktisch“ 

Die „Gesellschaft für deutsche Sprache“, 
die man nicht verwechseln sollte mit der 
ehrwürdigen „Deutschen Akademie für 
Sprache und Dichtung“, hat wieder ihr 
Wort des Jahres bekanntgegeben. Sie 
meint, das Wort „postfaktisch“ steche 
durch seine Popularität und Signifikanz 
hervor und habe den öffentlichen Dis¬ 
kurs des Jahres wesentlich geprägt. 

Im herrschenden Sprachverständ¬ 
nis meint man mit diesem Wort, dass 
nicht Fakten oder auch Tatsachen die 
gesellschaftliche Debatte bestimmen, 
sondern Vermutungen, Gefühle, Unter¬ 
stellungen bis hin zu Verschwörungs¬ 
theorien Platz gefunden haben. 

Und im weiteren Verlauf der Dis¬ 
kussion in den Medien und Talkshows 
werden dann all die in die Ecke gestellt, 
die mit ihrer Wut, ihrer Verzweiflung 
ihrer Abneigung gegenüber den ach so 
gültigen, gesicherten Fakten nicht klar¬ 
kommen. Die Fakten sind schließlich 
„alternativlos“ und Fragen nach ihrer 
Herkunft, den dahinter stehenden In¬ 
teressen oder den in ihnen steckenden 
Widersprüchen sollen nicht gestellt wer¬ 
den. Man muss nicht Churchill und sein 
Bonmot zitieren „Trau keiner Statistik, 
die du nicht selbst gefälscht hast“, viel 
gründlicher hat der immer wieder le¬ 
senswerte Hegel den Punkt getroffen: 
„Wenn die Tatsachen nicht mit der The¬ 
orie übereinstimmen - umso schlimmer 
für die Tatsachen“. Die Frage, was von 
einer Tatsache zu halten ist, kann nur 
beantwortet werden mit der Bejahung 
oder Verneinung, ob sie vernünftig ist. 

„Desierto“ - ein Grenzdrama 

Das mexikanisch-französische Grenz¬ 
drama „Desierto“ (Wüste) hat das 38. 
Filmfestival in Havanna gewonnen. 
Die Jury zeichnete den an der US-me- 
xikanischen Grenze spielenden Film 
(deutsch: „Tödliche Hetzjagd“) des Me¬ 
xikaners Jonas Cuarön für sein „tiefes 
Nachdenken über Migration als konti¬ 
nentales Phänomen“ aus. Die Handlung 
schildert die tödliche Jagd eines selbst¬ 
ernannten US-Grenzwächters auf ille¬ 
gale Einwanderer. Der Film mit Star 
Gael Garcfa Bernal aus Mexiko hatte 
2015 Premiere beim Filmfestival in To¬ 
ronto gefeiert und startet jetzt in eini¬ 
gen Kinos. Herbert Becker 
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Roter Jahresauftakt 2016 : Die LL-Demonstration 
in Berlin 


Auch in der Volksrepublik Donezk wurde der 9 . 
Mai festlich als „Tag der Befreiung“ begangen 


UZ-Pressefest 
in Dortmund 
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Foto: Myigitdocumenter/flickr.com/Public Domain Mark 1.0 


Den dilettantischen Putschversuch der türkischen Armee nutzte Erdogan zur verstärk¬ 
ten Repression gegen die kurdische Bevölkerung und aller demokratischen Kräfte 



STOPPT DIE , 

ERDOGAN 

DIKTATS 




‘■«WSI«**' 





Dauerproteste führ¬ 
ten im Dezember in 
Südkorea zum Rück¬ 
tritt von Präsidentin 
Park 



Die US-Wahl zwischen den beiden Übeln ent¬ 
schied Donald Trump für sich 



Für viele Brasilianer waren die Olympischen 
Spiele die Spiele der Ausgeschlossenen 



Mit dem Aufschlag auf dem Kometen „Tschuri endete 
im September die Karriere der Raumsonde „Rosetta“ 
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Allen Genossinnen und Genossen einen guten Rutsch 


Über die Möglichkeit f \ 

von Aktionen reden f _ll 

ist zwecklos, Jfa 

man muss die Möglichkeit 1 m 

durch Taten beweisen. VJX 

Wladimir lljitsch Lenin 

ins Neue Jahr verbunden mit dem Wunsch nach einer 
neuen Politik für unser Land. 

Es wird viel kraft bedürfen, um 2017 eine reale soziale 


ln diesem Sinne heran an die Bundestagswahlen 2017. 
Ursachen und Verursacher von Armut, Krieg und Flucht 

und demokratische Politik zu entwickeln, um Friedens¬ 


benennen. 

politik endlich ihrem Namen gerecht werden zu lassen. 


Möglichkeiten nutzen - Positionen der DKP bekannt 

Dazu wünsche ich mir viele Bündnispartner und eine 
geschlossen auftretende kommunistische Partei. Un¬ 


machen! 

Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, Freun¬ 

terschiedliche Meinungen solidarisch zu diskutieren. 


dinnen und Freunden, einen guten Rutsch und ein gesun¬ 

Ausgrenzungen zu vermeiden und mit Geduld und 


des und kämpferisches Jahr 2017 

Weitsicht offene Fragen anzugehen sind Voraussetzun¬ 
gen für ein erfolgreiches Gelingen. 


DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 

Dafür ein herzlich-rotes GLÜCK AUF! 


DKP Reinheim - Vorstand und 
Stadtverordnetenfraktion 

Willi Hoffmeister 


DKP Darmstadt-Bergstraße 

DKP Odenwald 



DAS KROKODIL 

www.das-krokodil.com 


Volljährig! 18 Ausgaben plus 
zwei. Im Dezember 2016 er¬ 
scheint Nr. 19. Start mit Nr. 
Null März 2012. Motto: das 
Private ist politisch, das Glo¬ 
bale ist lokal, das Undenk¬ 
bare schon wahr. Aufwachen! 

klein - frech - gefräßig 

Vierteljahres-Grundsatz- 
schrift über die Freiheit des 
Denkens (manchmal satirisch) 


dn Klick zur Unabhängigkeitserklärung! 

59* das _ USA- und* 


Heue ttl)einUVI)C 3eituu<J 


Zum Jahreswechsel wünschen wir allen Genossinnen und 
Genossen Kraft, Optimismus und Gesundheit für die vor 
uns stehenden Herausforderungen im Jahr 2017: 

Eine kämpferische LL-Demo, einen aktiven Bundestags¬ 
wahlkampf, sowie vielfältige und starke Aktionen gegen 
alte und neue Faschisten, gegen Sozialabbau und Kriegs¬ 
politik. 

wir sind dabei! 

DKP-Bezirksvorstand Hamburg 


Die DKP Hamburg lädt ein: 

Neujahrsempfang der DKP Hamburg unter dem Motto 

„100 Jahre Oktoberrevolution" 

Erich Schaffner spricht und singt „Oktober - Lenin, Maja¬ 
kowski und ich" (am Akkordeon: Erika Krapp) am Sonn¬ 
tag, dem 8. Januar 2017 von 11.00 - 14.00 Uhr im MTZ, 
Lindenallee 72,20259 Hamburg (Nähe S-Christuskirche) 

Mit Essen und Getränken, guter Laune 
und kämpferisch ins neue Jahr! 


Kein Rüstungsexport 
aus Kiel - 
das ist unser Ziel! 



ln diesem Sinne: Es gibt viel zu tun! 

Nicht nur dazu brauchen wir Jede und Jeden: 

Wir sehen uns am 25. Januar 2017 zur MV in der JH Kiel 


Geruhsame Jahresendtage wünschen euch, 
liebe Genossinnen und Genossen, 


Euer DKP-Kreisvorstand Kiel 


Ä 

Allen Mannheimer Genossinnen und Genossen und 
allen Sympathisantinnen und Sympathisanten ein 
glückliches und erfolgreiches Neues Jahr 2017 und viel 
Kraft im Einsatz für unseren Wahlkampf. 

DKP-Kreisvorstand Mannheim 



Neue Impulse 
Bestellservice 


Bei uns ist immer ULH-Treffen! 

www.Neue-Impulse-Verlag.de 



Der ILieferservice 
für ILesende ILinke! 


Ab 14. Januar 2017 online: 
Herzlich Widtülkommen! 


Neue Impulse Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 


Karlheinz Deschner 
„Mit Gott und den Faschi¬ 
sten“ zur Politik der Päpste 
Video 12 x 10 Min., für UZ- 
Leserlnnen 12 EUR incLVersand 

KA9S 


...in Verneigung vor dem 
Werk von Peter Kleinert 
(und Team) 

KAOS Kunst- und Video-Archiv 
kaos-archiv.de 
kaos@off-shot.de 
Merheimer Straße 107 
50733 Köln 


Am 28. Dezember gedenken 
wir unseres verstorbenen 
vorBILDhaften Ehrenmit¬ 
gliedes Dr. Klaus Steiniger, 
Analytiker der Konterrevo¬ 
lution! Wir bleiben ihm und 
uns treu - gemeinsam mit 
Münzenberg und Heartfield. 
Der als Konkurrenz von der 
SPD ins Leben gerufene 
„Arbeiterlichtbildbund“ exi¬ 
stierte nur wenige Jahre. 

arbeiterfotografie.com 


08 Jahre Filmspots 
25 Jahre Galerie (2015) 

35 Jahre Verband (2013) 
im Sammlungsbestand des 
Museum Reina Sofia 



junge Welt stärken: 


DeirrAbo 
zur recht < 


* 





Jetzt junge Welt bestellen! 

• unterwww.jungewelt.de/kampagne 
• per Abotelefon: 0 30/53 63 55-80/-81/-82 


Für 2017 wünschen wir allen 


r \ 

Urlaub im Lotsenhaus 

Genossinnen und Genossen, 


an der Ostsee 

allen Leserinnen und Lesern 

Kraft und Gesundheit 
für ein kämpferisches Jahr. 


(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 


Erich und Michaela Bartels 

UZ - unsere zeit 


Näheres: Tel. 03831 - 459 366 

Verlag und Redaktion 


www.ferien-im-lotsenhaus.de 


< > 

Toskana, nah am Meer 

www,| m 0. Mft ■ £Ult 

Mitarbeiter - gerne auch 
Teilzeit - auf kleinem Biohof 
gesucht. 

www.toskana-biohof.de 



Urlaub im schönen Havelland 


- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


am 


Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


UZ 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Online-Abo (Online-Ausgabe) 


□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 

48,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 

96,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 

144,00 € 




Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 

Damen S-XL _ 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 


Print-Abo (Wochenzeitung) 


□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 

66,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 

132,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 

180,00 € 


Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 

□ Ermäßigtes Abo Jahrespreis 78,00 € 

□ Normalabo Jahrespreis 156,00 € 

□ Förderabo Jahrespreis 216,00 € 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 
Diese Bestellung kann ich innerhalb von 14 Tagen schriftlich beim CommPress Verlag GmbH widerrufen. 


Name, Vorname 


I~1 Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ/BIC 
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Fidel Castro 
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Größtmögliche Gleichheit 

Fidel Castro über Sozialismus auf Kuba nach dem Ende der Sowjetunion 


Federico Mayor Zaragoza*: Zusam¬ 
men mit China, Vietnam und Nordko¬ 
rea wird Kuba als die letzte Bastion des 
Sozialismus angesehen. Hat das Wort 
Sozialismus zehn Jahre nach dem Fall 
der Berliner Mauer überhaupt noch 
Sinn? 

Fidel Castro: Heute bin ich mehr denn 
je davon überzeugt, dass es einen gro¬ 
ßen Sinn hat. 

Das, was vor zehn Jahren geschah, 
war die naive und unbewusste Zerstö¬ 
rung eines großen sozialen und histo¬ 
rischen Prozesses, der zwar perfekti¬ 
oniert, aber niemals zerstört werden 
musste. Das hatten die Horden Hit¬ 
lers nicht geschafft, nicht einmal, in¬ 
dem sie mehr als 20 Millionen Sow¬ 
jetbürger töteten und die Hälfte des 
Landes zerstörten. Die Welt verblieb 
unter der Vorherrschaft einer einzi¬ 
gen Supermacht, die beim Kampf ge¬ 
gen den Faschismus nicht einmal fünf 
Prozent der Opfer beisteuerte, die die 
Sowjets erbrachten. In Kuba haben wir 
ein vereintes Land und eine Partei, die 
zwar anleitet, aber weder die Kandi¬ 
daten aufstellt noch sie auswählt. Die 
Bewohner eines jeden Viertels, die in 
offenen Versammlungen Zusammen¬ 
kommen, schlagen die Kandidaten der 
14 686 Wahlkreise vor, stellen sie auf 
und wählen sie. (...) 

★ 

In den Vereinigten Staaten, wo so viel 
über Mehrparteiensysteme gesprochen 
wird, gibt es zwei Parteien, die sich in 
bezug auf Methoden, Ziele und Absich¬ 
ten exakt gleichen und in der Praxis das 
kompletteste Einparteiensystem haben 
entstehen lassen, das es auf der Welt 
gibt. In diesem „demokratischen Land“ 
gehen 50 Prozent der Bürger nicht zur 
Wahl und normalerweise gewinnt das 
Team, das mehr finanzielle Mittel ge¬ 
sammelt hat, mit lediglich 25 Prozent 
der Stimmen die Wahl. Die gesamte 
Politik reduziert sich auf Scheinausei¬ 
nandersetzungen, Eitelkeiten und Am¬ 
bitionen von Einzelpersonen oder von 
Interessengruppen innerhalb des eta¬ 
blierten wirtschaftlichen und sozialen 
Modells. (...) 


★ 

Im Kapitalismus, einschließlich in den 
industrialisiertesten Ländern, regieren 
in Wirklichkeit die großen nationalen 
und internationalen Firmen. Sie ent¬ 
scheiden über die Investitionen und 
die Entwicklung. Sie sind verantwort¬ 
lich für die materielle Produktion, die 
wichtigsten ökonomischen Dienstleis¬ 
tungen und einen Großteil der sozia¬ 
len Dienstleistungen. Der Staat zieht 
einfach nur die Steuern ein, verteilt sie 
und gibt das Geld aus. In vielen dieser 
Länder kann die gesamte Regierung in 
Urlaub gehen, ohne dass irgendjemand 
etwas davon bemerkt. 

Das entwickelte kapitalistische Sys¬ 
tem, das später zum modernen Imperi¬ 
alismus wurde, hat schließlich eine neo¬ 
liberale und globalisierte Ordnung er¬ 
richtet, die schlichtweg unhaltbar ist. Es 
hat eine Welt der Spekulation geschaf¬ 
fen, der fiktiven Schaffung von Reich- 
tümern und Werten, die nichts mit der 
realen Produktion zu tun haben, und 
märchenhafte 
Privatvermö- 
gen, von de¬ 
nen einige das 
Bruttoinlands¬ 
produkt von 
Dutzenden von 
armen Ländern 
übertreffen. Es 
wäre unnötig, 
die Plünde¬ 
rung und Ver¬ 
schwendung 
der natürlichen 
Ressourcen der 
Welt und das 
elende Leben 
von Milliarden 
Menschen hin¬ 
zuzufügen. Das 
kapitalistische 
System hat der 
Welt nichts 
zu bieten und 
dient zu nichts 
weiter als sei¬ 
ner Selbstzer¬ 
störung, wobei 


es vielleicht zusammen mit sich die na¬ 
türlichen Bedingungen zerstört, die als 
Stütze für das menschliche Leben auf 
dem Planeten dienen. 

Es ist nicht das Ende der Geschich¬ 
te gekommen, wie einige illusionäre 
Euphoriker sich vorstellten. Jetzt ist in 
Wirklichkeit der Zeitpunkt, wo sie viel¬ 
leicht erst beginnt. (...) 

★ 

Sicherlich dachte alle Welt, dass Kuba 
nach dem Zusammenbruch des sozia¬ 
listischen Lagers und der UdSSR nicht 
durchhalten könne. Man müsste dabei 
zusätzlich fragen, wie dies möglich war 
mit einer doppelten Blockade und dem 
politischen und wirtschaftlichen Krieg, 
den uns die mächtigste jemals existie¬ 
rende Macht aufzwang, ohne Interna¬ 
tionalen Währungsfonds, ohne Welt¬ 
bank, ohne Kredite. Wir schafften es 
dennoch, die Großtat zu vollbringen. 
Bei einem kürzlich in Havanna veran¬ 
stalteten Gipfeltreffen sagte ich gegen¬ 
über unseren Gästen mit einer gewissen 


Ironie, dass dies möglich war, weil wir 
das Privileg hatten, nicht dem IWF an¬ 
zugehören. 

★ 

Es gab Zeiten, in denen wir in einem 
Meer des umlaufenden Geldes schwam¬ 
men; unsere Währung hatte außerge¬ 
wöhnlich an Wert verloren und das 
Haushaltsdefizit betrug bis zu 35 Pro¬ 
zent des Bruttoinlandsprodukts. Ich 
beobachtete intelligente Besucher, die 
fast bis zur Ohnmacht in Erstaunen 
versetzt wurden. Unser Peso, die nati¬ 
onale Währung, hatte bis 1994 soviel an 
Wert verloren, dass der Umtauschkurs 
150 Peso für einen US-Dollar betrug. 
Trotzdem schlossen wir keine einzige 
Gesundheitseinrichtung, keine einzige 
Schule, keine einzige Kinderkrippe, kei¬ 
ne einzige Universität und keine einzi¬ 
ge Sportanlage. Niemand wurde auf die 
Straße geworfen, ohne Arbeit oder So¬ 
zialversicherung, sogar als es an Brenn- 
und Rohstoffen mangelte. Es gab nicht 
den geringsten Entwurf für eine der 
gewöhnlich 
angewendeten 
und verhassten 
Schocktherapi¬ 
en, die so sehr 
von den westli¬ 
chen Finanzins¬ 
titutionen emp¬ 
fohlen werden. 

Jede Maß¬ 
nahme, die 
zum Entge¬ 
genwirken des 
schrecklichen 
Schlages ge¬ 
troffen wur¬ 
de, diskutierte 
man nicht nur 
in der Natio¬ 
nalversamm¬ 
lung, sondern 
auch in Hun¬ 
derttausenden 
von Versamm¬ 
lungen, die in 
Fabriken, Pro¬ 
duktions- und 
Dienstleis¬ 


tungszentren, Gewerkschaften, Uni¬ 
versitäten, Mittelschulen und in allen 
Organisationen der Bauern, Frauen, 
Häuserblocks sowie in anderen Orga¬ 
nisationen sozialen Charakters statt¬ 
fanden. Das Wenige, über das wir ver¬ 
fügten, wurde mit der größtmöglichen 
Gleichheit verteilt. Wir besiegten den 
Pessimismus innerhalb und außerhalb 
des Landes. 

★ 

In diesen kritischen Jahren verdop¬ 
pelte sich die Anzahl von Ärzten, 
verbesserte sich die Qualität unserer 
Ausbildung und gewann der Peso sie¬ 
benfach an Wert - von 150 Peso für ei¬ 
nen US-Dollar bis zu 20 Peso für einen 
US-Dollar im Zeitraum von 1994 bis 
1998 -, wobei dieser Umtauschkurs 
seitdem stabil geblieben ist. Nicht ein 
einziger Dollar entwich ins Ausland. 
Man gewann an Erfahrung und Effi¬ 
zienz auf der Höhe der immensen He¬ 
rausforderung, die wir vor uns hatten. 
Wenn wir auch noch nicht das Produk¬ 
tions- und Konsumniveau erreicht ha¬ 
ben, über das wir zum Zeitpunkt des 
sozialistischen Desasters in Europa 
verfügten, so haben wir uns doch mit 
stetigem und sichtbarem Schritt erholt. 
Die Kennziffern in Bezug auf Bildung, 
Gesundheit, soziale Sicherheit und 
viele andere soziale Aspekte, auf die 
wir stolz waren, haben wir aufrecht¬ 
erhalten, und einige haben wir sogar 
übertroffen. 

Der große Held dieser Großtat war 
das Volk, das seine riesigen Opfer und 
sein immenses Vertrauen beitrug. Dies 
war die Frucht der Gerechtigkeit und 
der Ideen, die in mehr als 30 Jahren Re¬ 
volution gesät wurden. Dieses wahrhaf¬ 
te Wunder wäre ohne die Einheit und 
ohne den Sozialismus unmöglich ge¬ 
wesen. 


* Federico Mayor Zaragoza war in 
Spanien Minister für Bildung und Wis¬ 
senschaft (1981-1982) und Mitglied des 
Club of Rome. Das vollständige Inter¬ 
view in deutscher Fassung ist in „junge 
Welt“ (26.07.2000) erschienen. 
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Diese künstlerische Darstellung zeigt einen Blick auf die mögliche Oberfläche des Planeten Proxima b. Auch der Doppelstern Alpha Centauri AB ist zu sehen (rechts von dem Zentralgestirn Proxima). 


Grüezi liebes Universum 

Von Exoplaneten und der Suche nach E.T. • Von Nina Hager 


D ie Bewohner der Schweizer Ge¬ 
meinde Entlebuch sandten im 
Frühjahr 2014 über ein Radio¬ 
teleskop einen Gruß ins All - mit Alp¬ 
hornbläsern und Jodelchor: „Grüezi 
liebes Universum.“ Und dann folgte 
gleich der Werbeteil: „Kommen Sie uns 
besuchen. Hier ist es schön.“ 

Eine schräge Aktion? Sicher. Nur: 
Sie waren nicht die Ersten. 

Heller als Jupiter 

Zunächst einmal: Seit dem Beginn der 
Radioübertragung sendet die Erde Si¬ 
gnale, die sich - als Kugelwelle - mit 
Lichtgeschwindigkeit ausbreiten. Ob 
wir es wollen oder nicht. „Und heute 
herrscht ein so ausgedehnter interna¬ 
tionaler Funk-, Fernseh- und Radar¬ 
verkehr, dass die Erde mittlerweile auf 
manchen Radiofrequenzen zum hells¬ 
ten Objekt, zur stärksten Radioquelle 
im Sonnensystem, aufgerückt ist, hel¬ 
ler als Jupiter, heller selbst als die Son¬ 
ne“, schrieb Carl Sagan vor nunmehr 
36 Jahren. 

Seither dürfte die Erde für auswär¬ 
tige Beobachter noch „heller“ gewor¬ 
den sein. Wenn die Signale aber viel¬ 
leicht einmal von Fremden in der Ferne 
entziffert werden, was werden sie von 
uns denken? 

1972 schickte die NASA, die US- 
Raumfahrtagentur, die Pioneer-10- 
Sonde ins All. An Bord war eine mit 
Gold überzogene Aluminiumplatte. 
Das Gold diente dem Korrosions¬ 
schutz. Die Abbildungen, die sich da¬ 
rauf befanden, sollten einer ersten 
Verständigung zwischen Erdenmen¬ 
schen und Außerirdischen dienen. 
Pioneer-10 erreichte die äußersten Re¬ 
gionen unseres Sonnensystems. Ende 
Januar 2003, nach 31 Jahren Flug, mel¬ 
dete sich die Pioneer-10-Sonde das 
letzte Mal. 

Auch an Bord der beiden 1977 ge¬ 
starteten interstellaren Raumsonden 
Voyager 1 und Voyager 2 sind Daten¬ 
platten, die in der Hoffnung mitgege¬ 
ben wurden, dass einst Außerirdische 
die Botschaften erhalten werden. Auf 
den Platten sind Bild- und Audio-In- 
formationen über die Menschheit ge¬ 
speichert. 

Voyager 1 flog zunächst die Plane¬ 
ten Jupiter und Saturn an. Ungefähr im 
August 2012 verließ sie den Bereich 
unseres Sonnensystems. Derzeit ist die 
Sonde etwa 20,50 Milliarden Kilome¬ 
ter von der Sonne entfernt, Voyager 
2 ca. 16,9 Milliarden Kilometer. Das 
nächste Planetensystem mit der Sonne 


Proxima Centauri ist jedoch ein Vielfa¬ 
ches, nämlich 50 Billionen Kilometer, 
von uns entfernt... 

1974 wurde mit eine Radiowellen¬ 
signal die Arecibo-Botschaft vom Are- 
cibo-Observatorium in Puerto Rico an 
den Kugelsternhaufen M13 gesandt. 
Sie wird noch sehr, sehr lange unter¬ 
wegs sein. Der Kugelsternhaufen ist 
nämlich über 25 000 Lichtjahre von 
unserem Sonnensystem entfernt. Cos- 
mic Call I und II wurden 1999 bzw. 2003 
dagegen - wie auch andere Radiosig¬ 
nale - an sonnennahe Planetensysteme 
geschickt. Auf das „Wow!-Signal“, ein 
Schmalband-Radiosignal, das im Au¬ 
gust 1977 aus Richtung des Sternbildes 
Schütze aufgenommen wurde und des¬ 
sen Ursache bis heute nicht eindeutig 
geklärt ist, „antwortete“ man 2012. Der 


Vergoldete Platte der Voyager-2-Sonde. 

Astrophysiker Jerry R. Ehmann hatte 
am 15. August 1977 im Rahmen seines 
SETI-Projektes (Search for Extrater- 
restrial Intelligence) ein Signal erhal¬ 
ten und war so verdutzt, dass er einfach 
nur „Wow!“ neben die Daten schrieb. 

Als PR-Gag wurde 2008 ein Werbe¬ 
spot für die Tortilla-Chip-Marke Dori- 
tos in Richtung eines 42 Lichtjahre ent¬ 
fernten Sonnensystems geschickt. 

Auf die Radio- und Fernsehsendun¬ 
gen gab es bis heute keine Reaktion, auf 


die Tortilla-Dip-Werbung glücklicher¬ 
weise auch nicht. Auf keine der von 
Wissenschaftlern geplant gesandten 
Botschaften wurden bislang reagiert, 
auch wenn manche Enthusiasten mei¬ 
nen, die geheimnisvollen Kornkreise 
wären Nachrichten von Außerirdischen. 

Was für ein Ärger: E.T. will einfach 
nicht antworten ... 

Viele Milliarden Welten 

Dabei wissen wir heute: Eine Gala¬ 
xie - wie auch die unsrige - enthält 
nach aktuellen Schätzungen ca. 100 bis 
300,400 Milliarden Sterne. Viele davon 
sind unserer Sonne ähnlich. Im beob¬ 
achtbaren Universum wurden einige 
Milliarden Galaxien festgestellt. In den 
vergangenen drei Jahrzehnten wurden 
zudem tausende ferne Planetensysteme 


und Planeten entdeckt - viele dank der 
Möglichkeiten der Raumfahrt: Mit ihr 
wurden Beobachtungen außerhalb der 
Atmosphäre unseres Planeten möglich. 
Aktuell (18.12.2016) sind 3 549 Exo¬ 
planeten (Planeten außerhalb unseres 
Sonnensystems) - in anderen Planeten¬ 
systemen oder einige auch als „Wande¬ 
rer“ - katalogisiert. Sie wurden mittels 
unterschiedlicher Methoden entdeckt. 

Darunter sind etwa 350, die als erd¬ 
ähnliche Gesteinsplaneten (mit kleine¬ 


rer bzw. bis zu sechsfacher Masse der 
Erde) gelten. Einige liegen in der je¬ 
weiligen habitablen Zone, d.h. jener 
Zone in einem Planetensystem, in der 
aus unserer Sicht Leben möglich wäre. 

Da müsste es doch Kandidaten ge¬ 
ben ... 

Und tatsächlich, als Favorit - zu¬ 
mindest für Leben - galt einige Zeit die 
„Supererde“ Gliese 581 c. Gliese 581 c 
befindet sich in der habitablen Zone 
um das Zentralgestirn Gliese 581 (ein 
20 Lichtjahre, also 190 Billionen Kilo¬ 
meter von der Erde entfernter Roter 
Zwergstern im Sternbild Waage). Auf 
dem Planeten könnte flüssiges Wasser 
existieren, aber Gliese 581 c liegt am 
„warmen“ Rand der habitablen Zone. 
Forscher nehmen deshalb an, dass die 
Verhältnisse auf dem Planeten denen 
auf der Venus ähneln. 

Im Frühjahr dieses Jahres kam ein 
„heißer“ Kandidat auf die Liste der 
womöglich erdähnlichen Planeten. Es 
handelt sich um den Planeten mit dem 
Namen Kepler-1229b. Er befindet sich 
in jener Zone um seinen Heimatstern, 
einen roten Zwerg, in der Leben mög¬ 
lich ist. Kepler-1229b ist etwa nur etwas 
größer als die Erde, sein Durchmesser 
dürfte bei rund 17 900 Kilometern lie¬ 
gen - etwa 5 200 Kilometer mehr als 
unser Heimatplanet. Die Masse könn¬ 
te der der Erde entsprechen, aber auch 
zehnmal größer sein. Doch: 770 Jahre 
braucht das Licht seines Heimatsterns 
bis zu uns. 

An der Spitze der Rangliste der 
möglicherweise bewohnbaren Exopla¬ 
neten stehen zwei andere Kandidaten, 
die eine noch höhere Ähnlichkeit zur 
Erde aufweisen als Kepler-1229b und 
unser Mars. Bei dem einen handelt es 
sich um Kepler-442b, rund 1100 Licht¬ 
jahre von der Erde entfernt. Die bis¬ 
herige Nummer Eins ist Gliese 667Ce 
(22 Lichtjahren von der Erde entfernt) 
aus dem Sternbild Skorpion. Er ist ei¬ 
ner von zwei Planeten um den Stern 
Gliese 667C, hat eine vierfach größe¬ 
re Masse als die Erde und einen etwas 
größeren bis doppelten Durchmesser. 
Die Temperaturen auf seiner Oberflä¬ 
che sind denen der Erde wohl am ähn¬ 
lichsten. 

Mit jedem neuen Exoplaneten ver¬ 
schwindet ein wenig mehr von der 
Überzeugung der vermeintlich beson¬ 
deren Stellung der Erde im All. Unser 
Planet ist nur einer von vielen. 

Doch auch in unserer unmittelbaren 
„Nachbarschaft“ war die Suche erfolg¬ 
reich. 


ln der „Nachbarschaft“: 
Proxima b 

Erste Hinweise auf einen Gesteinspla¬ 
neten im System der Sonne Proxima 
Centauri, einem roten Zwerg (der häu¬ 
figsten Sternart in unserer Galaxie), der 
4,2 Lichtjahre, rund 40 Billionen Kilo¬ 
meter, von unserer Sonne entfernt ist, 
wurden 2013 gefunden. 2016 wurde 
dann am La-Silla-Observatorium der 
Europäischen Südsternwarte ESO in 
Chile die Vermutung bestätigt. Im Au¬ 
gust wurden die Ergebnisse der Unter¬ 
suchungen in der Fachzeitschrift „Na¬ 
ture“ veröffentlicht. Gefunden wurde 
Proxima b durch die sogenannte Ra¬ 
dialgeschwindigkeitsmethode. D abei 
wurde das Lichtspektrum von Proxima 
Centauri untersucht. Das Licht zeigte 
regelmäßige Schwankungen, die nur 
durch die Masse eines Planeten verur¬ 
sacht sein konnten. 

Außer der Masse, die zwischen 1,27 
und weniger als drei Erdmassen liegt, 
der Umlaufzeit (11 Tage) und der Ent¬ 
fernung von Proxima Centauri, gibt 
es bislang noch keine weiteren Daten, 
die über Proxima b bekannt sind. Im 
Vergleich zur Erde ist Proxima b sei¬ 
ner Sonne zwar 20 mal näher, da es sich 
bei dieser aber um einen roten Zwerg¬ 
stern mit geringer Strahlungsintensität 
handelt, sind Temperatur und Licht¬ 
einstrahlung vergleichbar. Auf Proxi¬ 
ma b könnte flüssiges Wasser existie¬ 
ren, möglicherweise ein Ozean. Wasser 
aber ist eine wichtige Voraussetzung 
für Leben. 

Doch den Planeten erreichen soge¬ 
nannte Superflares (außerordentlich 
energiereiche Eruptionen) des nahen 
Sterns. Sollte Proxima b jedoch eine 
Atmosphäre und ein Magnetfeld wie 
die Erde besitzen, hätten diese Super¬ 
flares wahrscheinlich keine signifikan¬ 
ten Auswirkungen auf die Biosphäre 
des Planeten. 

Der Flug zu Proxima b würde mit 
den Mitteln der heutigen Weltraum¬ 
technik rund 30 000 Jahre dauern. Ak¬ 
tuell wird über den Start einer größe¬ 
ren Zahl von Miniatur-Sonden disku¬ 
tiert, die mit Hilfe großer Lichtsegel im 
All auf 60 000 Kilometer pro Sekunde 
beschleunigt werden könnten und von 
denen wenigsten einige nach 20 Jahren 
Proxima b erreichen könnten. 

Ehe bemannte Flüge zu Proxima 
b starten können, wird wohl noch viel 
Zeit vergehen. 

Und noch ein Dilemma wird deut¬ 
lich. Gäbe es auf einem der genannten 
Planeten eine Zivilisation, die tech- 
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nisch-technologisch zumindest so weit 
sein müsste wie wir auf der Erde: Die 
Kommunikation wird wohl schwierig, 
denn zwischen Anfrage und Antwort 
würde viel Zeit vergehen ... 

Eine Enttäuschung? 

Die Entdeckung von Exoplaneten 
brachte eine gewisse Enttäuschung: 
Lange waren die Fachleute der Über¬ 
zeugung, dass andere Planetensystem 
wie das unsrige aufgebaut sind, in dem 
sich die großen Planeten auf Sonnenfer¬ 
nen Umlaufbahnen bewegen. Dem ent¬ 
sprechend sollten auch die Systeme fer¬ 
ner Sterne eine ähnliche Struktur wie 
unser Sonnensystem aufweisen. Doch 
wie sich zeigte, gleicht kaum eines der 
fremden Systeme unserem Sonnensys¬ 
tem, und auch viele Planeten sind an¬ 
ders, als man dachte. 

Die Entdeckungen neuer Exopla¬ 
neten führte zu einem grundlegenden 
Wandel unserer Vorstellungen über die 
Entwicklung von Planetensystemen. 

Der Astronom Dieter B. Hermann 
erinnerte in einem Beitrag „Planen 
mit Migrationshintergrund“ - ange¬ 
sichts der neuen Entdeckungen - an 
das geltende Modell: „Schon 1755 hat¬ 
te sich Immanuel Kant mit seiner geni¬ 
alen Frühschrift ,Allgemeine Naturge¬ 
schichte und Theorie des Himmels’ an 
diesem Problem versucht. Inzwischen 
ist die Zahl der Abhandlungen zu die¬ 
sem Thema Legion. Je mehr konkrete 
Beobachtungsdaten über die Plane¬ 
ten zur Verfügung standen, umso eher 
konnten die Forscher hoffen, ein zutref¬ 
fendes, wenn auch sicher zunächst noch 
vereinfachtes Modell der Entstehung 
eines solchen Planetensystems zu ent¬ 
wickeln. Schließlich wurde klar, dass die 
Entstehung von Sternen und Planeten 
in einem gemeinsamen Prozess erfolgt. 

Ausgangspunkt ist eine rotierende 
Gaswolke mit geringen Staubbeimi¬ 
schungen (etwa ein Prozent), die unter 
dem Einfluss ihrer eigenen Gravitati¬ 
on zu kollabieren beginnt. Wegen des 
Drehimpulserhaltungssatzes nimmt 
diese Wolke mit der Zeit die Gestalt 
einer Scheibe an, in deren Zentrum 
der kugelförmige Stern entsteht. In der 
Scheibe hingegen finden komplizierte 
Verklumpungsvorgänge von kleinsten 
Teilchen zu immer größeren Körpern 
statt, die letztlich zur Entstehung der 
Planeten führen.“ (ND, 20.8.2016 ) Die 
Grundaussagen dieses Modells sind 
richtig. Es kann zugleich auch die Mas¬ 
senunterschiede der Körper im inneren 
und äußeren Sonnensystem erklären. 
Hermann macht aber darauf aufmerk¬ 
sam, dass dieses Modell entstand, als 
wir noch kein anderes Planetensystem 
kannten. 

Unser Sonnensystem ist offenbar 
nicht typisch. So wurden beispielswei¬ 
se Planetensysteme entdeckt, in denen 
gewaltige Gasriesen auf sternnahen 
Umlaufbahnen um ihr Zentralgestirn 
„rasen“ ... 

Unser wissenschaftliches Weltbild ist 
auch hier im Umbruch. 

Gleichung mit vielen 
Unbekannten 

Vor über 50 Jahren ahnte man davon 
noch nichts, hatte aber auch noch keine 
fernen Planetensysteme und Exoplane¬ 
ten beobachtet. 

Viele Naturwissenschaftler waren 
davon überzeugt, dass wir nicht allein 
im All sind. Unter ähnlichen Bedingun¬ 
gen musste sich doch Leben entwickelt 
haben, obgleich man sich sicher bereits 
bewusst war, dass der Umstand, dass 


auf der Erde das irdische Leben und 
dann der Mensch entstand, nur eine 
Möglichkeit aus einem potentiell uner¬ 
schöpflichen Möglichkeitsfeld war. 

Carl Sagan schrieb dazu ironisch in 
„Unser Kosmos“. „Wäre irgendwo eine 
Kleinigkeit anders gelaufen, könnten 
sich andere Lebewesen mittels Intelli¬ 
genz und handwerklicher Geschicklich¬ 
keit zu ebensolchen Leistungen aufge¬ 
schwungen haben. Vielleicht die schlau¬ 
en zweibeinigen Dinosaurier oder die 
Waschbären oder die Otter oder der 
Tintenfisch.“ (S. 296) 

Ob sich aber die Ansicht als richtig 
erweist, dass das Leben überall nicht nur 
„den universellen Gesetzen von Chemie 
und Physik unterworfen ist“, sondern 


dass auch „die organische Evolution 
ein Prozess ist, der denselben funda¬ 
mentalen Regeln im gesamten Kosmos 
gehorcht wie auf der Erde“ ( Bylinsky , 
S. 9), ist nach wie vor völlig offen. 

Astrobiologen sind deshalb bei der 
interdisziplinären Suche nach extraso¬ 
laren bewohnbaren Planeten und Mon¬ 
den mit dabei. Sie suchen nach Spuren 
der chemischen Evolution, nach Leben 
bzw. Spuren früheren Lebens in unse¬ 
rem Sonnensystem. Sie erforschen den 
Ursprung des Lebens sowie seine Ent¬ 
wicklung in der frühen Zeit der Erde 
und die mögliche Anpassung von Le¬ 
ben an unwirtliche Bedingungen auf 
der Erde und im All. 

Die Überzeugung, dass Leben - in 
seinen vielfältigen Formen - nicht auf 
die Erde beschränkt ist, sondern im gan¬ 
zen Universum vorkommt, wird dabei 
durch neuere Entdeckungen bestärkt. 
Forscher fanden die Grundmolekü¬ 
le, aus denen Leben entsteht, überall 
im All: Aminosäuren konnten sogar 
in Gaswolken im interstellaren Raum 
nachgewiesen werden (durch Beobach¬ 
tung ferner Regionen), aber auch ganz 
nah auf dem Kometen „Tschuri“ (67P/ 
Tschurjumow-Gerassimenko) Gefun¬ 
den wurde dabei auch organisches Ma¬ 
terial. Festgestellt wurden die Amino¬ 
säure Glyzin, ein Proteinbaustein, sowie 
Phosphor, ein zentraler Bestandteil der 
DNA und von Zellmembranen. Zahl¬ 
reiche weitere organische Verbindun¬ 
gen wurden, sowohl von Rosetta aus der 
Umlaufbahn als auch von Philae auf der 
Oberfläche, entdeckt. (siehe auch UZ 
vom 7.10.2016). 

Seit 1960 begann Frank Drake am 
National Radio Astronomy Observato¬ 
rium in Green Banks (USA) mit dem 
„Abhorchen“ des Weltalls nach elek¬ 
tromagnetischen Wellen künstlichen 
Ursprungs. Bis heute - inzwischen 
längst international - wird die wissen¬ 
schaftliche Suche nach außerirdischer 
Intelligenz (Search for Extraterrestrial 
Intelligence, SETI) fortgeführt. Bislang 
ohne Erfolg. Kritiker bemängeln unter 
anderem, dass es zu viele offene Fragen 
im Zusammenhang mit den Vorausset¬ 
zungen und Grenzen einer Kommuni¬ 
kation gibt. Kritisiert wird auch, SETI 


suche nur nach humanoiden Außerirdi¬ 
schen und nur nach solchen, deren Tech¬ 
nik mit der unseren passend sei usw. 

1961 entwickelte der Astrophysiker 
Drake in diesem Zusammenhang eine 
Gleichung, mit der man angeblich die 
Anzahl der entwickelten Zivilisationen 
in unserer Galaxie abschätzen kann. 
Er stellte sie im selben Jahr auf einer 
Green-Banks-Konferenz vor. Drake 
bezog sich dabei allein auf Leben, das 
sich unter bestimmten Bedingungen be¬ 
züglich der Verhältnisse von Stickstoff, 
Kohlenstoff usw. entwickelt. Die Ent¬ 
stehung des Menschen und der mensch¬ 
lichen Gesellschaft galt als Beweis, dass 
die Abschätzung möglich ist. Das Plane¬ 
tensystem und der Planet, auf dem sich 


solches Leben entwickeln soll, muss 
nach dieser Theorie bestimmte astro¬ 
nomische und physikalisch-chemische 
Voraussetzungen erfüllen. 

Drei Modelle wurden auf der dama¬ 
ligen vorgestellt. Ein „konservatives“, 
mit einer Zivilisation in unserer Gala¬ 
xis, ein „optimistisches“ mit 100 Zivi¬ 
lisationen (5 000 Lichtjahre mittlerer 
Abstand zweier sendender Zivilisatio¬ 
nen) und ein „enthusiastisches Modell“ 
mit 4 000 000 Zivilisationen (150 Licht¬ 
jahre mittlerer Abstand). 

Für keines dieser Modelle gibt es 
bislang irgendwelche Belege. Die Dra- 
kesche Gleichung enthält zudem viel 
zu viele Unwägbarkeiten. Drake bezog 
Faktoren ein, über die es viele Speku¬ 
lationen gibt, aber überhaupt kein ge¬ 
sichertes Wissen: Unbekannt sind die 
durchschnittliche Anzahl der Planeten 
(pro Stern) innerhalb der habitablen 
Zone sowie die Zahl der Planeten mit 
Leben in unserer Galaxie. Wir wissen 
heute ja nicht mal, ob es außerhalb der 
Erde in unserem Sonnensystem Leben 
gibt. Auch wenn in diesem Zusammen¬ 
hang in den letzten Jahren neue Er¬ 
kenntnisse gewonnen wurden: Über 
den Anteil an Planeten mit intelligen¬ 
tem Leben oder den Anteil an Planeten 
mit Interesse an interstellarer Kommu¬ 
nikation sowie die Lebensdauer einer 
technischen Zivilisation in Jahren kann 
nur spekuliert werden ... 

Zumindest hat Drake viele Debat¬ 
ten angeregt. 1962 kam es zur sogenann¬ 
ten Kuba-Krise. Die Welt stand wieder 
einmal am Rand eines Atomkriegs. Wie 
lange überleben technisch entwickelte 
Zivilisationen, wenn es ihnen nicht ge¬ 
lingt, eine friedliche, solidarische und 
sozial gerechte Welt zu schaffen sowie 
auch die Zerstörung der Umwelt zu be¬ 
enden? 

Kontakt? 

Nehmen wir mal an, die Kontaktver- 
suche hätten tatsächlich Erfolg oder 
es kommt zufällig jemand vorbei. Was 
dann? 

Nicht wenige Fans meinen, Au¬ 
ßerirdische hätten uns schon einmal 
besucht, Spuren auf der Erde hinter¬ 
lassen, ja sogar die Entwicklung der 


Menschheit entscheidend geprägt. Sie 
könnten zudem ja wiederkommen. An¬ 
dere sind der Ansicht, E.T. würde be¬ 
reits unter uns leben. 

Das Internet ist voll von solchen 
Spekulationen und von Fake-Nach¬ 
richten. Doch Nachweise für die Be¬ 
hauptungen gibt es nicht. Ungewöhn¬ 
liche Ereignisse wurden stattdessen 
immer - früher oder später - rational 
erklärt. Auch der angebliche UFO-Ab¬ 
sturz im Jahr 1947 (Roswell-Zwischen- 
fall) erwies sich als das, was er war: Der 
Absturz eines Wetterballons mit einem 
Radarreflektor ... 

Die „Men in Black“ werden also 
nicht gebraucht. 

Auch Science-Fiction-Autoren ha¬ 
ben sich mit der Kontaktproblematik 
beschäftigt. Die Zahl der Beispiele ist 
groß. Viele Autoren haben fremde Zi¬ 
vilisationen bzw. das Zusammentreffen 
von Menschen mit ihnen beschrieben: 
Zivilisationen, die mehr oder weniger 
ein Spiegelbild der unsrigen und unse¬ 
rer Konflikte, bis hin zu Klassenwider¬ 
sprüchen sind. Oder solche, bei denen 
die Evolution einen anderen Weg ge¬ 
nommen hat - und auch andere Geset¬ 
ze der Logik gelten, wie in Stanislaw 
Lems „Eden“ - bis zu „denkenden“ 
Planeten. Alles ist möglich. Die Kon¬ 
taktaufnahme der Menschen mit den 
Außerirdischen ist oft schwierig und 
trotzdem manchmal erfolgreich, be¬ 
zaubernd wie die der Kinder im Film 
„E.T“, endet aber nicht selten - und 
nicht nur wegen Missverständnissen - 
auch tragisch. In nicht wenigen Holly¬ 
wood-Filmen werden die Außerirdi¬ 
schen als hässliche Aliens dargestellt, 
deren einziges Ziel es ist, die Erde zu 
erobern, die Menschheit zu versklaven 
oder zu vernichten. 

Schriftsteller können Welten ent¬ 
werfen, Wissenschaftler müssen sich 
an Fakten halten und ihre Hypothesen 
letztlich immer auch praktisch über¬ 
prüfen. 

Wie sollten wir mit E.T. umgehen? 
Ein Kontakt würde unser wissenschaft¬ 
liches Weltbild wahrscheinlich revolu¬ 
tionieren. Nicht nur aufgrund neuer 
Erkenntnisse über die Entstehung und 
Entwicklung des Lebens und wegen 
des Zusammentreffens mit einer völlig 
anderen Zivilisation. Unsere Vorstel¬ 
lung über die Stellung des Menschen in 
der Welt würde sich - wieder einmal - 
grundlegend verändern ... 

Wissenschaftler entwickeln seit Jah¬ 
ren Vorstellungen über Kontakte und 
mathematische Modelle für eine mög¬ 
liche Kommunikation. Für Treffen sind 
unterschiedliche Szenarien in der Dis¬ 
kussion: So das Fernkontakt-Szenario, 
das Artefakt-Szenario, bei dem Men¬ 
schen auf ihrem Weg im Kosmos auf 
Hinterlassenschaften einer fremden 
Zivilisation stoßen, das Direktkontakt- 
und das Agenten-Szenario - falls E.T. 
bereit unter uns lebt. Alles das sind spe¬ 
kulative Überlegungen. 

2014 veröffentlichte die NASA ein 
250 Seiten dickes Dokument zu „in¬ 
terstellarer Kommunikation“ und hielt 
gemeinsam mit der US-Kongressbib- 
liothek in Washington ein zweitägiges 
Symposium zum Thema ab. Es ging 
um die „Auswirkungen der Entde¬ 
ckung mikrobakteriellen, komplexen 
oder intelligenten Lebens jenseits der 
Erde“. Dabei wurde auch darüber dis¬ 
kutiert, wie eine Kommunikation mit 
den Außerirdischen aussehen könnte. 
Die dürften kaum zu verstehen sein. 
Spekuliert wurde über deren Moral- 
vorstellungen usw. 


„In dem Nasa-Sammelband über 
interstellare Kommunikation beschrei¬ 
ben Archäologen, Paläontologen und 
Historiker, dass es zwar möglich war, 
Schriften und Symbole längst unterge¬ 
gangener Kulturen zu entziffern. Doch 
es gab immer auch Anhaltspunkte da¬ 
für: Bei den ägyptischen Hieroglyphen 
zum Beispiel war es der 1799 entdeck¬ 
te Rosetta-Stein.“ {Die Welt, 19.8.2014 ) 

Die Verständigung wird also 
schwierig. 

Seit längerem gibt es aber auch 
Streit in der Wissenschaftlergemeinde. 
Während nicht wenige Wissenschaftler 
davon überzeugt sind, dass ein Kontakt 
vor allem positive Folgen hätte, warnen 
andere. Nicht etwa vor übertriebenen 
Erwartungen, sondern vor Außerirdi¬ 
schen, die möglicherweise böse Ab¬ 
sichten hätten. Sie sind dafür, keine 
Nachrichten mehr ins All zu senden. 
So forderte der britische Astrophysiker 
Stephen Hawking 2010: Die Mensch¬ 
heit solle sich besser still verhalten. 
Denn Aliens könnten uns Menschen 
allzu ähnlich sein - und kommen, um 
zu plündern und zu zerstören. ( Spiegel- 
online, 25.4.2010) 

Da hat einer wohl zu oft den Film 
„Independence Day“ gesehen oder ori¬ 
entiert sich am Roman von Herbert G. 
Wells „Krieg der Welten“? Oder war 
es Resignation angesichts unserer Welt 
voller Kriege, voller Not? 

Die Schweizer aus der Gemeinde 
Entlebuch, deren Aktion - so berich¬ 
teten es damals auch Schweizer Zeitun¬ 
gen - eigentlich nur der Werbung für 
die Urlaubsregion galt, waren da opti¬ 
mistischer. Ihre Botschaft lautete näm¬ 
lich vollständig: „Grüezi liebes Univer¬ 
sum. Kommen Sie uns besuchen. Hier 
ist es schön. In 50 Jahren. In 500 Jahren. 
In 500 000 Jahren.“ 

Zitierte Bücher: 

Carl Sagan, Unser Kosmos. Eine Reise 
durch das Weltall, München/Zürich 
1982 

Gene Bylinsky, Evolution im Weltall. Ge¬ 
schichte und Zukunft des Lebens, Kö¬ 
nigstein 1982 


Bild unten: Das ESO-Observatorium 
einschließlich Hauptquartier (zusam¬ 
menfassende künstlerische Darstel¬ 
lung- Die Idee einer gemeinsamen 
Europäischen Sternwarte wurde 1953 
geboren. 1963 wurde die Atacama- 
Wüste in Chile für das internationale 
Projekt ausgewählt. In den 2000er 
Jahren entwickelte sich der Wunsch 
nach einem Teleskop der neuen 
Generation („European Extremely 
Large Telescope - E-ELT). 

Derzeit wird an drei Standorten in 
Chile der„Himmer durchmustert und 
werden wichtige wissenschaftliche 
Fragestellungen geklärt. Wenn das 
E-ELT in Betrieb geht, wird es um 
Informationen über die Frühzeit 
unseres Universums gehen, aber auch 
Schwarze Löcher, Neutronensterne 
und andere extrem kompakte Objekte 
sollen beobachtet werden. Die 
Suche nach extrasolaren - vor allem 
erdähnlichen - Planeten kann forciert 
werden. Dazu gehört der erste Nach¬ 
weis eines erdähnlichen Planeten in 
der habitablen Zone um einen Stern 
unserer Milchstraße. Zudem soll das 
Teleskop die frühesten Stadien der 
Entwicklung von Planetensystemen 
untersuchen und Wasser und orga¬ 
nische Moleküle in protoplanetaren 
Scheiben nachweisen. 



Hypothetische „Supererden“ im Vergleich zur Erde (links). 
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unsere zeit m 


Aus für Sotschi 

Bob- und Rodel-Weltmeisterschaften werden verlegt 


Fussikowski 

Ab in die Winterpause 



Das Jahr endet mit einem Sportskandal: 
Sotschi werden die Bob- und Rodel- 
Weltmeisterschaften entzogen! Eine im 
Grunde einmalige Entscheidung, die ei¬ 
nen politischen Hintergrund hat und si¬ 
cher noch einige Folgen haben wird. Um 
Irrtümern vorzubeugen: Es steht fest, 
dass bei den Olympischen Winterspie¬ 
len in Sotschi Doping-Manipulationen 
stattgefunden haben. Die zu untersuchen 
und danach entsprechende Strafen gegen 
die schuldigen Sportfunktionäre zu ver¬ 
hängen, ist Sache des russischen Sport¬ 
bundes, wenn nicht sogar der russischen 
Regierung. 

Die Entscheidung, diese Weltmeis¬ 
terschaften nicht in Sotschi stattfinden 
zu lassen, hat der Internationale Bob- 
und Skeletonverband (IBSF) getroffen. 
Der hatte diese gravierende Entschei¬ 
dung mit der Feststellung begründet, 
dass man eine WM ausrichten wolle, die 
vom „Sport fokussiert wird und nicht auf 
Anklagen und Diskussionen basiert - ob 
gerechtfertigt oder nicht“. 

Es fällt nicht leicht, dieses Ereignis zu 
kommentieren. Der Schlusssatz „... ob 
gerechtfertigt oder nicht“ offenbart das 
Risiko der im Weltsport seltenen Ent¬ 
scheidung, denn wie ließe sie sich begrün¬ 
den, wenn sie nicht gerechtfertigt war? 

Danach haben offensichtlich die Let¬ 
ten nicht gefragt, als sie als erste ihren 
Boykott verkündeten. Dann meldete 
sich die Bundesrepublik zu Wort. Der 
Kernsatz des eine dreiviertel Zeitungs¬ 
seite füllenden Interviews mit dem Ver¬ 
bandspräsidenten Thomas Schwab - pu¬ 


bliziert im ND - lautete: „Ich bin aber 
froh, dass es jetzt so gekommen ist.“ Ei¬ 
ner der von Schwab zitierten Kronzeu¬ 
gen ist der russische Bob-Olympiasieger 
Alexander Subkow, der seine Anklage 
in der „New York Times“ veröffentlich¬ 
te. Hauptankläger ist der vom internati¬ 
onalen Verband beauftragte seriöse Ka¬ 
nadier McLaren, der in einem Interview 
erklärt hatte: „Reporter: Gibt es eine 
Chance auf einen Wandel? - McLaren: 


Was Russland angeht, denke ich, dass es 
auf jeden Fall eine gute Chance für einen 
Wandel gibt. Sie machen große Schritte 
beim Versuch, etwas zu verändern und 
wir sollten ihnen die Chance geben, das 
zu tun.“ 

Noch einmal: Dieser Kommentar 
fällt kein Urteil, zeigt aber darauf hin, 
dass alle Standpunkte zumindest bedacht 
werden müssen. 

Die russische Regierung hat den 
Entzug der Weltmeisterschaften 2017 
als politische Entscheidung verurteilt. 
Kremlsprecher Dmitri Peskow sag¬ 
te dem TV-Sender RT: „Das sind sehr 
traurige Nachrichten.“ Russland werde 
weiter mit allen Mitteln seine Interessen 
schützen. Der Präsident des russischen 
Bob- und Skeleton-Verbandes, Alexan¬ 
der Subkow, einst selbst Olympiasieger 
im Zweier- und Viererbob, wies die Vor¬ 
würfe zurück: „Aus rein sportlicher Sicht 
ist es schade, denn wir hatten vor, uns in 
Sotschi für die Olympiapleite 2014 zu re¬ 
habilitieren.“ 

Laut IBSF werde „in den kommen¬ 
den Tagen“ über den neuen Austra¬ 
gungsort entschieden. Erfahrungsge¬ 
mäß springen bei solchen Absagen oft 
die deutschen Veranstalter mit einer der 
drei Bahnen ein. „Ich habe BSD-Gene- 
ralsekretär Thomas Schwab gebeten, ei¬ 
nen Plan B zu erstellen. Die Ausrichter 
in Königssee haben schon mehrmals ge¬ 
zeigt, dass sie solche Events auch kurz¬ 
fristig umsetzen können“, sagte Andreas 
Trautvetter, der Präsident des deutschen 
Bob- und Schlittenverbandes. 


Man könnte noch manchen Kom¬ 
mentar hinzufügen, sollte aber darauf 
verzichten. Nicht verzichten dürfte der 
russische Verband auf den Schadener¬ 
satz der bereits gezahlten Kosten, denn 
die dürften nicht unerheblich sein. Wie 
immer die Affäre ausgehen mag: Man 
wird kaum leugnen können, dass Sym¬ 
ptome der kontinuierlichen Anti-Russ- 
land-Kampagne auch im Sport kaum zu 
unterdrücken sind. Klaus Huhn 


O ben stehen die, die keiner 
mag. Das ist normal. Diesmal 
aber sogar auf den ersten bei¬ 
den Plätzen. Oder besser: den ersten 
drei! Das ist neu. Die Bayern sind die 
Bayern, da hilft auch keine Haftstrafe 
mehr, und für die neue Saison kaufen 
sie erst mal - alles wie gehabt - dem Ta¬ 
bellendritten zwei Spieler weg. Ok, sie 
kaufen Hoffenheim weg, das ist nicht 
ganz so schlimm, die mag ja auch kei¬ 
ner. Aber diese anderen, diese neuen 
da oben aus dem Boden gestampftes 
Kunstprodukt eines geschmacklosen 
Brauseherstellers ... 

Ja, sie spielen gut. Aber: RB Leipzig. 
RasenBallsport Leipzig oder in Wirk¬ 
lichkeit: Red Bull Leipzig. Ein Spiel¬ 
zeug des Milliardärs Dietrich Mate- 
schitz. Bis 2009 hießen die noch: SSV 
Markranstädt. Aus der 5. Liga. Was aus 
solchen „Spielzeugen“ dann wird, sieht 
man in der englischen Liga. Clubs von 
irgendwelchen reichen Arschlöchern, 
die Traditionen, Spieler, Vereinsfar¬ 
ben und Fans kaufen, verkaufen oder 
wegschmeißen. Tickets, die dreitausend 
Pfund kosten und „echte“ Fans, die sich 
gruselnd vom bösen Spiel abwenden. 
Kapitalismus? In Reinkultur. Ist Fuß¬ 
ball leider sowieso, aber hier perver¬ 


tiert bis zum Anschlag, und das ohne 
rot zu werden. 

Und sonst? Meine Dortmunder 
(deren Fans übrigens zum überwälti¬ 
genden Teil mitnichten Neonazis sind, 
die Siggi nachtrotten, wie auf einen 
meiner Artikel mal geantwortet wur¬ 
de) wissen nicht, ob sie Fisch oder 
Fleisch wollen, gewinnen gegen die 
Bayern und putzen Legia Warschau 
in einer kafkaesken Theaterauffüh¬ 
rung, nur um dann gleich wieder ge¬ 
gen Frankfurt einen vor den kopflosen 
Kopf zu bekommen. 

Der geliebte königsblaue Nachbar 
wiederum hat sich entschieden, doch 
nicht freiwillig abzusteigen, wie in den 
ersten Wochen oder fast Monaten zu 
vermuten war, sondern ab und zu ein 
Spiel zu gewinnen. Finde ich gut, der 
einzig sichere Abstieg gehört definitiv 
dem HSV. Gegen das Schmierentheater 
dort ist „Gute Zeiten - Schlechte Zei¬ 
ten“ ein ernstzunehmender Beitrag zur 
hochgeistigen Zerstreuung. 

Und sonst? Hoffenheim, Frank¬ 
furt, Hertha und Köln spielen bei ca. 
120 Prozent, ich glaube kaum, dass 
das so weiter geht. Aber gut, man hat 
schon Pferde kotzen sehen, direkt vor 
der Apotheke. 


Letztere, auch genannt Bayer Le¬ 
verkusen, dümpeln dumm rum, ähnlich 
wie Wolfsburg, auch so ein Pfeifenver¬ 
ein hochbezahlter „Ich-will-weg-Kön- 
ner“. 

Und der SC Freiburg, alleine wegen 
Trainer Christian Streich ein Sympa¬ 
thieträger vor dem Herrn (sein State¬ 
ment zum Thema Flüchtlinge und 
Straftaten MUSS man sich anhören!), 
sammelt sich still und leise 20 Pünkt¬ 
chen. Schön das. 

Darmstadt, sorry Jungs, macht sei¬ 
nem Namen alle Ehre und stellt sich 
ganz hinte(r)n an. Würde glatt drei 
Mark drauf setzen, dass die genau da 
bleiben. Obwohl, Hamburg ... 

Alles in allem keine Bundesliga 
2016, auf die man gesetzt haben soll¬ 
te. Augsburg schlägt Gladbach? Lever¬ 
kusen verliert gegen Ingolstadt? Make 
my day. 

Man darf gespannt sein auf 2017, 
Frau definitiv auch, und in unserem 
Schauclub im Cafe Erdmann sind sie 
ja deutlich in der Überzahl. „Wann 
bringt der Tuchei denn mal den Göt¬ 
ze?“ „Schatz, der spielt doch von An¬ 
fang an. Oder nicht?“ Auch wieder so 
Fragen. 

Karl Rehnagel 



Terror im Spielzeugland 



Foto: Screenshot playmobil.de 


Playmobil wusste, dass Weihnachten dieses Jahr kein Spaß wird. Die Serie „City 
Action“ zeigt sich entsprechend martialisch. Unsere Kleinen können Repression 
der Stadtbewohner üben, ob aus dem SEK-Einsatztruck heraus, mit Schnellfeuer¬ 
gewehr und Überwachungstechnik oder aus dem Polizeihubschrauber, aus dem 
heraus der Scharfschütze Gut von Böse zielsicher unterscheiden lernt. „Anti-Ter- 
ror-Kampf“ für Jungen ab 4 Jahren -für Mädchen ist dann doch eher die Serie 
„City Life“ vorgesehen, wo die Verletzten von gut geschminkten Pflegekräften 
sediert werden können. 

Fragt sich nur, warum erst ab 4 Jahren mit dieser volksgesunden Erziehung 
begonnen werden sollte. Playmobil gibt den Hinweis: Kleinwaffen könnten von 
Kindern unter 4 Jahren verschluckt werden ... zu gefährlich. 


Der rote Kanal 


„schrecklichschön - Weihnachten!“ 

Die neue Reihe des WDR wirft einen 
Blick auf abstruse Weihnachtsrituale 
mit Pleiten, Pech und Pannen sowie 
familiären Dissonanzen rund um die 
Feiertage. 

WDR, 23.12., 20.15 Uhr 

„Ein Abend für Loriot“ 

Zunächst zeigt der WDR ein Porträt 
über eine der profiliertesten und po¬ 
pulärsten Persönlichkeiten des deut¬ 
schen Theaters und Fernsehens. Die 
Sketche des großartigen und feinfüh¬ 
ligen Humoristen werden von Helmut 
Schmidt, Marcel Reich-Ranicki oder 
Max Raabe und vielen anderen kom¬ 
mentiert. 

Im Anschlus um 21.45 Uhr Loriots 
„Ödipussi“ und um 23.10 Uhr „Loriot 
-Weihnachten bei den Hoppenstedts“. 

WDR, 24.12., ab 20.15 Uhr 

Drei Nüsse für Aschenbrödel 

Ja, schon zigmal gezeigt und gesehen 
- auch in diesem Jahr. Wird aber trotz¬ 
dem nicht langweilig. 

Was für die US-amerikanischen Zu¬ 
schauer die Muppet-Weihnachtsge- 
schichte nach Charles Dickens aus 
1992/93, das ist für alle anderen der 
tschechisch-slowakisch-deutsche Mär¬ 
chenfilm nach Vorlage von Bozena 
Nemcovä sowie Grimms Aschenput¬ 
tel. Mit Libuse Safränkovä (Aschen¬ 


brödel) und Pavel Trävmcek (trotteli¬ 
ger, aber gutmütiger Prinz). Filmmu¬ 
sik des Komponisten Karel Svoboda, 
gespielt vom Symphonieorchester 
Prag. Hoffentlich schneit es dazu. 
Märchenfilm / CS | DDR | CZ | D 1973 
Sa, 24.12., 23:15, Hessischer Rundfunk 

„Weihnachtsansprache des 
Bundespräsidenten “ 

Alle Jahre wieder hält der Bundesprä¬ 
sident seine Weihnachtsansprache im 
Fernsehen. Dieses Jahr jedoch zum 
letzten Mal durch den Prediger Joa¬ 
chim Gauck. 

ARD, 25.12., 20.10 Uhr 

„Nuhr 2016 - Der Jahresrückblick“ 

Der angeblich beste Komiker des Jah¬ 
res 2016 blickt auf das Jahr zurück. 
Nach seiner Meinung war 2016 ein¬ 
fach anders, aber ebenso komisch. 

One, 29.12., 21.10 Uhr 

„Charlie und die 
Schokoladenfabrik“ 

Der exzentrische Schokoladenfab¬ 
rikant Willy Wonka, passenderweise 
gespielt von Johnny Depp, sucht ei¬ 
nen Nachfolger für seine Fabrik. Da¬ 
her lädt er mehrere Kinder in seine 
Fabrik ein, darunter auch den jungen 
Charlie Bücket, der aus sehr einfachen 
Verhältnissen stammt. 

Sati, 30.12., 20.15 Uhr 


„Global Players - die Superreichen“ 

ZDF-History wirft in dieser Episode 
einen Blick hinter die Kulissen der 
Global Players Google, Ikea, VW und 
Toyota. Die mit ihren Erfolgsrezepten 
auch zu grenzwertigen Mitteln greifen. 
Im Anschluss ab 21.00 Uhr „Die 
Macht der Superreichen“, ab 22.30 
Uhr „Leschs Kosmos. Geldgier - 
Wahnsinn mit Methode“ und um 23.00 
Uhr „Mammon. Per Anhalter durch 
das Geldsystem“. 

ZDFinfo, 30.12., ab 20.15 Uhr 

„The Rolling Stones: Havana Moon“ 

Am Karfreitag 2016 spielten vor 
450 000 Zuschauern in Havanna bei 
Vollmond die „Rolling Stones“. Über 
den gesamten Tag zeigt 3SAT Konzert¬ 
aufzeichnungen. Darunter auch Bruce 
Springsteen (9.30 Uhr), Eric Clapton 
(18.00 Uhr) oder U2 (0.00 Uhr) 

3SAT, 31.12., 20.15 Uhr 

„König von Deutschland“ 

Thomas Müller trägt nicht nur einen 
durchschnittlichen Namen, er führt 
auch ein durchschnittliches Leben. 
Nachdem er seinen durchschnittli¬ 
chen Bürojob verliert, heuert er bei 
einem Industrieunternehmen an. Dort 
zählt seine Meinung, denn er wird zum 
Werkzeug der Marktforschung, 
arte, 4.1., 20.15 Uhr 

















